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Ge der sogenannten Krise des Historis- 
_ mus hat die Geschichtswissenschaft 
zunehmend zwei Reflexionsebenen in ihre 
Methodik einbezogen, die sie seitdem nicht 
mehr verlassen kann, ohne sich selbst un- 
glaubwürdig zu werden. Die eine Ebene 
ist gleichsam der Dachboden des histori- 
schen Bewußtseins. Auf ihm verdoppelt 
sich die Historiographie, indem sie sich 
selbst zum Thema macht. Die Geschichte 
der eigenen Wissenschaft gehört seitdem 
nicht nur jeweils thematisch, sondern 
auch methodisch zum Selbstverständnis 
der Historie. Die zweite Ebene liegt gleich- 
sam im Keller des Wissenschaftsgehäuses, 
in den hinabzusteigen sich die Historie 
gezwungen sieht. Der elementare Ein- 
bruch politischer Ereignisse — und damit 
auch philosophischer und religiöser Frage- 
stellungen — drängt die Historie erneut, 
ihre Grundlagen zu überprüfen, d.h. un- 
kritisch hingenommene Voraussetzungen 
zu revidieren. Die seit 1945 so häufig po- 
stulierte »Revision des Geschichtsbildes« 
ist nur ein Epiphänomen zu der legitimen 
Herausforderung an die Geschichtswis- 
senschaft, ihre eigenen geschichtlichen 
Bedingungen kritisch zu erfassen. Die 
dem entsprechenden Bemühungen ver- 
suchen den endlosen Historismusdebatten 
zu entrinnen und verweisen in die Rich- 
tung auf eine neue Historik, die sich nicht 
mehr auf dem Niemandsland zwischen 
Naturwissenschaft und idealistischer Phi- 
losophie ansiedeln kann. 

Soweit die Historie in die philologisch- 
kritische Methode eingebunden bleibt, be- 
wegt sie sich nicht bewußt auf den ge- 
nannten Reflexionsebenen. Sie überließ 
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Im Vorfeld einer neuen Historik 
Reinhart Koselleck (Heidelberg) 


dieses Geschäft vielmehr der Philosophie = 


als Erkenntnistheorie und konnte sich 
demzufolge nur allzuleicht von vorgegebe- 
nen tagespolitischen Richtungen treiben 
oder leiten lassen. Die eine vermeint- 
liche Objektivität garantierende Selbst- 
beschränkung auf die philologisch-kriti- 
sche Methode, die sich zudem selbst histo- 
risch verstand, forcierte außerdem die 
Absetzung der Historie als Spezialwissen- 
schaft von der Politologie und Soziologie, 
die sich anderer Methoden bedienten: auf 
Kosten aller Bereiche, Der blinde Fleck 
der jeweiligen Forschungsrichtung konnte 
durch Maßarbeit in der Nachbarschaft 
nicht kompensiert werden. Die gegen- 
seitige Verflechtung in das Bewußtsein zu 
heben und teilweise auch praktisch zu 
verwirklichen, ist heute Aufgabe aller 
Beteiligten. Damit wird jede Selbstbestim- 
mung der Historie als Wissenschaft im- 
mer zu einer solchen der Soziologie und 
der Politischen Wissenschaft wie um- 
gekehrt. 

Es ist daher erforderlich, im Rahmen der 
politischen Literatur, stellvertretend für 
viele andere, auf einige Neuerscheinun- 
gen hinzuweisen, die sich gerade nicht als 
politische Literatur zu erkennen geben. 


I. 


Reinhard Wittram !) hat zwölf Vor- 
lesungen über Fragen des zeitgenössischen 
Geschichtsverständnisses drucken lassen, 
denen wir zunächst — als äußeres Ergeb- 


1) Reinhard Wittram, Das Interesse an der Ge- 
schichte, Zwölf Vorlesungen über Fragen des zeit- 
genössischen Geschichtsverständnisses, 176 S., Ver- 
lag Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen 1958. 
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‚nis — eine Einführung in die Menge der 
oft weit verstreuten methodischen Re- 


.  fexions- und Besinnungsliteratur nach 


1945 verdanken. In ständiger Ausein- 
 andersetzung mit solchen Schriften be- 
handelt W. erkenntnistheoretische Pro- 
bleme, die Begriffsbildung der Historie, 
er untersucht Darstellungsformen und die 
Frage einer Nutzbarkeit der Wissenschaft, 


R schließlich beschäftigt er sich mit Grund- 


"fragen des Historismus und der Ge- 
schichtsphilosophie. W. stellt all diese 
Themen nicht theoretisch zur Diskussion, 


sondern er geht mit dem Leser Wege des 


historischen Forschers nach, um sich auf 
Schritt und Tritt von scheinbaren Grenz- 
. problemen der Wissenschaft aufs neue 
überraschen zu lassen. Dieser an der Em- 


Ja -pirie der Forschung ausgerichtete Weg 


hat den großen Vorzug, anschaulich zu 
bleiben. W.s Theorie ist immer situations- 
bewußt. Die Fülle der wohlabgewogenen 
‚Formulierungen speist sich ständig aus 
einer ebenso großen Menge beispielhafter 
Einzelfälle, aus und an denen der Verf. 
seine Einsichten gewinnt. 


W.s Vorverständnis ist stark von der ne- 


.  gativen Theologie geprägt. Daraus ent- 


springt eine Fragestellung, deren Antwort 
schließlich zu einem Organon christlicher 
Geschichtsbetrachtung führen muß, ohne 
daß W. hier ein solches Organon thema- 
tisch gemacht oder philosophisch ab- 
gesichert hätte. Dies ist freilich nicht er- 
forderlich, solange man — auch als Christ 
— »nur« Historie treibt. Die Kritische Me- 
thodenlehre, so man sich ihr unterwirft, 
bleibt für Christ und Nichtchrist, wie W. 
ausdrücklich betont (S. 67), in gleicher 
Weise verbindlich. Ein philosophischer 
Aufweis — im Sinne einer Historik — 
scheint uns aber in dem Augenblick er- 
forderlich, wo W. aus seinem. christlichen 
Vorgriff methodische Verbindlichkeiten 
für die historische Forschung ableitet oder 
inhaltliche Aussagen über die Geschicht- 
lichkeit macht. »Immer aber geht es in 
der Geschichte um Schuld, sie ist der ge- 
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SS Motor, der das“ G : 
hält, meist verborgen, immer tätig, das 


eigentliche perpetuum mobile der Welt- 


geschichte« (S. 17). 


Die Frage nach der Wahrheit in der Ge- 
schichte (2. Kap.) rollt W. heuristisch mit 
der neukantianischen Gegenüberstellung 
von Tatsachen und ihren Wertungen auf, 
um entschieden zu zeigen, daß Faktum 
und Bedeutung geschichtlich ineinander 
verschränkt sind. Dann aber vollzieht er 
eine eigentümliche Wendung, indem er so 
etwas wie eine »Richtigkeit des Wertens« 
fordert (S.32). Es ist die »repräsentative 
Kraft des Gewissens«, die den Forscher 
zu eindeutigen Werturteilen zwingt, de- 
nen er sich auch durch Verstummen oder 
Schweigen nicht entziehen kann (S. 26, 91). 
Die methodisch in jedem Fall erforder- 
liche Offenheit und Ehrlichkeit des For- 
schers allen nur denkbaren Überraschun- 
gen gegenüber, die das Dunkel der Ver- 


gangenheit bietet, sucht W. mit den Maß- - 
stäben einer. christlichen Anthropologie 


abzusichern. Demut und Verantwortungs- 
bewußtsein erscheinen als Voraussetzung 
zur Erforschung und Erkenntnis histori- 
scher Wahrheit: sie erzwingen Urteile, die 
nicht zu fällen gleichsam eine Sünde wi- 
der den Geist (der Forschung) wird (S. 25). 
Methodologie und christliche Anthropolo- 
gie fallen im Grunde zusammen. Man 
mag gegen den postulatorischen Beweis- 
sang W.s, indem er Wahrhaftigkeit und 
Wahrheit christlich einander zuordnet, 
Einwände erheben: seine gedankliche In- 
tention ist zwingend, soweit er nämlich 
die geschichtlichen Voraussetzungen hi- 
storischer Erfahrung — welche es auch 
seien — der Forschung vorordnet. Durch 
den Rekurs auf das christliche Erbe ge- 
winnt W. einen Bezug zur Geschichte, der 
den Zirkel historischer Relativierungen 
zwar nicht durchbricht — was unmöglich 
ist —, aber ins Positive wendet. Der hi- 
storische Relativismus, einst eine letzte 
Säkularisierungsform der christlichen 
Auffassung von der Endlichkeit des auf 
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j Gott angewiesenen Menschen, 


‚sich bei W. als wiedergewonnene Voraus- 


setzung geschichtlicher Erfahrung im Ho- 


rizont der christlichen Eschatologie. Rela- 
tivität ist nicht nur die jedem Historiker 
bekannte Vorläufigkeit und Begrenztheit 
aller Erkenntnisse, sie gründet vielmehr 
ihrerseits in der Geschichtlichkeit des 
menschlichen Daseins selbst. 

Es ist die Frage, ob W.s spezifisch prote- 
stantische Auslegung dieses Phänomens 
erforderlich ist, um seine methodischen 
Konsequenzen für die Historie daraus ab- 
zuleiten. Jedenfalls hat ’er sich ein ge- 
schichtliches Bewußtsein erarbeitet — und 
das ist von allgemeiner Relevanz —, das 
die gemeinsamen Voraussetzungen des 
Historismus und des historischen Mate- 
rialismus in Frage stellen kann. Die 
Marxisten haben bekanntlich mit ihrer 
bewußt gewollten Parteilichkeit nur eine 
Konsequenz aus dem Eingeständnis hi- 
storischer Relativität gezogen. Die nicht- 
marxistische Geschichtsschreibung denkt 
gegenüber einer solchen Einengung auf 
den »Parteistandpunkt« ungeschichtlich, 
solange sie eine Objektivität beschwört, 
‚die von der vermeintlichen Erkennbar- 
keit wertfreier Tatsachen im Bereich der 
Geschichte ausgeht. Die marxistische Par- 
teilichkeit ist nicht unwissenschaftlich, 
weil sie diese Art von Objektivität leug- 
net, sondern weil sie ihre eigene, politisch 
vorgeschriebene Parteilinie nicht selber 
der historischen Kritik unterwirft bzw. 
unterwerfen darf. Geschichte ist weder 
objektivierbar im Sinne naturwissen- 
schaftlicher Erkenntnis noch manipulier- 
bar im Rahmen einer parteigesteuerten 
und geschichtsphilosophisch abgeschirm- 
ten Totalkenntnis. Denn im Zuge ge- 
schichtlicher Forschung gewinnt die Ver- 
gangenheit eine Art Aktivität, die sich so- 
wenig vergegenständlichen wie schema- 
tisieren läßt. Wer die Geschichte befragt, 
muß sich ihr zugleich aussetzen, d.h. auf 
produktive Überraschungen gefaßt sein. 
Solche Überraschungen aber treffen we- 
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erweist 


der den, dessen Standpunkt gebunden ist, 
noch den, 
Geschichte gegenübertreten zu können 


glaubt. Genau hier erweisen sich W.s’ 
christliche Überlegungen als überlegen, 
indem er das geschichtliche Engagement 
des Forschers in seine methodische Ein- 


stellung einzubinden sucht: »Das Wert- 


urteil und das Schuldurteil muß,sich nach 
unserem inneren Vermögen richten und 


wird nur in dem Maße wahr sein, als wir 
selber uns ihm stellen« (S. 32). Damit 
wird die Geschichte freilich zu einem Feld 
dauernd sich erneuernder Entscheidungs- 
situationen, die der Forscher nur ermit- 


teln kann, indem er sie im Urteil gleich- & 


sam auf sich nimmt. 


Die Frage, worauf W. zugegebenermaßen 
die Antwort schuldig bleiben muß, ist die: 


"wieso gerade diese Art christliche Ein- 


stellung »richtigere Wertungen« liefert als 


andere? Der hermeneutische Zirkel, daß 


der Christ die Geschichte eben christlich 
erfährt, läßt sich nur dann zu einer all- 
gemeinen historischen Hermeneutik aus- 


weiten, wenn der Nachweis geführt wird, 


daß eine christliche Geschichtserfahrung 


der Geschichte überhaupt adäquater sei, 


»geschichtlicher« als andere Erfahrungs- 
weisen. Es spricht manches dafür, daß 


dieser Nachweis geführt werden kann. 


Vielleicht versucht ihn der Verf. einmal 
zu erbringen? Denn es scheint uns in der 
Konsequenz seines Ansatzes zu liegen, 


zumal er glaubt, daß sich auch der Histo- 
rismus im Weltmaßstab vollenden müsse 


(S. 66). Ein solcher Nachweis gewinnt 
freilich methodische Stringenz erst dann, 
wenn es gelingen sollte, eine Historik zu 
liefern, deren Strukturen sich von der 


vorausgesetzten Offenbarungsgläubigkeit 


abheben lassen. 


IR 


Während Wittram an die Grenzfragen 
und Grundlagen der Geschichtswissen- 
schaft vom »Interesse« her innerhalb der 


582 


der voraussetzungslos der 
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Forschung heranführt, geht Fritz Wag- 
‘ ner?) einen anderen Weg mit ähnlichem 
Ziel. Er analysiert methodologische Streit- 
fragen der deutschen, holländischen, eng- 
 lischen, französischen und amerikanischen 


Historiker, um durch die offengebliebe- 


nen und ungelösten Probleme hindurch 
einen 
der Geschichtswissenschaft« zu gewinnen. 


„Ausblick auf eine Philosophie 


Auch seine Prämisse ist, daß die histo- 


. rische Methodik »Bestandteil von Anthro- 


pologie und Ontologie« (S. 64) ist, daß 
sich also der moderne Historiker zu einer 


3 x »Philosophie der Geschichtswissenschaft« 
 yentschließen« müsse (S.20). W.s Absicht 
ist nicht, eine solche zu liefern, sondern 


ihre Notwendigkeit in das Bewußtsein zu 
heben. Die von keiner Zeit zu über- 


holende Begrenzung des Geschichtsfor- 
‚schers besteht bekanntlich darin, daß sein 


Thema, die Geschichte, zugleich Voraus- 
setzung seiner eigenen Existenz ist. »Die 


Geschichte transzendiert fortwährend das 


Vermögen des Historikers« (S. 51). Ge- 
schichte als menschliche Seinsweise und 
als Thema der Forschung sind ver- 


schränkt. Diese Verschränkung zu klären 


— im systematischen Sinne aller Einzel- 
forschung zuvor —, ist Thema einer Theo- 
rie der Geschichte als Wissenschaft, die 
'W. unter Berufung auf Romein, Vendryes 
und Anderle fordert. Eine solche Theorie 
sei zu unterscheiden sowohl von der Tech- 
nik der Forschung wie von der Spekula- 
tion der Geschichtsphilosophie (S. 124). 


: Derartige Grenzbestimmungen zu treffen 


ist vielmehr eine ihrer Aufgaben. Ohne 
Zweifel trägt W. mit seiner Forderung 
einem Bedürfnis Rechnung, das sich durch 
die hochgesteigerte Reflexion — einem 
allgemeinen Trend innerhalb der Geistes- 
wissenschaften — auch in der historischen 
Disziplin eingestellt hat. Der systema- 


2) Fritz Wagner, Moderne Geschichtsschreibung, 
Ausblick auf eine Philosophie der Geschichtswissen- 
schaft, = Erfahrung und Denken, Schriften zur 
Förderung der Beziehungen zwischen Philosophie 
und Einzelwissenschaften, Bd. 4. 127 S., Duncker 
& Humblot, Berlin 1960. 
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die Nähe der Politischen Wissen { 


Bezeichnenderweise beginnt W. seine  Un- 
tersuchung mit einer Darstellung der 


Diskussion um Thukydides, um dessen 
politische Geschichtsschreibung auf ge- 
schichtsontologische Aussagen hin abzu- 
hören. In der deutschen Diskussion über 
die Möglichkeit einer genuin kirchen- 
geschichtlichen ‘Methode außerhalb der 
allgemeinen historisch-kritischen neigt W. 
— gegen Wittram — zu der Auffassung, 
daß die »schismatische Situation« (S. 39) 


'am ehesten überwunden werde, wenn je 


nach der Fragestellung und befragiem 
Gegenstand eigene Methoden entwickelt 
werden. Der Historismus etablierte sich 
in seinem Selbstverständnis als Kompe- 
tenz — Kompetenz für alle methodisch 
erfaßbaren Bereiche der Geschichte —, die 
Theologie einbegriffen. Sicher ist, daß das 
»Dilemma« einer konsequenten Histori- 
sierung nicht durch eine Differenzierung 
der Methoden beseitigt werden kann. Wie 
weit nun ein hermeneutischer Pluralis- 
mus von seiner postulierten Historik um- 
griffen wird oder nicht, läßt W. als Frage 
offen 3). 


Anhand der englischen Situation zeigt W. 
den Umschlag des Historismus in die re- 
flektierte Theorie seiner Selbstbestim- 
mung bei Collinswood und den Rekurs 
auf eine christliche Anthropologie — ähn- 
lich Wittram — bei Butterfield, Colling- 
woods eigentlicher Leistung, dem Auf- 
weis der Logik von Frage und Antwort, 
scheint mir W. nicht ganz gerecht zu 
werden. Daß alle historischen Quellen 
Antworten auf zeitgebundene und zeit- 
entsprungene Fragen sind, und daß daher 
der Historiker einen geschichtlichen Sinn 


u 


nur eruieren kann, wenn er sich -— mit. 


eigenen Fragen — auf die vergangenen 


3) Jede weitere Erörterung muß nunmehr anschlie- 
ßen an Hans-Georg Gadamer, Wahrheit und 
Methode, Grundzüge einer philosophischen Her- 
meneutik. XVII, 486 S., Verlag J. ©. B. Mohr (Paul 
Siebeck), Tübingen 1960. 
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m er mit den vergan- 


daß insofern alle Geschichte Geschichte 
. von Gedanken sei: das soll ja für Colling- 
wood nicht heißen,daß auch dieGeschichte 
‚selber rational verlaufe,sondern zunächst, 
- daß das Erkenntnismedium der Historie 
der Geist ist. Denn auch was in der Ge- 
schichte nicht geistig ist, emotional, irra- 
'tional, und selbst wo sie zur Passion wird, 
läßt sich nur durch den Geist verstehen. 
Der Einwand des rationalen Solipsismus, 
den W. — mit Toynbee — gegen Col- 
lingwood erhebt, trifft also nicht die her- 
meneutische Problematik, die dieser auf- 
gerollt hat. Die politologische und die 
soziologische Methodik wird von W. 
implizit am engsten berührt in den beiden 
Kapiteln über die amerikanische Ge- 
schichtsschreibung, wo die dem Pragma- 
tismus innewohnenden Grenzen aufge- 
wiesen werden, und dem über die fran- 
zösischen Richtungen, Der hitzig-elegante 
Streit zwischen der traditionellen politi- 
schen Historiographie und der sozialge- 
schichtlichen Schule der »Annales« wird 
‚bis an den Punkt geführt, wo sich die 
ontologische Frage nach dem, was Ge- 
schichte sei, mit der Frage nach der adae- 
quaten Methode zur Auslegung dieser 
Geschichte trifft. Selbst die Teamarbeit 
-erweist sich als notwendig, wenn die Fra- 
gen nach langfristigen Sozialstrukturen 
sachgerecht beantwortet sein wollen. 


DDR 


Wagners und Wittrams Kernfrage 
nach dem Schnittpunkt der Geschichte 
unserer gegenwärtigen yo 
schaft hat auch Hermann Heimpel ‘) 
zum Thema eines Vortrages gemacht. Die 
anthropologische Wendung sieht er in der 


4) Hermann Heimpel, Über Geschichte und Ge- 
schichtswissenschaft in unserer Zeit, = Vortrags- 
reihe der Niedersächsischen Landesregierung zur 
Förderung der wissenschaftlichen Forschung in 
Niedersachsen, herausgegeben im Auftrage des Nie- 
dersächsischen Ministerpräsidenten, Heft 13. 27 S., 
Verlag Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen 1959. 
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i genen en in ein Gespräch eintritt, Zeit-, 


Ausweitung der Historie auf die Welt-, 
Ur- und Sozialgeschichte manife- 
stiert. Parallel zu dieser Spezialisierung 


mit dem Ziel einer Gesamtschau sei das 
natürliche Verhältnis zur Geschichte ver- 
loren gegangen; ein Verlust, der durch das 


zukunftsgerichtete Gleichheitsstreben und 
die Technik mit ihrem Sicherheitsbedürf- 


nis — gerade gegen die Fährnisse der 
Geschichte — selber zum geschichtlichen 
Ereignis wird. In dieser paradoxen Situa- 


tion wird der Historismus zur »Selbstbe- 
scheidung« gedrängt; die Wissenschaft ge- 


winnt dafür eine neue Aufgabe: »nicht 
nur das erkennende, nicht nur das ver- 


stehende, sondern auch das versöhnende 


Gedächtnis des Menschen« zu sein. Die in 


der Tagespresse so häufig strapazierte s 


Formel von der unbewältisten Vergan- 
genheit ist also keineswegs so gewalttä- 


tig zu verstehen wie die heutige Begriffs- 


verwirrung es mit sich bringt, sie hat 
einen entschieden humanistischen Sinn: 


»Geschichte ist Bewältigung der Vergan- 


genheit. Geschichtswissenschaft verleiht 
Freiheit von der Geschichte«. (S. 14). 


IV. 


Zum Schluß sei auf zwei Bücher hinge- 


wiesen, die unmittelbar der Praxis dienen. 
A. von Brand?) hat mit seiner Einfüh- 
rung in die historischen Hilfswissenschaf- 
ten eine spürbare Lücke geschlossen: je- 
denfalls für den Studenten, und zwar — 
da jede Disziplin zur Hilfe ihrer Naclhı- 
barn dient — auch für den Studenten der 
historischen Nachbarwissenschaften. v.B. 
hat sich auf die mittlere und neuere Ge- 
schichte beschränkt und innerhalb dieser 
aus Gründen der Arbeitstechnik auf fol- 
gende Gebiete: Historische Geographie, 
Chronologie, Geneologie; Allgemeine Quel- 
lenkunde, Paläographie, Urkunden- und 
Aktenlehre; Heraldik, Sphragistik und 


5) A. von Brandt, Werkzeug des Historikers, Eine 
Einführung in die historischen Hilfswissenschaften, 
= Urban-Bücher, Bd. 33. 194 S. und 8 Abb., W. 
Kohlhammer Verlag, Stuttgart 1958. 
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> Nürhismatik. Mit geschickler A Bar ie ch: i% 
: Er berücksichtigt, undda die Er 


N: die Waage gehalten zwischen oft spannen- 


. "Wegweisung durch 620 Titel der einschlä- 
gigen Literatur auf der anderen. Über die 
Hälfte des Bandes (die Chronologie und 

“der Mittelteil) dient der Einführung in die 

Technik der philölogisch-kritischen Me- 
-thode,- durch deren Beherrschung die hi- 
 storische Schule jene Sachlichkeit ge- 
winnt, die sie auszeichnet. Experimentell 
überprüfbare Wahrheit gibt es in der 
Historie nicht, denn die Geschichte ist 
unwiederholbar und insofern vergangen. 


r Wenn die Historie aber keine wertfreien 


er Tatsachen ermitteln kann, so ist ihr damit 

. kein Freibrief für Willkür ausgestellt, Die 

= 'philologisch-kritische Methode und in 

23, ihrem Gefolge die jeweiligen Hilfswissen- 

schaften stellen jene Richtigkeitsgrade im 

 Quellenmateral fest, die den Spielraum 

überhaupt möglicher Aussagen und Ur- 

‚teile begrenzen. Die philologisch-kritische 

Methode bestimmt nicht das historische 

Urteil, aber begrenzt es und macht es da- 

mit überprüfbar. Das »Werkzeug des Hi- 

 _storikers« ist also nicht ein arcanum 

der historischen Forschung, sondern schult 

die historische Kritik eines jeden, der es 
gebrauchen lernt. 

Ein allgemeineres Hilfsmittel haben 

‚ Erich Bayer‘) und acht Mitarbeiter mit 

‚ Ihrem Wörterbuch bereitgestellt. Die alte, 


Afrikanische Köpfe 
n 1915 veröffentlichte der deutsche Afrika- 
Y - .politiker Carl Peters im Berliner Verlag 
Ullstein in einer‘der ersten Taschenbuch- 


reihen ein Bändchen unter dem Titel 


'»Afrikanische Köpfe, Charakterskizzen 
aus der neueren Geschichte Afrikas«. Die 
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SE der Darlegung von Begriffen und Beispie- 
len auf der einen Seite und einer knappen - 


- sinische Kaiser Menelik II., 


klärungen der rund 5500. Stichworte. si 


‚auf Begriffe und Fachausdrücke beschrän- | 
ken — Fakten und Namen werden nur 


exemplarisch herangezogen —, darf das : Ä 
Wörterbuch für den ersten Handgebrauch = 
eine erfreuliche Vollständigkeit beanspru- 


chen. Die Literaturangaben erstrecken 
sich auf vergleichsweise wenig ausländi- 


sche Werke, erfassen dafür aber Aufsätze, 
so daß die weitere Arbeit erleichtert wird. 
Unverständlich ist, daß ein in Wörter- E 
büchern so erfahrener Verlag Artikel ver-. 

schiedensten Inhalts unter einem Stich- 

wort zusammendruckt, z. B. Herme, Her- 
mokopiden, Hermeneutik, Hermetik, wor- 
auf erst die jeweiligen Literaturangaben 
folgen. Ein Sachwörterbuch, das vom heu- 
tigen Sprachgebrauch ausgeht, sollte selbst 
philologisch anfechtbare Zusammenstel- 
lungen dieser Art vermeiden; jedenfalls 


sind sie störend. Noch ein Hinweis zum. | 


Thema dieser Rezension: der zentrale Be- 
sriff der Geschichtlichkeit wird — unter 
Verkennung des heute üblichen Sinnes — 
in fünf Zeilen behandelt. Wieder eine 


historische Frage: denn welche Wissen- 


schaft deckt sich mit der Theorie, die sie’ 
von sich entwickelt? 


6) Erich Bayer (Hrsg.), Wörterbuch zur Ge- 
schichte, Begriffe und Fachausdrücke, = Kröners 
Taschenausgabe, Bd. 289. 523°S., Alfred Kröner 
Verlag, Stuttgart 1960, 


Afrikanischer Circulus Vitiosus 
Conrad Oehlrich (Bonn) 


von Peters behandelten Afrikaner, näm- 
lich der Bure Paul Krüger, der britische 
Empire-Builder Cecil Rhodes, der abes- 
der öster- 
reichische Forscher Emin Pascha und der 
belgische Begründer des Kongo-Staates, 
Leopold II, haben in der heutigen stür- 
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- Rhodesischen Premierminister Sir Roy 


nera ion der Afrikapoli iker wie. etwa 


Lord ‘Milner ‘oder Lord Lugard, dessen 


3 zweibändige Biographie von M. Perham 


soeben im Londoner Verlag Collins er- 


schien, ist die Entwicklung schon hinweg- 
. geeilt. Afrikanische Köpfe von heute wer-. 
‘den von den Afrikanern selbst gestellt. 
Läßt man Nordafrika mit Abdel Nasser 
und Habib Burgiba oder die Südafrika- 
nische Union mit dem verstorbenen Da- 
niel F, Malan, dem Vorkämpfer der 
Apartheid- -Politik, und den vitalen Nord- 


"Welensky beiseite, so verbleibt ein Kreis 
von ausschließlich eingeborenen Köpfen, 
deren genauere Qualifizierung als Poli- 


“tiker, Staatsmänner oder Abenteurer ver- 


früht erscheint: der hinter den Kulissen 


- wirkende Politiker und Publizist George 


Padmore (Panafricanism or Communism? 


. The Coming Struggle for Africa, London 


1956); der zähe und schlaue äthiopische 
Monarch Haile Selassie; der bedächtige 
liberianische Präsident William Tubman; 
der in den Hauptstädten von Bonn bis 


- Moskau bekannte Sekou Tour& von Gui- 


'nea; der durch seine Ministerpräsident- 
schaft in Ghana seit 1957 fast schon zu 
den Elder Statesmen- Afrikas zählende 
Kwame Nkrumah; der auf die Macht- 


-ergreifung in Kenia lauernde alte Mau- 


Mau-Führer Jomo Kenyatta!); von den 


- Niserianern Nuamdi Azikiwe und Awo- 


-lowo 2); der unglückliche, ehrgeizige und 


vitale Patrice Lumumba im Kongo, und 
eine Reihe weiterer Namen, die über- 
stürzt aus ihrer dunklen afrikanischen 
Anonymität herauswachsen und Profil 
gewinnen. Dank der reichhaltigen Litera- 


_ tur über den ehemals »schwarzen Erdteil« 


 —_ etwa Rolf Italiaanders Buch über »Die 


=) 


George Delp, "Jomo Kenyatta, Towards Truth 


"about the “Lights of Kenya‘. 223 S., Victor Gol- 


 lanez, London 1961. 


2) Nuamdi Azikiwe, Zik, London 1960; Obafemi Awo- 


-lowo, The Autobiography of Chief Obafemi Awolo- 
wo, London 1961. 
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nen. ihre N ee uns an Ekuekei 
obwohl die Häufigkeit ihrer Erwähnung 


B 


in der Presse noch keineswegs ihren Rang Re 


als Staatsmänner verbürgt. 


Einen von ihnen möchte man indessen 


schon bereit sein, hervorzuheben, nämlich 
Kwame Nkrumah von Ghana, der ehe- 


maligen "britischen Goldküsten-Kolonie, 


nicht nur, weil er mit seinem Staat die. 
Reihe der sich zahlenmäßig rasch ver- 


mehrenden selbständigen Staaten Afrikas 


anführt, sondern weil er trotz aller Dezi- 


diertheit klug und aufbauend agiert, eine = 
Leistung, die im afrikanischen Hexen- BE 


kessel Anerkennung verdient. Es ist daher 
nicht verwunderlich, daß dieser Mann 
und sein Staat wiederholt publizistisch 
gewürdigt worden sind ?). Der ghanesische 
Ministerpräsident hat diese Literatur 
durch eine Autobiographie bereichert ER 
Diese Lebensgeschichte ist zweifellos nur 


für einen kleinen Kreis der afrikanischen 


Politiker typisch, denn der heute etwa 
Fünfzigjährige hat einen soliden angel- BR; 


sächsischen Bildungsweg zurückgelegt, be- 
vor er durch Padmore für die Politik 
interessiert wurde, 


lierte und als Führer seines Landes die 
Selbständigkeit gewann, die Bindung zum 
britischen Commonwealth aber nicht löste. 
Nach dem Besuch einiger Landesschuülen 
studierte er bis 1939 an der Lincoln-Uni- 


versität in Pennsylvania, die ihn später 


zum Ehrendoktor promovierte, und so- 
dann an der Londoner School of Econo- 
mics, von wo er den Sprung in die west- 


afrikanische Politik machte und 1949 die R 


3) John Phillips, -Kwame Nkrumah and the Future 
of Africa, J.. G:. Amamoo, The new Ghana. The 
Birth of-a Nation, London 1958; W. E..F. Ward, 
A History of Ghana, London 1958; F. H. Bourret, 
Ghana, The Road to Independence 1919—1957,. Lon- 
‚don 1960. 

4) Kwame Nkrumah, Schwarze Fanfare, Meine Le- 
bensgeschichte. 269 S., Paul List Verlag, München 
1958, Eine Auswahl von Reden Nkrumahs erscheint 


demnächst im Londoner Verlag Heinemann unter . 


dem Titel: I speak of Freedom. 
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gegen die A & 
‚Fremdherrschaft in seinem Land rebel- 


c u 


= 
B\ 
“ 


“lich anders aus. 


Elben Convention Peoples Party 


als Grundlage seines weiteren steilen Auf- 
stiegs zum Staatsführer schuf. 


‘Es scheint, daß man eine solche Auto- 


.biographie sehr genau Satz für Satz lesen 
- sollte, um dem Wesen Afrikas und der 
afrikanischen Politik nahe zu kommen, 
näher vielleicht, als es durch die Lektüre 
der Flut von Literatur geschieht, die, teils 
der Konjunktur ihre Entstehung verdan- 
'kend, ihren Wert in der Klärung einzelner 
‘spezieller Züge der afrikanischen Situa- 
tion hat, aber einer so maßgebenden 
Schau mit den Augen eines afrikanischen 


 . Staatsmannes entbehrt. 


Wem werden sie glauben? 


Wenn die afrikanische Führunsselite, wie 


gesagt, zunehmend an Profil gewinnt, so 


ist das gleiche nicht von ihrer Gefolg- 
. schaft festzustellen. Man bemüht sich, be- 
sonders auch in afrikanischen Führungs- 
s kreisen, eine afrikanische Geschichte zu 
_ postulieren und von einer afrikanischen 
‚ Persönlichkeit zu sprechen. Gerade Nkru- 
mah, unter dem Einfluß von Padmore, 
unterstellt, zweifellos aus machtpoliti- 
schen Gründen, ein einheitliches Bild 
Afrikas. 
Die Wirklichkeit sieht indessen wesent- 
Die landschaftlichen, 
ethnischen, sprachlichen, wirtschaftlichen 
und. zivilisatorischen Unterschiede sind 
eklatant und begründen die Vielzahl der 
Probleme, denen sich sowohl die afrika- 
nischen Führer als auch die außerafrika- 
nischen Staaten konfrontiert sehen. Viel- 
leicht ließe sich das Problem auf die Frage 
reduzieren, die Douglas Hyde’) seinem 
“ neuesten Werk als Überschrift gesetzt hat: 
' Wem werden sie glauben? Dem Westen? 
Dem Ostblock? Den Neutralisten? Den 
traditioneller Häuptlingen? Den Propa- 
gandisten einer neuen afrikanischen Ord- 


5) Douglas Hyde, Wem werden sie glauben? Ein 
Interview mit der farbigen Welt, = Herder-Büche- 
rei, Bd. 68. 190 S., Verlag Herder KG, Freiburg/Br. 
1960. 
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un ssion 
Vorkämpfern des Islam? H 
Alles das, was an die Afrikaner an Nest 


herantritt oder an sie herangetragen wird, 


hätte zunächst an ihren Verstand zu 
appellieren. Aber dieser muß, da es ihnen 
an Vergleichsmöglichkeiten fehlt, ver- 
sagen. Außerdem erscheint ihnen etwas 
anderes wichtiger zu sein. Wir rationalen 
Europäer dürfen nicht übersehen, daß 
die Kräfte, die in den USA die Ausbil-. 
dung der Spirituals getragen haben, aus 
Afrika stammen. Und diese Kräfte sind 
nicht nur in Afrika lebendig, sondern sie 
sind den Afrikanern auch außerordent- 
lich wichtig. H., der abtrünnig gewordene 
englische Kommunistenführer, beschränkt 
seine Frage auf die christliche und anti- 
kommunistische Komponente und erwei- 
tert seine Untersuchung auf die gesamte 
farbige, vor allem die asiatische Welt. 
Wenn er aber abschließend den Satz nie- 
derschreibt: »Denn der Westen, der die 
Seele Asiens rettet, rettet damit aller 
Wahrscheinlichkeit nach auch seine eigene 
Seele«, so gilt eine solche Absage an eine 
vorwiegend materialistisch ausgerichtete 
Politik gegenüber der farbigen Welt, viel- 


‘leicht am stärksten gegenüber der mysti- 


schen Seele Afrikas. 

Wer in und zwischen den Zeilen der 
neueren Literatur über Afrika zu lesen 
versteht, soweit sie von wirklichen Ken- 
nern des schwarzen Kontinents stammt, 
dem kann nicht entgehen, daß die afrika- 
nischen. Menschen zwischen der Skylla 
überlebter Daseinsformen und der Cha- 
rybdis des auf sie zukommenden Neuen 
ausweichen oder flüchten in überall auf- 
flammende messianische Bewegungen oder 
politische Nationalismen und daß für sie 
das Kriterium der neuen politischen Füh- 
rer und das Maß, in dem sie ihnen Gefolg- 
schaft leisten, nicht ihre staatsmännische 
Tüchtigkeit oder ihre Integrität ist, son- 
dern die Resonanz, die diese Führer in 
ihrer Seele finden. Darin liegt das Ge- 
heimnis und die Gefahr der neuen Füh- 
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‚ zur afrikanischen Problematik ist daher 


_ worten geben kann. 


erst 


nders aufschlußreicher Beitrag 


das Buch von Georges Balandier®) 
hervorzuheben. Dieser französische Eth- 
nologe, Hochschullehrer in Paris, hat meh- 
rere Jahre in verschiedenen Teilen Afri- 
kas zugebracht und den Wandlungen des 
modernen Afrikas nachgespürt. Sein Buch 
bildet keine bequeme Lektüre. Aber es 
liefert eine sehr wichtige Facette des afri- 


. kanischen Bildes. Es ist auch insofern ein 


unbequemes Buch, als es widerspruchs- 


volle Beobachtungen liefert, aber kein 


einheitliches Gesamtbild; als es Fra- 
gen aufwirft, aber keine gültigen Ant- 
Es zeigt eben, 
wie der Titel besagt, die Zwiespäl- 
tigkeit Afrikas und schließt mit folgen- 
dem Absatz: »Afrika setzt sich in Be- 
wegung. Zu welchen Zielen? Es kann das 
Schauspiel einer verfehlten Renaissance 
bieten, oder im Gegenteil ein Beispiel be- 


. geisternder Größe, wie es stets die zu 
“ neuen Anfängen strebenden Menschen 


charakterisiert. Man fühlt sich versucht, 


endlose Fragen zu stellen. Afrika fährt 


fort, einen in Verwirrung zu halten. Sein 
dunkles Antlitz bleibt rätselhaft. Es lie- 
fert ebensowenig Offenbarungen über 
die Zukunft wie jene Grabstellen der 


"Fang über die Geheimnisse des Jenseits« 


(S. 284). 


Entwicklungshilfe 
Trotz der zunehmenden Profilierung der 
afrikanischen Führer und trotz der wach- 
senden Zahl unabhängiger afrikanischer 
Staaten, die in den Vereinten Nationen 
mit Selbstverständlichkeit neben den al- 
ten Staaten ihren Platz einnehmen und 
auf Konferenzen zu Hause zu sein schei- 
nen, kann die Fassade der afrikanischen 


6) Georges Balandier, Zwielichtiges Afrika. 292 S., 
Verlag Curt E. Schwab, Stuttgart 1957. 
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den überheblichen alten Staaten auf eine 
erträgliche Grundlage stellt. Hier liegt ein 


Problem, das Schwierigkeiten in sich birgt, 
die kaum lösbar erscheinen. Die Über- 
prüfung jeder einzelnen Schwierigkeit läßt 
neue Schwierigkeiten sichtbar werden, und 


man möchte von einem circulus vitiosus 
sprechen, der sich niemals zu einem rich- 
tigen Kreis rundet, wenn nicht politische 


Notwendigkeiten dazu zwängen, nicht in 


dem Versuch müde zu werden, Anfang 


und Ende miteinander zu verbinden. Liegt E 


es am mangelnden guten Willen? Liegt es 
an der Gegensätzlichkeit der Anliegen 


von Ost und West? Oder woran liegt es a6 
‚sonst? E 


Zweifellos liegt es zunächst daran, daß es 
sinnlos ist, in den leeren Raum hinein 
Entwicklungsprojekte zu planen und zu 
realisieren, die aus der westlichen ökono- 


mischen und sozialen Situation sinnvoll 


und zweckmäßig erscheinen mögen, in der 
afrikanischen Welt aber ohne festen Bo- 
den bleiben. Man muß also in Europa von 
Wunschvorstellungen abgehen und die 
afrikanischen Wünsche zum Ausgangs- 
punkt nehmen. Demgemäß wäre es sinn- 
voller, anstatt Millionen in irgendwelche 
Projekte zu investieren, Tausende für die 
Prüfung der Verhältnisse anzusetzen. 
Sicherlich geschieht dieses bis zu einem 
gewissen Grade und auch mit einigem 
Fingerspitzengefühl, Verständnis und gu- 
tem Willen. Aber grundsätzlich ist es 
wohl so, daß in dieser Hinsicht viel zu 
wenig, viel zu wenig sorgfältig, viel zu 
langsam operiert wird. 


Mit dieser Feststellung werden die An- 


sätze zu einer wirklichen Klärung der 
Probleme und der Möglichkeiten der Ent- 
wicklungshilfe keineswegs bagatellisiert. 


594 


gigkeit nicht darüber hinweg- 
täuschen, daß das neue, junge Afrika in 
einem geradezu embryonalen Stadium 
stecken bleiben muß, wenn nicht eine ! 
wirksame Partnerschaft das Verhältnis 
zwischen den selbstbewußten jungen und 


Arm wenfgslen gilt. dies in Bee auf die 


' Schrift von Otto Schmidt 7), Der Verf. 


hat im Herbst 1959 mit einer Reihe von 
anderen Bundestagsabgeordneten einige 


Gebiete des zentralen Afrika bereist und 


. seine Erlebnisse täglich in Tagebuchform 


=  diktiert. Dadurch ist eine äußerst leben- 
 .dige Darstellung der Erlebnisse dieser 


Reise entstanden. Trotz der Kürze der 


Reise und der dadurch bedingten Flüch- 
‚tigkeit und Zufälligkeit der Eindrücke 
‚bietet die Schrift eine interessante Be- 
reicherung unserer Kenntnisse Afrikas, 
insbesondere der turbulenten kongolesi- 


i 


N ederschide einer Beet wenn auch von 
großem Verständnis getragenen Reise 
nicht erwartet werden. Vor allem kann _ 
kein Schlüssel für das Problem der Ent- 
wicklungshilfe erwartet werden. 
Überbetonen wir in dieser Hinsicht nicht 


unser Verständnis. Einsichten und Ver- 
ständnis genügen nicht, nicht mehr. »Es 


genügt nicht, das Beste gewollt zu haben.« 


7) Otto Schmidt, Afrika im Aufbruch, Tagebuch 
einer Reise durch Belgisch-Kongo und Camerun, 
Mit einem Geleitwort von - Bundestagspräsident 
Dr.E.Gerstenmaler. 178S., Verlag Dr. Otto Schmidt, 
Köln 1960. 


Sudetenfrage und Sudetenkrise 


Erwin Viefhaus (Karlsruhe) Z 


Pr. N ur an einer einzigen, abgelegenen und 


versteckten Stelle setzt sich Helmuth 
K.G.Rönnefarth!') in seinem außer- 


a gewöhnlich umfangreichen Werk — der 
zweite Teil 
. starker 
dem 1958 erschienenen Buch von B. 


ist ein über 350 Seiten 
»Anmerkungsband« (!) — mit 


Celovsky 12), der bisher umfassendsten 


* Darstellunng zur Vorgeschichte des Mün- 


chener Abkommens, kurz und nicht ge- 
rade glücklich formuliert auseinander: 


 »Meine Darstellung unterscheidet sich von 
seiner in folgenden Punkten: 1. vertiefte 


Auswertung der reichhaltigen Dokumente, 
‚andere Gesichtspunkte; 2, eingehende Un- 
tersuchung des Sudetenproblems und 
Korrektur der von C, verzeichneten Per- 
son des Politikers Dr. Benes; 3, verweise 
ich auf den Inhalt meines Buches, in dem 
selbstverständlich das von C. verwertet, 


1) Helmuth K. G. Rönnefarth, Die Sudetenkrise 


_ in der internationalen Politik, Entstehung, Ver- 


lauf, Auswirkung, = Veröffentlichungen des Insti- 
tuts für Europäische Geschichte, Mainz. Abteilung 
für Universalgeschichte, Bd. 21, 2 Teile, XII und 
775, IV und 358 S., Franz Steiner Verlag GmbH,, 
Wiesbaden 1961. 


19) vgl. NPL, IV/1959, Sp. 1 ff. 
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aber auch korrigiert worden ist« (II, S. 20). 
Von der prinzipiellen Frage, ob ein solch 
allgemeiner und einmaliger Hinweis die 
wissenschaftliche Einzelauseinanderset- 
zung ersetzen kann, abgesehen, wird je- 
der, der sich manche unbestreitbar vor- 
handenen Unzulänglichkeiten in der Dar- 
stellung Celovskys vor Augen hält, ge- 
spannt sein müssen, in welcher Weise R. 
diesem Anspruch auf »Vertiefung«, Er- 
weiterung und »Korrektur« gerecht ge- 
worden ist. Die Beschränkung auf einige 
wenige ausgewählte, freilich nicht unwe- 
sentliche Punkte wird hier indessen un- 
umsänglich sein. 

Grundsätzlich sei mit R., der nicht nur die 
Vorgeschichte und den Ablauf der »Su- 
detenkrisex bis zum Münchener Abkom- 
men behandelt, sondern auch ihre »Aus- 
wirkung«, die Errichtung des »Protekto- 
rats« im März 1939, mit-einbezogen hat, 
die Berechtigung einer solchen erneuten 
ausführlichen Darstellung (S. XII) trotz 
oder gerade wegen der schon vorliegenden 
mehr oder minder gründlichen und zuver- 
lässigen Studien über diesen Gegenstand 
anerkannt. Dies freilich nur unter der 
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“ wortlichen und 


brauchten, 


und- zentralen Kapitels der etionäisozie. 


‚listischen Zeit den voreiligen Anspruch 


darauf erhebt, so etwas wie eine vendgül- 
tige«, abschließende Darstellung aller in 


, Betracht kommenden Aspekte des damali- 
_ gen Geschehens zu repräsentieren. Mag 
' eine solche Feststellung für den Historiker 
auch eine Trivialität sein, mag'auf der an- 

-. deren Seite für die Rekonstruktion des 
" bloß. vordergründigen Tatsachengeflechts 
bis zur Erschließung neuer wesentlicher 
" Quellen der Punkt schneller erreicht wer- 


den, wo eine nochmalige Erzählung des 
nun schon oft Erzählten nur Wiederholun- 
gen zu bieten vermag, so kann R. doch 
mit einem gewissen Recht behaupten, daß 


"bisher noch nicht in dem Maße »jene 


ganze Fülle der zur Verfügung stehenden 
Unterlagen aufgearbeitet, verwertet. und 


‚kritisch gegeneinander abgewogen« WOor- 


den ist, Die Akribie, mit der R, das Ma- 


.. terial — insbesondere für die rein diplo- 


matische Vorgeschichte und den äußeren 
Ablauf der Krise — ausgewertet hat, die 
aufwendige Sorgfalt, mit der noch einmal 
alle Haupt- und Nebenschauplätze des 
Geschehens seit dem Herbst 1937 beleuch- 
tet, mit der Anteil und Verdienst, Schuld 
und Versagen nahezu aller Hauptverant- 
-beteilisten untersucht 
wurden, fügt sich zu einer imponierenden 


Gesamtleistung, die Respekt auch dann 


verdient, wenn man bisweilen vor zuviel 
minuziöser Vollständigkeit — auch und 
gerade im »Zitieren« — warnen und die 
Gefahr aufzeigen möchte, daß die Dar- 
stellung auf weiten Strecken nachgerade 
zu einer Paraphrase der Akten zu werden 


droht. So wenig man für die wissenschaft- 


liche Spezialuntersuchung den oft miß- 
fadenscheinigen »Mut zur 
Lücke« beschwören möchte, so sollte doch 
auch hier die elementare Unterscheidung 
zwischen wesentlich und unwesentlich 


streng beachtet werden. Nicht jede Ver- 
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. sonstigen erreichbaren Quellen hat R.kri- 


EN as elung des Alplomatischeh. Eh ö 
ge von 1937. bis 1938 ist wert, genauestens s 


verfolgt zu werden, nicht jede (Fehl)-Dia- ; 
gnose und Prognose der verschiedenen Or 
westlichen »Appeaser« brauchte in dem * a 
Maße, wie es geschehen ist, wörtlich i- 
tiert zu werden, der rote Faden des. ver- 
wirrenden und verwirrten Geschehens Re: 
hätte oft noch sichtbarer N S 27% 
werden können. iR E 
Die Darstellung R.s beruht auf den . im 
einzelnen bekannten, zumeist gedruckten 
Quellen; auch er stützte sich primär auf - 
die edierte Auswahl‘ der deutschen, briti- 
tischen und amerikanischen Akten. Eine 
entsprechende französische Publikation A 
liegt bis heute nicht vor, das Fehlen wis- 
-senschaftlich _brauchbarer ‚sowjetischer. "ER 
Quellen ist notorisch, die 1958 in Prag ver- 
öffentlichten, auch von R. verwendeten Be 
»Münchener Dokumente« sind kaum ein 
Ersatz für die nicht vorhandene adaequate 
Aktenpublikation über die tschechoslowa- 
kische Politik in der Sudetenkrise. Alle 


7 
< 


tisch benutzt und dabei manchen bisher 
unbekannten Vorgang, manches oft nur 
scheinbar unwesentliche Detail ins Licht “he 
gerückt. Der Verf. konnte aber z.B 
auch die erst 1957 bis 1959 erschienene 
englische Ausgabe der deutschen Akten 
für die Zeit von 1933 bis 1935 auswerten 
und ihnen höchst interessante-Einzelhei- 
ten entnehmen — wie die Berichte und ° 
Urteile des deutschen Gesandten in Prag, 
Koch, über die Anfänge der Henlein-Be- 
wegung, die ersten Kontakte der SHF mit 
reichsdeutschen Stellen und dabei etwa 
die Tatsache, daß Henlein 1935 auf Ver-. . 
anlassung konservativer VDA-Kreise in 
Berlin eine Wahlhilfe von über 330 000 
RM erhalten hat (I, S. 136). Unbekannt 
war bislang auch ein von R. benutztes und 
ausgiebig zitiertes »Dossier« des RSHA 
von 1936 über den sog. »Kameradschafts- 
bund« (KB), jenen von Othmar Spann und 
seiner »Soziologie« beeinflußten exklusi- 
ven deutsch-böhmischen Intellektuellen- 
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‘sozialistischen Außenpolitik bis 


nach 1933 darstellte. Schließlich hat R. 


‚auch einige ungedruckte Aufzeichnungen 
und Erinnerungen verschiedener führen- 


der Politiker der Sudetendeutschen Par- 
tei — so von H. Neuwirth, G. Peters, W. 
Brand, W. Sebekovsky — verwerten kön- 
nen; diese Niederschriften von Autoren, 


die teilweise dem gemäßigten, nichtnatio- 
.nalsozialistischen Flügel der SdP ange- 
hörten,haben R.s Urteile über Persönlich- 


keiten, Grundlagen und Alternativen der 
tschechischen und sudetendeutschen Poli- 


‘tik der 20er und 30er Jahr in kaum zu 


überschätzendem Ausmaß bestimmt. 


'Einleitend behandelt R. kurz die verän- 
 derten Konstellationen der europäischen 


Politik seit den Anfängen der national- 
zum 


Herbst 1937, wobei die quellenkritische 


Erörterung der Bedeutung, die für die 


Beurteilung der Taktik Hitlers und seines 


BG außenpolitischen Konzepts der »Hoßbach- 


 Niederschrift« vom 5. 11. 1937, der August- 


_ Denkschrift Hitlers von 1936, sowie den 


Anregungen Ribbentrops von 1937/38 zu- 


kommt, trotz einiger nicht ohne weite- 


res überzeugender Einzelformulierungen 


einen wertvollen Beitrag zur Erhellung 


 Sudetendeutsche 


des »Planstadiums« von Hitlers Außen- 
politik darstellt. R. führt die einleitende 


Analyse bis zur Hitler-Rede vom Februar 
1938, in :der endgültig Österreicher und 
„als Objekte in die 
Außenpolitik des Reiches einbezogen wur- 
den« (I, S, 62 £.). Daran schließt sich ein 
umfassender Rückblick auf die Genesis 
der »Sudetenfrage« seit 1848 an: von der 
Entwicklung des deutsch-tschechischen 


= Verhältnisses im alten Österreich bis zum 


Bericht Henleins an Hitler vom 19. 11. 
1937, in welchem dem zur Beseitigung 


4 Österreichs und der CSR entschlossenen 
Br, Hitler eine Lösung der Sudetenfrage im 


nationalsozialistischen Sinne angeboten 
worden war; aus der nationalpolitischen 


 Sudetenfrage konnte sich die internatio- 
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nn des Se: ee: vom Ansch 


Be a 7 De N nr! aa EN 3 
kreis, der das Reservoir führender Mit- r 
‚arbeiter Henleins in den ersten Jahren 


Österreichs bis zur Besetzung Prags eine 
Entwicklung genauestens verfolgt, an 
deren Ende sich bestätigen sollte, was den 
Einsichtigen schon 1937/38 klar war, daß 
die Revisionshoffnungen der »Opfer« der 
Friedensordnung von 1919 und die Revi- 
sionswilligkeit ihrer westeuropäischen 
Exponenten nur ein Instrument der im- 
perialistischen Politik Hitlers gewesen 


waren. 
* 


Mit Recht ist jüngst die historische For- 
schung eindringlich davor gewarnt wor- 
den, »das Bild von Benesch als der eigent- 
lichen ‚b&te noire‘, das die nationalsozia- 
listische Propaganda geschaffen hat und 
das bei denjenigen demokratischen Su- 
detendeutschen, die Hoffnungen auf den 
Expräsidenten gesetzt hatten, sich aus der 
Enttäuschung in anderer Form erneuert 
hat, kritiklos (zu) übernehmen«. ?) R., der 
sich die Korrektur des Benesch-Bildes be- 
sonders angelegen sein lassen wollte, hat 
diese unkritische Übernahme — sei es aus 
den genannten Niederschriften ehemali- 
ger SAP-Politiker, sei es aus den neuesten 
Schriften E. Franzels und W. Jakschs — in 
einer Weise und mit einer »Perfektion« 
vollzogen, daß er die ihm eigentlich zu- 
kommende Aufgabe, die Politik dieses 
zwielichtigen Mannes und seinen Anteil 
an der Sudetenkrise abwägend neu zu 
untersuchen, verfehlt hat, und dem Leser 
eine Vorstellung von der Rolle Beneschs 
bis 1938 zumutet, die einer unparteiischen 
Urteilsbildung eher im Wege steht. Man 
kann die verbrecherische Austreibungs- 
politik, der sich Benesch nach 1945 ver- 
schrieb und an deren Planung er während 
des Krieges — Sei es aktiv oder mehr 
»opportunistisch«-reaktiv — maßgeblich 


2) Hans Rothfels, in: „Vjh. f. Zeitgesch.‘‘, VIII/1960, 
S. 134; vgl. NPL, VI/1961, Sp. 300 £ff., auch für das 
folgende. 
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| "Namen nennen, und wird och. eich 
die Frage zu stellen haben, ob seine Rolle 
in den Jahren von 1918/19 bis 1938 aus- 
schließlich von dieser letzten Phase seines 
politischen Wirkens her bewertet werden 
darf, wobei es nicht darum geht, die offen- 
sichtlichen Fehler und Versäumnisse zu 
übersehen oder gar zu rechtfertigen, die 
man auch heute in der Politik Beneschs 
zwischen den Weltkriegen festzustellen 
das Recht und die Pflicht hat, Demgegen- 
über scheint R. entschlossen zu sein, Be- 
nesch einfach zum Alleinschuldigen an der 
verfehlten tschechischen Nationalstaats- 
konzeption schlechthin zu stempeln, und 
bereichert die wissenschaftliche Literatur, 
offenbar um diese Mystifikation glaub- 
würdiger zu machen, auch noch um den 
überflüssig-sinnlosen Begriff »Beneschia- 
nismus«, »Benesianismus« (I,S.110,142) 3). 
War sich der Verf.der Unhaltbarkeit einer 
maßlos simplifizierenden Behauptung be- 
 wußt, wenn er in diesem Zusammenhang 
dieses Monstrum wie folgt eigens defi- 
niert: »Das von Dr. Benes geschaffene po- 
 litische System von Entrechtung und 
Unterdrückung, von Entnationalisierung 
und Tschechisierung«, — oder diese haar- 
sträubende Definition von seinen »Ge- 
währsleuten« einfach übernahm? Ist es 
“nicht möglich, die problematische Rolle 
Beneschs bei der Gründung der CSR, vor 
allem auf der Pariser Friedenskonferenz, 
und in den 20er Jahren zu untersuchen 
und in ein scharfes Licht zu stellen, ohne 
gleich den abwegigen Versuch zu unter- 
nehmen, einen einzigen »Sündenbock« 
für die gesamte tschechische National- 
staatspolitik seit 1919 zu fixieren, die doch 
seit 1918 in mehr oder minder ausgepräg- 
ter Form und Konsequenz von den mei- 
sten, anfangs sogar von allen tschechi- 


3) Ausgerechnet im Zusammenhang der Bewertung 
des Prozesses gegen die nationalsozialistische sude- 
tendeutsche „‚Volkssport‘‘ - Organisation von 1932 
taucht das Wort zum ersten Male auf! 
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schen politischen eh ee oder 
mitgetragen wurde. Es widerspricht vor- r 
urteilsfreier Geschichtsschreibung, wenn 
nicht wenigstens angedeutet wird, daß 


Benesch in den 20er Jahren keineswegs als 


der fanatische Exponent eines »Beneschia- 


nismus« galt, als den ihn R. seinen Lesern 
suggerieren möchte, sondern schon im 


Herbst 1921 — vor der Bildung eines Ka- 
binetts Benesch— für viele »eine maßvol- 


lere Nationalpolitik« »verbürgte«.) Mögen 


auch die damaligen — deutschen — Hoff- ö; 
nungen enttäuscht worden sein, zu Beginn 


des Jahres 1925 zählte Benesch nachweis- 


bar zu denen, die eine baldige innen- 


politische deutsch-tschechische Zusam- 


menarbeit für unerläßlich ansahen und 


hinter dem Versuch standen, bereits 1925 
deutsche Parteien an der Regierung zu be- 
teiligen, und er gehörte in den 30er Jahren 
zu denjenigen, die aus Gründen der. 
»„Staatsräson« und um der notwendigen 


Alternative zur totalitären Bedrohung 


willen die Tendenzen zur nationalpoliti- 


schen Verständigung innerhalb der tsche- 


chischen Parteien unterstützten. 
Was im übrigen auch immer an funda- 
mentaler, freilich auch die psychologisch- 
soziologischen und historischen Bedingun- 
gen nicht außer acht lassenden Kritik an 
der gesamten tschechischen Nationalpoli- 
tik, nicht nur der Beneschs, vorgebracht 
werden kann und muß, eine unverant- 
wortliche Manipulierung mit inhaltlich 


recht eindeutig festgelegten Begriffen der 
historisch-politischen Wissenschaft ist es, . 


wenn R. mehrmals vom tschechischen 
»Totalitarismus«, von »totalitärer Natio- 
nalstaatspolitik« (I, S. 98, 153) spricht. Daß 
solche haltlos-willkürlichen Wortschöp- 
fungen — wie »Beneschianismus« und 
»„Totalitarismus« — alle ernsthaften Mög- 


4) H. Klepetar, Seit 1918... Eine Geschichte der 
Tschechoslowakischen Republik, Mährisch - Ostrau 
1937, S.164; R. hat dieses Buch für viele weithin 
unbekannte Vorgänge und Einzelheiten eifrig be- 
nutzt und zitiert, verschweigt aber konsequent 
solche und ähnliche Stellen und Hinweise. 
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ür seine These von FHenesh” als. der 
‚eigentlichen bete noire« zusammenzu- 
tragen, ist bei R. nur ein Zerrbild zu- 
RR indegekommen (I, S. 701 £.), durch das 
anche glücklich überwunden geglaubte 
Simplifizierung an die Stelle anderweiti- 
ger Bemühungen um Differenzierung und 


lie für die Behkteilung der 30er Jahre ent- 
ee Tatsache zumindest verdeckt 


gehörte, die illusionslos erkannt hatten, 
daß es Hitler nicht auf das Recht und die 
‚Befreiung« der Sudetendeutschen ankam 
und alle nationalpolitischen Konzessionen 
an die SdP nichts an dem Willen Hitlers 
"zur Zerschlagung der ESR und zur ge- 
"waltsamen Expansion ändern würden, 
‚Mag Benesch durch sein Zögern auch 
' Hitler bis zuletzt den taktischen Vorteil, 
x. ‚die Berufung auf die »unterdrückten« 
‘ Deutschen, zugespielt haben, auf der an- 
- deren Seite sah er im Hinblick auf die Ab- 
sichten des deutschen Diktators klarer als 
_ mancher westliche »Appeaser«. Daher ist 
es‘ wirklich grotesk, einfach zu sagen, 
; . Benesch habe in »illusionärem Optimis- 
 mus« die »vielfachen Warnungen« in den 
“ Wind geschlagen, »sich rechtzeitig mit 
> Deutschland zu arrangieren«, und sei so- 
mit durch seine »Intransigenz« zum »To- 
.  tengräber seines eigenen Staates« geworden 
(L,S.3). In der Tat, die vielfachen »War- 
‚hungen« derjenigen, für die es schon 
wenige Monate nach »München« ein böses 
- Erwachen gab, läßt R. nahezu lückenlos, ja 
Fehl; zum Überdruß, zu Worte kommen. 
Weniger exakt und unzweideutig wird 
zum Ausdruck gebracht, daß später die 
- Hacha und Chvalkovsky alle jene guten 
7  Ralschläge, vor deren gefährlichen Konse- 
-  .. quenzen nicht nur Benesch, sondern alle 
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Hitlers in. Prag doch nicht verhinde 


konnten. = 
ee 


Wenn R. 
Laufe der Jahre« die »Beziehungen zwi- 


einleitend schreibt, daß »im. 


schen der Prager Regierung und den Su- 


detendeutschen zunehmend unhaltbarer« 


wurden und die »deutsche Volksgruppe« 
endlich hoffte, »aus ihrer Lage durch das 


wiedererstarkte Reich erlöst zu werden«, 


so dürfte’unter Einsichtigen darüber Ein- 


verständnis zu erzielen sein, daß es sich 


auch bei solchen Behauptungen um ty- 


‘pische Halbwahrheiten - handelt, denen 
man aber auch in der ausführlichen Dar- 


stellung auf Schritt und Tritt begegnet. 


Gehörten die sudetendeutschen Sozial- - 
um hier nur diese eine. 


demokraten, 
Gegenfrage aufzuwerfen, oder auch nur 
diejenigen, die im Frühjahr 1938 in einer 
Aıt »Torschlußpanik« zur SAP übertraten, 
ebenfalls zur »Volksgruppe« und erwar- 


teten auch sie- durch das Reich, in dem 


1937/38 immerhin schon die »Nürnberger Br 


Gesetze« »erlöst« 
werden? 
Im übrigen scheint es, daß R. ee 


weniger eine wissenschaftliche Analyse 


gültig waren, zu 


der Probleme sudetendeutscher Politik im 

tschechoslowakischen Staat nach 1918 als 
vielmehr eine politische Kampfschrift ver- 
faßt hat, die post festum noch einmal alle _ 
damaligen Argumente gegen das »Partei- _ 


wesen« und für die »nationale Einheits- 
front« zusammenträgt. Ohne Zweifel war 
und ist begründete und differenzierende 
Kritik an der Brauchbarkeit des reinen 
parlamentarischen Systems mit seinem 


immanenten Majoritätsprinzip und an. 
»„Partei- * 
demokratie« in einem Nationalitätenstaat 


der Nützlichkeit‘ einer reinen 


berechtigt; in der Darstellung des von R. 


»korrigierten« Celovsky ist dies jüngst an-_ 
deutungsweise wieder nachdrücklich ge- 
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 rogenen Struktur, des Kampfes zwischen 
ihres 


E 


.. Verhältnisses 


A 


R von den ae ljehe en parteilichen N 


ch nicht ae blieben under 
es den deutschen Sozialdemokraten mit 
-ihren »doktrinären Ressentiments aus der 


_ spezifischen Tradition des österreichischen 


Sozialismus, mit seinen klassenmäßigen 
‚Bindungen über die Nationen hinweg« 
' anlastet, daß eine »sudetendeutsche Ein- 
. heitsfront« damals nichi zustandekam? 3) 
E Es nimmt daher kaum wunder, wenn R. in 
- einem Stil und einer Diktion, die aus dem 
Jahre 1933 selbst stammen könnten, die 
Jahre 1933 bis 1935 als einen »Regenera- 
tionsprozeß« für die sudetendeutsche Poli- 
tik bezeichnet, die sie »aus der Zersplitte- 
rung... zur Einheit sowie zur Sammlung 
der Kräfte führte« (I, S. 115). Gewiß ist es 


begrüßenswert, daß R. mit seiner Darstel- 


lung der Anfänge und der Entwicklung 
- der Henlein-Partei bis 1937/38, ihrer hete- 


den verschiedenen Gruppen und 
_ zum Nationalsozialismus 
verbreiteten Vereinfachungen entgegen- 
tritt und damit die Tragik der Gutwilli- 
gen und Verständigungsbereiten auch und 
gerade in den Reihen Henleins aufzeigt. 
' Diese Differenzierung aber wird da- 
‘durch beträchtlich entwertet, daß R. sich 
_ der ebenso notwendigen wie vor- 
_ dringlichen Aufgabe entzogen hat zu 


5) Ein sudetiendeutscher Autor von 1931, dessen Pu- 
blikation R. an anderer Stelle ausgiebig zitiert, 
scheint diese Probleme nüchterner gesehen zu haben 
als unser Autor von 1961, wenn jener, obwohl es 
ihm gerade um eine stärkere „Vereinheitlichung‘ 
der sudetendeutschen Politik ging, schrieb: 
bildung ist keineswegs eine ungesunde politische 
'Entartungserscheinung ... Parteibildung ist nur der 
naturgemäße Ausdruck dafür, daß die Menschen in 
ihrem Denken, Fühlen und Wollen verschieden 
" sind.“ Dem „nationalen Idealpolitiker‘‘, wie man 
denjenigen — noch vor dem Auftireten Henleins — 


damals bezeichnete, der so emphatisch die ‚„Volks- - 


- gemeinschaft“ . postulierte, bescheinigte derselbe 
Autor: „Was er Volktgemeinschaft nennt, ist in 
_ Wirklichkeit nichts anderes als ein Aufgehen der 
übrigen Parteien in seiner Partei bzw. unter Füh- 
rung der nationalen Idee.‘ (D. Schausberger, Die 
sudetendeutsche Politik im Lichte der Parteien, 
Reichenberg 1931, S. 16). 


e hen, inwieweit . 
= schen«, 
‚ralen 


„Partei- _ 


in nee 
antidemokratischen, j 
und  antisemitischen. SHE 

Ideologie des »Turnführers« schon die Be- 
dingungen und Prädispositionen der spä 
teren Gleichschaltung mit einer totalitären. 
Ideologie und Politik lagen, und statt « des- 
sen wiederum eine Henlein-Legende 
(S. 114) und eine völlig unsachliche Ideali- 
sierung geboten hat. ®) rs 
Der Frage, wo die en. \ 
für die spätere Gleichschaltung zu suchen 
sind, hätte sich der Verf, gewiß dann eins! 
wenig sorgfältiger zuwenden können, 2 
wenn er es nicht 2 aus Unerklärliehen Grün- 


in an end a 
Aufsätze und Erklärungen Henleins selbst 
heranzuziehen und zu zitieren ?), ‚Hier. 
hätte er Belege in Fülle gefunden für das. 
»völkische« Denken, die »Führer- und“ 
Gefolgschaft«-Ideologie des Turnführers, 
ja für den unmißverständlichen Hinweis. 
von 1938, in der Turnbewegung schon vor 
dem Nationalsozialismus die Rassenfrage . 
erkannt zu haben (Henlein, Heim. ins. 
Reich, S. 114 £.) Solche unzweideutigen 
Fakten hat R. ebensowenig zur Kenntnis 
genommen wie die brutale Drohung des 
angeblich nur »enttäuschten Idealisten« 
Henlein von Oktober 1938, die deutschen 


6) R. nennt die ‚Totalität‘‘, den Totalitätsanspruch, 
der damals der berechtigte Hauptvorwurf gegen die 
SdP gewesen ist, ein ‚billiges Schlagwort‘, mit dem 
„so viel Unfug... getrieben worden ist‘ (I, S. 155), 
dabei die Frage offenlassend, wie es dann mit dem 
von ihm so apostrophierten tschechischen ‚Totali- 
tarismus‘‘ steht! Man wird auch die grobe Simplifi- 
zierung und die abwegige Verallgemeinerung zu- 
rückzuweisen haben, die in der Feststellung R.s 
liegt, den Sudetendeutischen mit ihrer ‚traditions- 
mäßig liberalen und freisinnigen Auffassung‘ hät- 
ten „uniformierte und autoritär regierte Parteien‘ 
nicht gelegen (I,S. 118). Wie wäre es, wenn man 
dem die Meinung eines nicht inkompetenten reichs- 
deutschen Autors von 1931. über den ‚in der su- 
detendeutschen Bevölkerung stark verbreiteten Anti- 
semitismus‘‘ 'entgegenhielte? (F. Wertheimer, Von 
deutschen Parteien und Parteiführern im Ausland, 
2. Aufl., Berlin 1931, S. 164.) 

7) Vor allem: Reden und Aufsätze zur völkischen 
Turnbewegung 1928—1933, 1934, Konrad Henlein 
spricht, 1937, Heim ins Reich, Reden in den Jahren 
1937—1938, 1939. 
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_ Hitler-Gegner einzusperren, »bis sie 
"schwarz werden«, In einem Buch, das viele 
hunderte von sorgfältigen Einzelbelegen 
£ _ enthält, findet man das Kuriosum, daß der 
zentrale Aufruf Henleins zur Gründung 
- der SHF vom 1, Oktober 1933 als einziger 
"Text ohne jegliche Quellenangabe abge- 
druckt ist (II, S. 69) 9. R. zitiert und kom- 
'  mentiert weiterhin ausführlich die be- 
kannte Programm-Rede Henleins vom 
Oktober 1934 in Böhmisch-Leipa, bei 
- deren Vorbereitung die gemäßigte Gruppe 
> der SHF-Führung eine Absage an den 
' Nationalsozialismus durchsetzen konnte 
-(, S. 137 ff., II, S. 74), dabei konsultiert R. 
nicht weniger als sechs Quellen und Dar- 
stellungen, um die Authentizität gewisser 
Formulierungen nachzuweisen, während 
ihm doch die einfache Heranziehung des 
gedruckten Textes eine solche nutzlose 
Mühsal hätte ersparen können °). 
Den Wahlsieg Henleins vom Mai 1935 
nennt R. in dekuvrierender Terminologie 
den »Sieg einer Volksbewegung über die 
- Sturheit der alten Parteien und die Starr- 
heit ihrer Apparate« (I, S. 141); den Über- 
tritt des BdL und der Christlich Sozialen 
zur SAP im März 1938 kommentiert er: 
»Aus der Erkenntnis, daß nur die Einheit 
‚. aller den Erfolg verhieß, lösten sich die 
Yu kürgerlichen, nicht-sozialistischen Par- 
 teien auf und schlossen sich der SdP an« 
2 (S. 214) 1%). Wiewohl er richtig darstellt, 


+8) Nicht weniger als zchn — darunter schwerwie- 
gende — Abweichungen von der gedruckten Fassung 
 ‚komnten festgestellt werden; welcher apokryphe 
Text R. auch zugrunde gelegen haben mag, daß es 
— bei ihm allein zweimal ‚„Völkergemeinschaft‘‘ statt 
„Volksgemeinschaft‘“ (!) heißt, macht das Gravie- 
rende dieser Unterlassung überdeutlich, 

9) Vgl. Konrad Henlein spricht, a. a.O., S. 29, wo 
eindeutig von ‚„Liberalität“ und nicht, wie R. pole- 
 misch meint, von ‚„Libertät‘‘ die Rede ist. 


10) Dieser Darstellung sei wenigstens eine zeitgenös- 
sische Stimme entgegengestellt: ‚Über .die Gleich- 
schaltung seiner Partei (des BdL) zur Rede gestellt, 
erklärte Gustav Hacker folgendes: ‚eine Abordnung 
des Bundes der Landwirte besuchte nach dem Fall 
Österreichs den Ministerpräsidenten Dr. Hodza und 
fragte ihn, wie er dire weiteren Aussichten einer selb- 
ständigen aktivistischen Politik beurteile. Dr. Hodya 
empfahl den Landbündlern, mit der Gleichschal- 
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19. 11. 1937 als Führer cn Sudetende t- 
schen »abgedankt« hatte und am 28. 3. 
1938, nachdem die Taktik des „immer SO 
viel fordern, daß wir nicht zufriedenge- 
stellt werden können«, von Hitler gebilligt 
worden war, die Würfel in der Sudeten- 
frage »endgültig gefallen waren« (S. 180 £., 
219), das »Karlsbader Programm« von 
Ende April also nur im Licht dieser Ab- 
sprache gesehen werden kann, ist R. 
zugleich der Meinung, daß Prag 
diese »Forderungen, welche im wesent- 
lichen auf den Versprechungen von 
1918/19 basierten, wohl (hätte) anneh- 
men können« (S. 232). Der Verf, ist zwar 
objektiv genug, in seine Darstellung auch 
die Würdigung der deutschen demokra- 
tischen Gruppen einzubeziehen, die der 
Gleichschaltung widerstanden, doch be- 
schränkt er sich dabei im wesentlichen auf 
die Schilderung der Vorgänge sowie auf 
die Urteile, die er den einschlägigen 
Schriften E. Franzels und dem Buch W. 
Jakschs von 1958 entnehmen konnte. Vor 
allem machte er dabei kaum den Versuch, 
die damalige Auffassung dieser Gruppen 
von der CSR als der »letzten erhalten ge- 
bliebenen Insel der Demokratie in Mittel- 
europa« (I, S. 158) mit seiner eigenen Fest- 
stellung, die Prager Regierung habe mit 
dem Staatsverteidigungsgesetz von 1936 
»das staatliche Machtinstrument im Sinne 
eines Totalitarismus« ausgebaut und die 
»an sich schon unzureichenden rechts- 
staatlichen Sicherungen« zerstört (S. 153), 
in wissenschaftlich zulässiger und er- 
wünschter Form abwägend zu konfron- 
tieren und irgendwie in Übereinstimmung 
zu bringen, 


tung noch zuzuwarten mit der Bemerkung, in zwei 
Monaten werde er ihnen vielleicht selbst den Rat 
geben, sich Henlein anzuschließen. Man erwäge, ob 
es dieser Ausblick verlohnte, den Rest der demokra- 
tischen Bauern, die nicht emigrieren konnten, der 
Rache der Nazis auszuliefern!‘“ (Zitiert nach Wenzel 
Jaksch und Walter Kolarz, Der Weg der letzten 
ws Deutschen, Dokumente und Berichte, London 
940, 8. 8.) 
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if mit dieser hluptäne” immer apodikti- 


scher werdend, schreibt R., daß der 
 deutsch-tschechische Schiedsvertrag von 
‚1925 durch die tschechoslowakische Teil- 
mobilmachung von Ende Mai 1938 außer 
Kraft gesetzt worden sei (I, S. 196, 297, 
343, 551 f.) 11). Als Beleg führt er dazu vor- 
nehmlich einen Vermerk v. Weizsäckers 
zu einem Runderlaß und einer: Aufzeich- 
nung des Auswärtigen Amtes vom 13. 6. 
bzw. 25. 6. 1938 an !?), in denen jedoch ge- 
rade die Anweisung enthalten war, die 
Frage der Gültigkeit dieses Vertrages 
»möglichst aus der Diskussion auszuschal- 
ten«; die tschechische Teilmobilisierung 

| spielte dabei auch nicht die allergeringste 
‚ Rolle, sondern lediglich die Erwägung, daß 
‘_ »die Anwendbarkeit des aus der Locarno- 
‚ Periode herrührenden. Vertrages unter 
den heutigen Umständen sehr zweifelhaft« 
und es »nicht abzusehen« sei, »wie er nach 
endgültigem Auscheiden Deutschlands aus 

- dem Völkerbund noch funktionieren 

_ könne«. v. Weizsäcker aber vermerkte zu 
beiden Schriftstücken nur: »Der Führer 
hat hiervon Kenntnis. Er ist einverstan- 
den und zugleich der Ansicht, daß schon 
Maßnahmen wie die der tschechischen 
Teilmobilisierung einen Verstoß gegen 
den Vertrag darstellen. Das Thema der 
Gültigkeit des Vertrages sollte im übrigen 
möglichst aus der Diskussion ausschei- 
den«, Kann hier nicht dem Verf. der ge- 
wiß übertriebene Vorwurf gemacht wer- 
den, in der historischen Rückschau gleich- 
sam »hitlerischer« als Hitler selbst ge- 


11) R. hat diese Behauptung auch in den von ihm 
bearbeiteten ‚„Vertrags-Ploetz‘‘ aufgenommen; vgl. 
"Konferenzen und Verträge, Vertrags-Ploetz, bearb. 
“von H. Rönnefarth, Teil II, 1953, S. 311. 


12) Akten zur deutschen auswärtigen Politik 1918 
bis 1945, Serie D, Bd. II, Nr. 268/269, S. 346 ff. 
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wesen zu sein — der eben nur von einem 


_»Verstoß«-gesprochen hatte — und einem 


unhaltbaren Versuch der Entlastung Hit- 
lers ungewollt Vorschub geleistet zu ha- 
ben? Derartige Bedenken scheinen R. 
nicht gekommen zu sein, der später eng- 
lischen und tschechischen Anregungen 
vom Juni bzw. September 1938, auf den 
Schiedsvertrag zurückzugreifen, nochmals 
belehrend entgegenhält, man habe »offen- 


bar vergessen«, daß die Maßnahmen vom 


Mai Hitler den Vorwand geliefert hatten, 
»jenen Vertrag als erloschen anzusehen« 
(S.-334,,551 2). 


Diese abschließenden Bemerkungen zu 
einer besonders fragwürdigen These Rs 
mögen Veranlassung geben, die wichtig- 
sten Einwände gegen gewisse Methoden 


und Resultate des Buches noch einmal 


summarisch aufzuzeigen: Das vorgefaßte 
ex nunc-Urteil über Benesch und seine 
Politik vor 1938 ebenso wie umgekehrt. 
etwa die Idealisierung Henleins und sei- 


ner »Bewegung«, sowie schließlich die Un- 2 F 
fähigkeit oder der mangelnde Wille R.s, * 
über Klischeeurteile hinaus die ideologi- 


schen Hintergründe des Geschehens auch 
und gerade der »Sudetenkrise« zu analy- 
sieren, konnten u. a. dadurch zustande 
kommen, daß der Verf. wesentliche Zeug- 
nisse bei aller sonstigen Akribie in der 
Ausbreitung des Quellenmaterials igno- 
rierte oder umbog. Simplifizierungen, Ver- 
zerrungen, Halbwahrheiten und Begriffs- 
manipulationen sowie zahlreiche krasse 
Fehlinterpretationen sind die Konsequen- 
zen eines Vorgehens, das auf weiten 
Strecken mit vorgefaßten Meinungen ar- 
beitet und lediglich Belastungs- bzw. Ent- 
lastungsmaterial zusammenträgt. Diese 
methodischen und sachlichen Schwächen 
beeinträchtigen den wissenschaftlichen 
Wert des Buches trotz des eminenten 
Fleißes seines Verf., trotz seines imponie- 
renden Umfanges und seines beachtlichen 
Stoffreichtums. 
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ge abend nibe D Per Molt 
„und Erwin Faul. VII, 371 S., Ring-Ver- 
lag Villingen/ Schwarzwald 1960. 


: Wahlkampf in West- 
deutschland, Eine Analyse der Bundes- 
: tagswahl 1957, aus dem Englischen 
übersetzt von G. Kitzinger. 268 S., Ver- 
‚lag Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen 
1960. 
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DAN Wahlen, durch die Volksvertretungen und 
Euer berufen werden, sind eine 
"der: elementaren politischen Entscheidun- 
en, und ihre Erforschung hat für Wissen- 
\aft und Politik zentrale Bedeutung, Die 
och. nicht sehr lange Reihe von Studien 
über Wahlvorgänge in der Bundesrepu- 
lik wurde kürzlich durch eine Veröffent- 
chung Heidelberger Forscher. bereichert. 
‚handelt sich um eine Teamarbeit, die 
rschiedene Aspekte der Stimmabgabe 
“Bund und Ländern seit 1946 unter- 


IN 
\ 

7 

7 


Dem Buch ist eine, wie nicht anders zu 


> tung von -Dolf Sternberger zur 
NH ‚dritten Bundestagswahl, »Mutation des 
A Parteiensystems«, .vorangestellt, in der er 
sich mit der Konzentration der Stimmab- 
gabe auf die beiden großen Parteien be- 
schäftigt. St. betont, daß es nicht das 
"Wahlsystem, sondern »die Wählerschaft 
5 ‚selbst gewesen ist« (S. 8), die bewirkt hat, 
% daß eine Partei die regierungsfähige 
' Mehrheit erhielt und nur zwei andere 
neben ihr in den Bundestag einzogen. 
Diese Erkenntnis verdient hervorgehoben 
zu werden, wendet sie sich doch gegen die 
"maßlöse Überschätzung des Einflusses des 
_ Wahlsystems auf die politische Struktur 
Ba a der man mitunter begegnet. 
‘ Das Verhalten der Wähler führte freilich 
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“ möglich zu machen«. (S. 13). Er sieht die 


_St.s endet. 


‚erwarten, glänzend formulierte Betrach- - 


die Haupperlelen. über "annähernd < 


ei ee Grad. von. = 
Beweglichkeit und allgemeiner Anzie- _ 
hungskraft auf beiden Seiten, der aus- 
reicht, einen Wechsel oder Umschwung E 


Gefahr, daß die Opposition auf die Dauer 
in der Minderheit verharrt, ihre Tätigkeit 
fiktiv wird und die Regierung zur »Dauer- 
herrschaft einer einzigen Parteic ent- 
artet (S. 16). Damit dies nicht geschehe, 
deutet er an, möge sich die SPD der »Be- 
weglichkeit« befleißigen. Ob er darunter 
versteht, sie solle die Wähler geschickt von 
ihren immer neu zu überdenkenden Zielen 
überzeugen, einfallsreich und mit Elan zu ] 
gewinnen versuchen, oder ob er meint, sie 
müsse sich findig zum Sprachrohr vorhan- 
dener Auffassungen machen, verrät er 
nicht. Doch knüpfen weitere Beiträge des 
Buches an die Problematik der Minderheit 
an, mit der die prägnante Betrachtung 


Der zweite Teil trägt die Überschrift: 
»Vierzehn Jahre Wahlen in Westdeutsch- 
land (1946- -1960)«. Sein Verf. wählte das 
Pseudonym »Friedrich Erbe«, weil er die 
Arbeit anscheinend nicht unter seinem 
wirklichen Namen verantworten wollte. 
Wie soll man nun eine Untersuchung 
rezensieren, von der sich selbst ihr Autor 
distanziert? Friedrich Erbe müßte zwei- 
felsohne für Inhalt und Stil seiner Aus- 
führungen ziemlich herbe Kritik zuteil 
werden — aber er existiert nur als Name. 
Dem wirklichen Autor gegenüber ist es 
wohl das Fairste, auf jegliche re 
des Textes zu verzichten. 

Im dritten Teil stellt Peter M olt »Wan- 
del und Beständigkeit des deutschen Par- 
teiwesens im Spiegel der Wahlen« dar. Es 
gelingt ihm, den geringen Raum, der für 
die Beschreibung der Entwicklung von 
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1870 bis 1953 zur Verfügung steht, gut zu 
" autzen und interessante Vergleiche anzu- 
stellen. Seine Ausführungen münden in 


die Behauptung, eine Fluktuation der 
Wähler zwischen CDU und SPD setze vor- 
aus, daß »die nach ‚Glaubensrichtungen‘ 
ausgerichtete Parteienstruktur durch ein 
System politischer Plattformparteien ab- 
gelöst« werde. Diese These, die Stern- 
bergers Forderung wieder aufgreift, mag 
richtig sein. Sie ist jedoch keineswegs so 
axiomatisch, daß M. sie nicht wenigstens 
andeutungsweise hätte begründen dürfen. 
Vermerkt sei noch, daß in den Fußnoten 
die Quellen nicht immer bibliographisch 
einwandfrei angegeben werden. 

Der vierte, von Erwin Faul verfaßte 
Teil, der etwa die Hälfte des Buches ein- 
nimmt, tituliert sich »Soziologie der west- 
deutschen Wählerschaft«. Er behandelt die 
Wahlbeteiligung, die Stimmenwanderung 
und die Entscheidung der Wähler, ge- 
trennt nach Alter, Geschlecht, Konfession, 
Beruf etc. Mit diesen Gebieten unter 
anderen befaßte sich auch Band 7 der 


“»Schriften des Instituts für politische Wis- 


senschaft an der Freien Universität Ber- 


-lin«, der indessen vor der Bundestags- 


wahl 1957 abgeschlossen wurde. Es freut 
den Rez., unter dessen Leitung jener Band 
erarbeitet wurde, daß F. an einigen Stel- 
len tiefer dringt, als er und seine Mit- 


"arbeiter es vermochten. F.s Untersuchung 


ist gut durchdacht und sorgfältig aus- 
geführt. Sie bedient sich fast aller zur 


Verfügung stehenden Statistiken über die 


Stimmabgabe. Aber die Materie ist so 


kompliziert, die Daten über die Entschei- 


dung der Wähler sind in der Bundesrepu- 
blik so wenig durch verläßliche Motiv- 
forschungen gestützt, daß es bei ihrer 
Interpretation unvermeidlich zu Mei- 
nungsverschiedenheiten kommt. Auf einige 
Stellen der Studie, die dem Rez. heikel 
erscheinen, sei im folgenden hingewiesen. 


F. schickt seinem Kapitel Bemerkungen 
über »Wahlstatisik und Meinungsfor- 
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schung« voraus, die dem Leser »eine Art 


von Bewertungsmaßstab für die in dieser ' 
Schrift kommentierten Repräsentativzah- 


len an die Hand geben« und ihn selbst 
»von der Last befreien« sollen, »an Ort 
und Stelle jeweils auf... den Verläßlich- 
keitsgrad einer Erhebungsart hinweisen 
zu müssen« (S.144£.). Tatsächlich hat er 
sich von der Last nicht befreit. Der »Be- 
wertungsmaßstab«, den er liefert, reicht 
keineswegs aus, den Leser vor einem 


Allzu-Genau-Nehmen mehrerer der her- 


angezogenen Erhebungen zu warnen. 


Kaum eine seiner Tabellen enthält An- 2 


gaben über die Größe oder die Art der 
Stichproben, auf denen sie beruhen, so 
daß Fehlergrenzen etc. verborgen bleiben. 
Nun vermeidet F. zwar im Text jeden 
Anschein, als gäben Befragungsergebnisse 


die Wirklichkeit unmittelbar wieder, aber 


der Leser wird geneigt sein, trotz der 
kurzen Ermahnung am Anfang des vier- 
ten Teils die Zahlen der Tabellen genauer 
zu nehmen, als er es darf. Vielleicht wäre 
es auch nützlich gewesen, in jedem ein- 
zelnen Falle, wo sie verwendet wurden, 
auf den Unterschied im Aussagewert der 
großartigen Erhebungen des Statistischen 
Bundesamtes und der doch viel weniger 
repräsentativen Befragungen der privaten 
Meinungsforschungsinstitute hinzuweisen. 
Führt man die Statistiken ohne weiteres 
nebeneinander an, kann. der Eindruck 
entstehen, als besäßen sie die gleiche 
Qualität. 

Selbst bei einer Erhebung, von der F. die 
Größe der Stichprobe angibt, hätte man 
für den statistisch nicht vorgebildeten Le- 
ser Erläuterungen gewünscht, wenn es 
z.B. heißt: unter den Katholiken seien 89, 
unter den Protestanten 85 und unter den 
Konfessionslosen 82 °/o der Männer zu 
wählen entschlossen gewesen. Die Stich- 
probe enthielt 618 Katholiken, 597 Prote- 
stanten und 55 Konfessionslose (S. 164). 
Hier hätte F. wohl informieren müssen, 
daß eine Prozentzahl, die auf 55 Befragte 
berechnet wird, zweifelhaften Aussage- 


614 


\ 


Er 
und der Protestanten an der Stichprobe 
von ihren Anteilen an der Gesamtbevöl- 
 kerung abweichen, ein „systematischer 
. Fehler«, der möglicherweise seine Ursache 
darin hat, daß Gebiete mit weit überwie- 
gend katholischer Bevölkerung in der 
' Stichprobe überpräsentiert sind. Da wir 
r _ wissen, daß in solchen Gebieten die Wahl- 
_beteiligung höher liest als in gemischt 
A! "konfessionellen, könnte der Abstand von 
vier Punkten zwischen Katholiken und 
Protestanten fragwürdig werden. Weiter- 
hin stellt der Verf. Überlegungen darüber 
an, ob Wähler, die lediglich die Volks- 
schule besuchten, eher geneigt sind, bei 
mehreren Abstimmungen an der gleichen 
Partei festzuhalten als andere, die über 
höhere Schulbildung verfügen (S. 261). Er 
vollführt eine Berechnung und schließt 
aus ihr, daß dies der Fall ist. Leider sind 
die arithmetischen Operationen, auf denen 
ei die Schlüsse beruhen, durch und durch 
>... unhaltbar. 
- Wie die andern Autoren befaßt sich F. mit 
dem sogenannten Zug zum Zweiparteien- 
' system. Als dessen »verfassungsrechtliche 
 Ursachen« nennt er die Fünfprozentklau- 
sel und die Festigung des »Regierungs- 
ze prestiges durch die Erschwerung des 
BL Kanzlersturzes«. Was letzteres besagen 
‚soll, ist unersichtlich. F. kann wohl kaum 
annehmen, das Regierungsprestige sei be- 
festigt (schon an sich ein unklarer Aus- 
druck), weil die Wählerschaft über die 
Konsequenzen des konstruktiven Miß- 
 trauensvotums Bescheid wisse, denn über 
solche Artikel des Grundgesetzes sind be- 
kanntlich nur relativ wenige Staatsbürger 
informiert. Andrerseits wird er aber doch 
- auch nicht behaupten wollen, es sei 
dem Erfordernis des konstruktiven Miß- 
ey. trauensvotums zuzuschreiben, daß der 
ER Kanzler bisher nicht gestürzt wurde, und 
ein auf Beständigkeit im Amt beruhendes 
Regierungsprestige sei also mittelbar je- 
ner Vorschrift zu verdanken. 
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gewesen, daß die Anteile der Katholiken die be 


halb, weil die oe nz 

so viel Interesse erweckte, daß « es dritten. 
Parteien »immer schwerer fiel, Aufmerk- 
samkeit für Nuancen...« zu finden. Die- 
ses Moment ist fraglos von großer Bedeu- 
tung. Von der Konzentration hat indessen 1 
die CDU/CSU viel mehr profitiert als die 
SPD, die ihren Anteil an den Wahlberech- 
tisten von 1949 bis 1957 nur um knapp 
50%/, steigern konnte. Wie der Verf. zeigt, 
bezog die Regierungspartei ihren Zu- 
wachs sowohl aus dem Reservoir ehe- 
maliger Nichtwähler wie aus dem frühe- 
rer Anhänger der kleinen Parteien. Nun 
behandelt F. die Stimmenwanderung, als 
sei der Schritt von einer kleinen Partei 
zur CDU/CSU genau so weit wie zur SPD. 
Dagegen spricht u.a. eine von ihm selbst 
abgedruckte Tabelle über Erst/Zweit- 
stimmenkombinationen, aus der hervor- | 
geht, daß die Anhänger der kleinen Par- 
teien viel eher geneigt sind, eine ihrer 
beiden Stimmen an die CDU abzugeben 
als an die SPD. Es scheint, daß für die 
Wähler ebenso wie für die Koalitionen er- 
wägenden Parteien der Abstand zwischen = 


SPD und bürgerlichen Parteien größer ist 
als der zwischen den nichtsozialistischen 
Parteien. Die Konzentration der Stimmen ® 
wäre also eine Bewegung innerhalb eines 
bürgerlichen Lagers, dem, zumindest seit i 
die KPD indiskutabel bzw. seit sie ver- 
boten wurde, kein sozialistisches gegen- 
übersteht, innerhalb dessen der Wähler 
wandern könnte. In diesem Zusammen- 
hang muß auch berücksichtigt werden, 
daß bei der Stimmabgabe höchstwahr- 
scheinlich das Anti-Votum — das in der 
internationalen Literatur viel zu wenig “ 
beachtet wird — eine bedeutende Rolle Ü 
spielt: Wer sich für irgendeine bürger- 4 
liche Partei erklärt, stimmt gegen eine 
sozialistische Staats- und Gesellschafts- - 
politik, wer sozialdemokratisch wählt, 
gegen eine bürgerliche. Wenn dem so ist, 

bedeutete die »Beweglichkeit«, die Stern- 
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SU. wo e sie 1953. a 1957 die im 
bürgerlichen Lager wandernden Wähler 
' gewinnen, hätte sie sich nämlich so radi- 
kal ändern müssen, daß grundsätzliche 
Vorbehalte gegen die von ihr zu erwar- 
‚ tende Politik verschwänden, oder sie hätte 
ganz außergewöhnliche Anstrengungen 
machen müssen, die Wähler zu über- 


| ziehen. Dies lediglich mittels eines Wahl- 
'kampfes zu tun, ist aber unmöglich. 

F.s ausgezeichnete Untersuchung — es sei 
nach der Kritik nachdrücklich wiederholt 
‚— wird von interessanten Karten beglei- 
tet, die jedoch schwer zu lesen sind. Bei- 
‚nahe noch mühsamer ist es, die Zeich- 
‚nungen der vorangehenden Teile zu ent- 
ziffern. Man hätte wohl ein größeres For- 


‚nik abgehen und sorgfältiger drucken 
dürfen. 


Berlin Wolfgang Hirsch-Weber 


II 


Im Gegensatz zu der von Faul heraus- 
‚gegebenen Arbeit konzentriert sich U. W. 
‚Kitzinger vor allem auf die Unter- 
‚suchung des Wahlkampfes. Die Studie 
"knüpft an die Tradition der Wahlstudien 
des Nuffield College an. K. versucht, den 
"Verlauf des ganzen Wahlkampfes und 
‘seine wichtigsten Ergebnisse durch die 
'»persönlichen Eindrücke eines einzigen 
'Beobachters, bekräftigt oder modifiziert 
‘durch Diskussionen mit anderen... .« (S.5), 
darzustellen. Nachdem K. einleitend Aden- 
‚auers zweite Amtsperiode und das Wahl- 
‚gesetz skizziert hat, widmet er ein Kapitel 
der Kandidatenaufstellung, die man ja 
‚gleichsam als parteiinternen Wahlkampf 
‚bezeichnen kann. Er versucht, aus der 
Zusammenstellung seiner Beobachtungen 
‚den Prozeß zu beschreiben, in dem Per- 
‘sonen aus der Masse der Staatsbürger 
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(oder zumindest des Färtelvölkasy: in die 


zeugen, fast möchte man sagen, zu er- 


mat wählen, von der Schwarz-Weiß-Tech- 
 »sSchlachtordnung« 
 »Lageplan« zu Beginn des Wahlkampfes. 


Elite der Bundestagsabgeordneten aus- 
gesondert werden, und zu erfassen, wie 
die Chancen des Aufstiegs, des Verblei- 

bens und des Ausscheidens sich verteilen. 
Er führt Extremfälle seiner Beobachtun- 
gen an, ohne im allgemeinen umfassende 2 
statistische Belege beizubringen, so daß 
zu fragen bleibt, ob das Typische durch- 
gehend erfaßt wurde. ch 
Aus dem dennoch exzellenten Kapitel er- 
gibt sich, daß ein Bundestagsmandat noch 
keine Lebensversicherung ist. Nach K. 
»scheint der Ausleseprozeß eine gesunde 
Verbesserung im ‚Format‘ der Bundes- 
tagsabgeordneten ergeben zu haben, die 
Staaten, die ihren Parlamentariern grö- 
Bere Sicherheiten bieten, beneiden könn- x 
ten« (S.44). Pr 
Das folgende Kapitel („Auftakt und Wahl- 

kampfthemen«) beschreibt gleichsam die 

und entwirft den 


Die verschiedenen Diskussionsgegen- 
stände, die die Parteien in den Vorder- 
grund rückten, werden von K., sorgfältig 
vorgestellt. Er schildert die strategischen 
Schachzüge der Regierung, wie Renten- 
reform und Preisstabilisierung, mit denen 
sie sich in eine gute Ausgangsposition 
manövrierte, und er beschreibt, wie jede 
Partei versuchte, die »Waffengattungen«  , 
zu bestimmen, mit denen im Wahlkampf 
gefochten werden sollte. Nun folgen vier 
Kapitel, die die Wahlkampfführung der 
Parteien abhandeln. Sie sind so bestechend 
formuliert, daß es naheliegt anzunehmen, 
das Buch werde unter dem Kopfkissen 
manches Parteistrategen als Brevier wie- 
derzufinden sein. 

Das vierte Kapitel zeigt die Überlegenheit 
der Christlich-Demokratischen Union-in 
ihrem werbetechnischen Aufwand und der 
Breitenwirkung ihrer Werbung, die selbst 
mit besseren Argumenten oder raffinier- 
terem Einsatz von gegnerischer Propa- 
ganda nicht einfach fortzuwischen ge- 
wesen wäre. Der CDU ist es offensichtlich 
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ö „in den J ahren ihrer Herrschaft gelungen, 


- sich im gesellschaftlichen Gefüge und im 
- Bewußtsein der Wähler fest zu verankern; 
ihre »Firma« hat einen »good will«, den 
sie’nur immer wieder geschickt zu akti- 
vieren braucht, wobei natürlich die Rolle 

- Adenauers nicht hoch genug eingeschätzt 
' werden kann. Der ganze Abschnitt läßt 


fraglich erscheinen, ob es der Sozial- 


demokratischen Partei Deutschlands und 
den anderen Parteien in nächster Zukunft 
gelingen wird, in die Reihe der zu Beginn 
des Wahlkampfes noch scheinbar »Un- 
"entschiedenen« einzudringen. In dem Ka- 


_  pitel wird auch deutlich, wie weit die Ent- 


rationalisierung einer sich wissenschaft- 


licher Mittel bedienenden Wahlpropa- 


ganda fortgeschritten ist. K. faßt zusam- 
men: »Die sorgfältig ausgeklügelte Psy- 
chologie und schon das Ausmaß des CDU- 
Wahlkampfes von 1957 stellte für Europa 
einen neuen politischen Stildar...« (S.156). 


In späteren Studien wäre wichtig, die 
exakte Wirkung der einzelnen Werbe- 
mittel auf den Wähler zu quantifizieren, 
‚soweit das überhaupt möglich ist. Es ist 
schade, daß die Nachweise der direkten 
Wirkung auf die Psyche des Wählers feh- 
len, daß nur allgemeine Impressionen 
wiedergegeben sind, die allerdings in 
plausibler Darstellung allgemein akzep- 
tiert werden müssen. Besonders hervor- 
zuheben sind die Thesen über die Reak- 
tionsgeschwindigkeit verschiedener Wäh- 
lerkategorien, nach denen Adenauer seine 
Strategie ausgerichtet haben soll. Diese 
Thesen sollten einmal detailliert unter- 
‘sucht werden! 

Einige methodische Anmerkungen seien 
noch zum Kapitel über die Sozialdemo- 
kratische Partei Deutschlands gemacht. 
Manchmal scheint dem kritischen Leser 
doch die Differenziertheit des Erschei- 
nungsbildes der Parteien zugunsten einer 
schlagenden Pointe stark vereinfacht zu 
sein (z. B. S. 95 £.), was man K. gern ver- 
zeiht, wenn man dann beispielsweise die 
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gut herausgearbeiteten Gründe 


_. 


SPD liest (S. 96 £.). 

Gegenüber der SPD verfällt K. der Ge- 
fahr, den Ton eines Ratgebers anzuneh- 
men, der klarzumachen versucht, wie sie 
es »vielleicht« hätte besser machen müs- 
sen. (Andererseits findet man einen guten 
Teil der Ratschläge in dem verwirklicht, 
was die SPD im Wahlkampf 1961 vor- 
führen will, z.B. die Idee, Personen und 
eine Mannschaft herauszustellen; viel- 
leicht ist das auch auf den Einfluß von 
Klaus Schütz, 1957 Mitarbeiter von K., 
1961 maßgebliche Figur im Privatkabinett 
des Kanzlerkandidaten Willy Brandt, zu- 
rückzuführen?) Fast könnte der Eindruck 
entstehen, die schlechte Technik der Wahl- 
kampagne der SPD und die in vielen Ein- 
zelheiten falsche Konzeption der Werbung 
sei an allem schuld. Tatsächlich lag doch 
vieles an einem unkorrekten Bilde vom 
Wähler, das K. gut abzeichnet. Außerdem 
lag es an der Unmöglichkeit für die SPD, 
sich den Erwartungen der Wähler anzu- 
passen, die sie werben wollte, ohne radi- 
kal mit Linie und Tradition zu brechen, 
wie K. am Anfang des Kapitels selbst 
deutlich macht. Die SPD hatte einfach 
keine Chance anzukommen. 
klagte während der ganzen Wahl über 
Geldmangel. Aber es ist fraglich, ob sie 
selbst mit so viel Geld, wie es der CDU 
zur Verfügung stand, einen viel wirk- 
sameren Kampf führen und eine ent- 
scheidende Zahl von zusätzlichen Stim- 
men hätte gewinnen können« (S.116). »Die 
SPD war ihrer ganzen Natur nach nicht 
in der Lage, einen Wahlkampf zu führen, 
wie ihn die CDU sich leisten konnte.« 
»Angesichts der gegebenen Ausgangsstel- 
lung hätte doch kein Wahlfeldzug eine 
Mehrheit selbst für die SPD und FDP zu- 
sammen sichern können.« 

Das sechste Kapitel behandelt die Freie 
Demokratische Partei unter den Zeichen 
der Düsseldorfer »Jungtürken«, das sie- 
bente die kleinen Parteien, die K. mit 
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für die 
berühmte »30 - Prozent -Schranke« der 


»Die SPD 


einem Zit 


Ein: weiteres großartiges Kernstück des 
Werkes begegnet uns in dem Kapitel über 
»Wahlkosten und Parteifinanzierung«. Das 
Abwägen der Begriffe »Wahlkosten« und 
»„Parteifinanzen« zeugt von einer un- 
dogmatischen, aber sorgfältigen Konzep- 
tion politischer Begriffe. K. rückt das viel- 
besprochene Finanzierungsproblem ins 
rechte Licht: „Wahlen... sind akuter Aus- 
druck des Kampfes zwischen politischen 
Ideologien, gesellschaftlichen Vorurteilen 
und aufeinanderprallenden wirtschaft- 
lichen Interessen, die in den Parteien ihre 
Verfechter finden. Die relativen Kräfte 
dieser gegebenen Faktoren lassen sich 
nicht in Geldeinheiten ausdrücken; sie 
können nur in der Gesamtbetrachtung 
einer Wahl erfaßt werden, die von histo- 
rischen Erwägungen über die Kandida- 
tenauslese hin bis zu einer Analyse der 
Wahlergebnisse führt« (S. 159). 

Nachdem die Wahlausgaben sehr kurz 
abgehandelt werden, wendet sich K. der 


 Parteifinanzierung zu und beschreibt die 


Rolle der Mitgliedschaft, die Beschaffung 
von Parteimitteln, die Rolle der Förderer- 
gesellschaften und anderer Finanzie- 
rungsinstitute und das Problem der 
Steuerfreiheit. Leider muß man den aus- 


 führlichen Beleg der Quellen für die 


Schätzungen der Finanzierungssummen in 
der englischen Ausgabe nachschlagen, ob- 
wohl dieser Anhang gerade beim deut- 
schen Leser zur Untermauerung der Zah- 
len — selbst wenn man diese vertrauens- 
voll akzeptiert — beigetragen hätte. Wich- 
tig ist die Beschreibung der Wahlfinan- 
zierung, wie sie die Wirtschaft betrieben 
hat, da jene, nach K., mehr als die Hälfte 
der Gesamtkosten der Wahlen und einen 
noch größeren Anteil der laufenden Ko- 
sten der bürgerlichen Parteien bestritt. 
Aus dem Kapitel geht so deutlich hervor, 


nem Zitat aus Goethes Hochzeitslied 
. treffend beurteilt. 


daß der Wahlfeldzug verschiedener Par- 


teien nicht für, sondern gegen eine Par- 
tei, nämlich die Sozialdemokratie, von au- 
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: Ben finanziert wurde, K. versucht schließ- 


lich, in einem angefügten Abschnitt über . 


»Die Wahlfinanzierung der SPD« diesen | 


etwas einseitig scheinenden Eindruck zu 
verwischen, um nicht nur einer Seite am 
Zeuge zu flicken. Wir stimmen ihm zu, 
wenn er darauf verzichtet, ausgesprochen. 
Stellung zu nehmen, und stattdessen 
meint (was für die ganze Studie gilt), daß 
»in bezug auf manches der deutschen 
Parteien .. 
schreibung der Methode schon als genü- 
gende Kritik erscheinen« mag (S. 179). 

Im Kapitel über »Kirchen, Gewerk- 
schaften und Verbände« zeigt K., wie sehr 
die Katholische Kirche in Deutschland 
der Politik einer bestimmten Partei ver- 


bunden ist, so daß sie andere Parteien 


bestenfalls tolerieren, keinesfalls als 
gleichgültig akzeptieren kann. Die Bin- 
dung ist nicht künstlich, die Kirche ist 
keine Parteifiliale, die CDU keine per- 
fide Konstruktion  finsterer klerikaler 
Mächte. Die Bindung liegt in der Natur 
der Sache und geht viel tiefer, als etwa BA: 
die zwischen SPD und Gewerkschaften. 
Beide Seiten haben offensichtlich ver- 
standen, eine glückliche Verknüpfung 
derart zu schaffen, daß der strenggläu- 
bige Christ in Gewissenskonflikte kommt, 
wenn er vom politischen Wege nach Rom 
abweicht; es bleibt ihm kaum die Mög- 
lichkeit, sich der Wahlpflicht zu entziehen. 
Der Leser wird sich fragen, wie eine 
Partei, die nicht selbst zur Pseudo-CDU 
wird, in einer Zeit, in der Antikonfessio- 
nalismus und Antiklerikalismus aus der 
politischen Arena verbannt sind, noch 
wirksam vordringen will? Zusammenfas- 
send und abschließend stellt K. im Ab- 
schnitt über die Katholische Kirche fest: 
„Schließlich lag es im Wesen christlicher 
Demokratie, eine Integration dieser 
Sphären anzustreben und eine Regelung 
menschlicher Beziehungen zu schaffen, 
die von der auf die moderne Gesellschaft 
angewandten Botschaft des Evangeliums 
beherrscht war« (S. 192). Wer aber ent- 
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eine kommentarlose Be- 


. rus? Dagegen fällt der Einfluß der evan- 
'gelischen Kirche oder der Gewerkschaften 
aum noch ins Gewicht. Insgesamt kon- 


inflüsse gegenüber der Wahl von 1953. 
Im nächsten Kapitel stellt er fest, daß im 


eringer geworden sind. Das elfte Kapi- 
el ist hauptsächlich der Rolle der Kom- 
munikationsmedien gewidmet. Hierzu 
nur eine kurze Anmerkung: Vielleicht 
hätte eine im einzelnen belegte »content- 
nalysis« der Zeitungen (und des Rund- 
funks) das Bild abgerundet. Die Aussa- 
gen scheinen zwar plausibel und richtig, 
"manches hätte man jedoch gern im einzel- 
nen an Tatsachen bewiesen gesehen. 
Während die Kapitel I— XI, zusammen- 
genommen, — trotz kritischen Anmer- 
u kungen im einzelnen — ohne Zögern 
als non plus ultra dieser Form beschrei- 
_ bender Wahluntersuchungen bezeichnet 
werden dürfen, zeigen sich bei Kapi- 
el XII »Wahlergebnisse und Stimmab- 
 gabe«) die Nachteile der Methode: Es 
_ fehlt die Tiefe in der glänzenden Darstel- 
uns. Trotzdem steckt das letzte Kapitel 
‚voller Anregungen. K. folsert aus dem 
"Vergleich der Meinungsbefragungen ver- 
 schiedener Institute u. a.: 1. „Die CDU er- 
reichte eine absolute Mehrheit erst in den 
‚letzten Wochen vor der Wahl«, was nach 
K. bedeutet, daß der mächtige Angriff 
unter Einsatz aller Mittel wirksam ge- 
worden ist. 2. Die beiden Kurven für die 
CDU und für den Anteil der »Meinungs- 
losen« schwanken spiegelbildlich. Die An- 

' hängerschaft der SPD dagegen war viel 
stabiler, auch nach der Wahl, wohingegen 
die der CDU bald abebbte. »Es war da- 
- her kein Zufall, daß die größte Wahl- 
beteiligung in der westdeutschen Ge- 
schichte auch den größten Stimmanteil 
ergab, den die CDU oder irgendeine an- 
andere Partei je erzielte« (S. 234). 
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hans der Botschaft, ‚wenn nicht der Kle- 


trion im rielenseiem dundı Lager bei re- 
lativer Stabilität der SPD heraus. Er 
meint, daß es sich weniger um eine be- 


wußte Entwicklung als das Ergebnis »der 3 
wachsenden Anziehungskraft der CDU« 


handelt (S. 237). Er hält es für unwahr- 


scheinlich, daß eine Einparteienregierung 


der einen von einer Einparteienregierung 
der anderen Seite abgelöst werden 
könnte und daß überhaupt »unter dem be- 
stehenden Wahlgesetz« ein regelmäßiger 
Wechsel zwischen beiden Großparteien 
stattfinden wird. Wieso- allerdings das 
Wahlgesetz daran schuld ist, ist nicht ein- 
zusehen, denn auch ein Mehrheitswahl- 
recht würde der CDU die Mehrheit si- 
chern, es sei denn, man unterstellt eine 
mit dem Gesetz einhergehende Verände- 
rung der Wählerpsyche, die den Wähler 


plötzlich nicht mehr nach Parteietiket- 


ten, sondern nach Gesichtern entscheiden 
läßt. Diese Unterstellung halten wir für 
utopisch. 


Wo K. sich mit den »regionalen Unter- 
schieden in den Wahlergebnissen« befaßt, 
stehen wiederum manche ansprechend 
klingenden Gedanken, aber ein Urteil 
über »richtig« und »falsch« an Hand der 
Belege ist kaum möglich, sie sind zu 
knapp und global. Auch seine Betrach- 
tungen über das Wahlverhalten ver- 
schiedener soziologischer Gruppen stellen 
keine subtile empirische Studie mit 
schlüssigen Ergebnissen dar. 


In dem Reigen wäre eine Untersuchung 
der Nichtwähler ein wertvolles Glied ge- 
worden — sie fehlt leider. Sie hätte viel- 
leicht in vielem Hinweise über Motive 
der CDU-Wöänler gegeben, kommt doch 
K. durch Vergleiche der verschiedenen 
Wahlergebnisse im letzten Jahrzehnt zum 
Schluß, daß, bei relativer Konstanz des 
SPD-Wahlvolks, die CDU-Anhänger- 
schaft von Wahl zu Wahl schwankt und 
daß diese Schwankung augenscheinlich 
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ußfol gerungen K.s Sind Offenbar 
Ebel der SPD sorgfältig studiert worden. 
‚Ob sie, was die Erschließung neuer 
 Wählerschichten für die SPD angeht, 
richtig waren, muß zum Teil die nächste 
Wahl erweisen. 

Die Arbeit behandelt, insgesamt gesehen, 
»vor allem den Stil, in dem das politische 
Leben während einiger Monate schick- 
salswichtiger deutscher Geschichte ge- 
führt wurde (S. 5). Wo K. diese Absicht 
verwirklicht, hat er eine klassische Ar- 
beit geliefert, die wiederholt, aber kaum 
übertroffen werden kann. Er entwirft vor 
allem mit Meisterschaft das Bild, das sich 


die Parteien von den Wählern machen. 


Von diesem Bild wird entscheidend Stil 
“und Haltung der Parteien im Wahlkampf 
beeinflußt, viel mehr als von dem Bild, 
das die Wähler von den Parteien haben. 


Bedauerlich ist, daß die deutsche. Aus- 


gabe aus »verlegerischen Gründen« um 
100 Seiten gekürzt wurde. Das mag viel- 
"leicht zur Lesbarkeit des brillanten Bu- 
ches beigetragen haben, und Kürzungen 
beim Kapitel über Wahlgesetz oder Wahl- 
abkommen will der deutsche Leser gern 
verwinden. Leider ist für den deutschen 
fachlich Interessierten die Streichung der 
‚drei illustrativen Lokalstudien und des 
Anhangs über Parteiausgaben schon 
schmerzlicher. 
Wir stimmen Stammer zu, wenn er im 
Geleitwort die »aufgelockerte Sprache« 
‚lobend hervorhebt (S. 9), die auch in der 
- Übersetzung erhalten blieb. Treffend und 
erheiternd sind (die Motti, Das ganze ist 
ein wertvoller, mit Sorgfalt gestalteter 
historischer Bericht der Wahlen von 1957. 
Selbst da, wo uns an der hervorragenden 
"Analyse der Strategie und Taktik des 
-Wahlkampfes minuziöse Aufgliederung 
‚fehlt, bleibt der Abriß der vorherrschen- 
den Tendenzen genau und stoffgerecht. 
K. hat mit beschänkten Mitteln eine Mu- 
sterleistung vollbracht. Ob Wissenschaft- 
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sentlichen Beitrag zur Geschichte der. 
Bundesrepublik Deutschland mit rs 
und Vergnügen lesen. 


Berlin Nils Diederich 


DEUTSCHE EINHEIT UND 
EUROPÄISCHE GESCHICHTE 


Carl Hinrichs und Wilhelm Berges 
(Hrsg.): Die deutsche Einheit als Pro- 
blem . der europäischen Geschichte. 
195S., Ernst Klett Verlag, Stuttgart 1960. 


Die in diesem Bande vorgelegten Abhand- 
lungen, herausgegeben als Beiheft zur 
Zeitschrift »Geschichte in Wissenschaft 
und Unterricht«, bildeten den Gegenstand 
einer Vortragsreihe der Historischen Ge- 
sellschaft zu Berlin im Jahre 1958/59, die 
auch in dieser Form und ohne wissen- 
schaftlichen Apparat: publiziert wurde. 


Vortragende waren die Mitglieder des 


Friedrich-Meinecke-Instituts der Freien a 
Universität Berlin, wodurch trotz Auf- 


teilung der Themen ein hohes Maß von 


Einheitlichkeit und Konsequenz in der 
Linienführung erreicht wurde. Walter 
Schlesinger referierte über »Die 
Grundlegung der deutschen Einheit im 
frühen Mittelalter«, Wilhelm Berges 
über »Deutschland zwischen Imperium 
und Territorium«, Herbert Helbig über 
„Reich, Territorialstaaten und deutsche 
Einheit im Spätmittelalter«, Carl Hin- 
richs über »Deutchland zwischen Kai- 
sertum und Libertät 1500—1648«, Gerhard 
Oestreich über das Thema »Von der 
deutschen Libertät zum deutschen Dualis- 
mus 1648—1789%, Richard Dietrich 
über das Thema »Vom alten Reich bis 
zum neuen Reich 1789—1848«, Walter 
Bussmann über »Europa und das Bis- 
marckreich«, schließlich Hans Herzfeld 
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mer neuen Formen 


“ et a 


über »Deutschland und Europa im Zeit- 
. alter der beiden Weltkriege«. = 


Die Vortragsreihe hebt sich von vornher- 
ein vorteilhaft dadurch hervor, daß sie 
das Problem der deutschen Einheit von 


| der geschichtlichen Perspektive her auf- 
rollt und durchhält. Die ständige Reduk- 
tion des historischen Gesichtsfeldes im all- 


gemeinen Bewußtsein, verständlich als 


"Reaktion auf den Historismus und als 
Konsequenz der modernen technischen 

Welt, bringt es mit sich, daß die Behand- 
_ lung europäischer Probleme 


sehr oft 
schon im Ansatz verfehlt -wird, da die 


Weichen für unser geschichtliches Dasein 
- fast alle schon im Mittelalter gestellt wur- 
den. Auch die deutsche Einheit kann nur 


von ihrer damaligen »origo« her verstan- 
den werden; sie stellt sich dann ohne 
weiteres als eine von den typischen euro- 
päischen Nationen unterschiedene Sonder- 
‚art dar. Sie ist auch wie jene »gentilizi- 


= scher« Art, unterscheidet sich aber'dadurch, 


daß die eigentlich gentilizischen Einheiten, 
nämlich die Stämme, nur ihre untere 


; a Struktur abgeben. Aus dieser Tatsache be- 
‚zieht der deutsche Partikularismus durch 


die ganze Geschichte hindurch seine in im- 
sich offenbarende 
Widerstands- und Regenerationskraft. 
Die Einheit des Anfangs überlagert nur 
die Stämme; sie ist ihnen vermittelt durch 
ihre zeitweilige Zugehörigkeit zu einer 
über die Nation weit hinausreichenden 
universalen Einheit, nämlich zum fränki- 
schen Reich. Als spät zu diesem Reich ge- 
kommene können sie in der Zeit von des- 
sen Niedergang ihre Rechtseinheit und da- 
mit eine sie von den Gebieten des fränki- 
schen Altreichs unterscheidende archaische 
Stammesstruktur behalten. Im 9. Jahr- 
hundert werden sie sich dieser, einer ge- 
schichtlich früheren Entwicklungsstufe 
zugehörigen, Sonderart bewußt: geogra- 
phisch als »Germania«, sprachlich als 
»Deutsche« in der Mitte zwischen denen, 
die »welsch« oder »wendisch« sprechen. 
Die politische Konsequenz ziehen sie in 
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m Seh im 


den "Königswahlen v 


die auf Trennung vom fränkischen Ge- 


samtreich, gleichzeitig aber auf Bewah- 
rung ihrer besonderen Einheit gerichtet 
sind (und daher das fränkische Haustei- 
lungsprinzip überwinden). Dabei verzich- 
ten sie 887 ausdrücklich auf die mögliche 
Herrschaft im fränkischen Gesamtreich 
und gehen 911 zu einem nicht karolingi- 
schen, 919 sogar zu einem nicht fränki- 
schen König über. Trotzdem bleibt dieses 
deutsche Königtum, unbeschadet des 
neuen Akzents gentilizischer Repräsen- 
tanz der Stämme, auch ein fränkisches 
Königtum, das daher erst durch den Er- 
werb der fränkischen Reichsmitte Lotha- 
ringien (925) und durch das Hineinwach- 
sen in die universale Reichsaufgabe unter 
Otto. d. Gr. seine volle Gestalt gewinnt. So 
erst wird. das (offiziell fast nie so ge- 
nannte) Deutsche Reich geschichtlich sta- 
bilisiert: Die deutsche Einheit besitzt eine 
wirkliche Lebenskraft nur im Rahmen 
universaler Einheit und setzt sich auch nur 
so gegenüber den in ihr zusammengefaß- 
ten partikularen Lebenseinheiten durch 
(Schlesinger). ° 

Deutschland ist also kein gentilizischer 
Verband traditionellen Stils und unter- 
scheidet sich von der Einheit der anderen 
europäischen Völker, Es handelt sich um 
eine höchst kontrapunktische Einheit, die 
sich auch symbolisch darin ausdrückt, daß 
der letztunterworfene Stamm und das 
von der angeeigneten Mittelmeerkultur 
entfernteste Gebiet, nämlich Sachsen, zum 
Träger der abendländischen Reichsauf- 
gabe wird. Diese kontrapunktische Einheit 
von führendem Stamm, deutschem Staat, 
universalem Reich und abendländischer 
Kultur kann nur auf einer elementaren 
Stufe unangefochten -bleiben. Mit der 
Emanzipation der Kirche und dem kultu- 
rellen Aufholen der Romanen offenbaren 
sich die bedrohlichen Risse zwischen 
Macht und Kultur, deutscher Art und 
Weltmeinung, zwischen dem Reich und 
seinen Gliedern, Trotz aller Problematik 
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Pa : ER EN le DEE EBENE ei I ; ei 
‚und allen späteren Niedergangs behält das 


Reich aber die geheimnisvolle Potenz, die 
‚Nation so weit zu bilden, daß das »Volk 
‚ voll Völkchen« ein Volk blieb und auch 
nach dem schließlichen Ende (1806) alle 
auf Einheit gerichtete Bewegung sich als 
Wiedervereinigung verstand. Über diese 
prinzipielle Bedeutung des „Reichs« hin- 
aus gewinnt Berges mit ausdrücklichem 
Hinweis auf J. Burckhardt auch der viel 
beklagten Schwäche der zentralen Staat- 
lichkeit positive Seiten ab. Das Wahlrecht 
erspart dem Reich unfähige Herrscher, der 
- relativ schwache Staat muß sich in seinen 
Gliedern verankern und diese stärken, die 
Wirtschaft wird nicht politisch über- 
machtet, wohl aber in ihrer freien Entfal- 
tung gesetzlich geregelt. So ergibt sich als 
Reichsform eine ausstrahlende Staatlich- 
keit von verschiedener Dichte: vom 
Reichsgut über die Reichsbistümer und die 
weltlichen Territorien zur Personalunion 
in Italien und Burgund und zum höheren 
Prestige vor den unabhängigen Staaten 
- Europas. 

Sobald aber mit der staufischen Kata- 


strophe das Reich auf ein nur nationales 


Dasein zurückgeworfen wird, offenbart 
sich auch die Schwäche der deutschen 
Mitte. Das Königtum kann nicht über 
seine Hausmachtbestrebungen den Weg 
. zur deutschen Einheit zurückfinden., Die 
ständische Strukturierung scheitert dar- 
an, daß sich die Stände den finanziellen 
Anforderungen versagen. Die partikulä- 
ren Bünde (der schwäbische, schmalkal- 
dische, Rhein-, Fürsten-Bund) entwickeln 
sich zu Zwischengewalten, die sehr bald 
auch das Ausland gegen das Reich zu Hilfe 
rufen. So besitzt schon bei der Kaiserwahl 
von 1519 das an sich kraftstrotzende Reich 
kein überlegenes Zentrum, um die ge- 
- schichtlichen Krisen in nationalem Sinn zu 
entscheiden, und wird folglich zum 
Schlachtfeld, auf dem die europäischen 
Machtfragen ausgetragen werden, Die im 
Zeitalter des Absolutismus fällige Diszi- 
plinierung und Unterordnung der ver- 
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schiedenen Lebensbereiche wird nichtvom 


Reich selber, sondern von den im Reih 


gelegenen Großterritorien Österreich und 
Preußen geleitet, die dadurch in die Reihe 5 
europäischer Großmächte aufrücken, Die- 

Gefahr für die deutsche Einheit liegt nicht 
so sehr in ihrem innerdeutschen Dualis- 
mus, sondern schon in dem Gleich- 
gewichtssystem der europäischen Groß- 


 mächte, das von seiner Entstehung her Be: 
die Passivität des Reichs und die deutsche s 


Uneinheit voraussetzt. Es handelt sich also 
bei der Frage der deutschen Einheit in 


. erster Linie um eine europäische Macht- 


frage, wie das die Zeit des Deutschen 
Bundes (1815—1866) eindeutig unter Be- 
weis ‚stellt. Bismarck kann sie auch in 
kleindeutschem Rahmen nur zu dem 
günstigen Zeitpunkt herstellen, in dem die 
europäische Solidarität des Gleichgewichts 
von 1815 durch den Krimkrieg von 1853 - 


und den italienischen Krieg von 1859 zer- 


setzt ist. Das durch Bismarck geschaffene 
Faktum ist, wie Disraeli schon Anfang 


1871 ausspricht, durchaus revolutionärer 


Art. Der Aufstieg Deutschlands in den 
Kreis der älteren Mächte hätte nur mit 
‚der von Bismarck gewünschten und getä- 
tigten Behutsamkeit gelingen können, ge- 
lang aber tatsächlich nicht, wobei eine er- 
hebliche Rolle der Verselbständigung des 
von Bismarck nur als Waffe benutzten 
nationalen Motivs zuzuschreiben ist. Im- 
merhin war die durch Bismarck ermög- 
lichte Kraftballung so gewaltig, daß sie in 
zwei Weltkriegen nur mit Hilfe Amerikas 
zerschlagen werden konnte. 

Der konsequent festgehaltene Tenor der 
deutschen Geschichte ist also ihre Ohn- 
macht, sobald die deutsche Staatlichkeit 
sich nicht mehr im Rahmen universaler 
Aufgaben bewegt und in diesem Rahmen 
deutsche Aufgaben mitbesorgt. Daß diese 
Ohnmacht und der sich aus ihr ergebende 
innerdeutsche Dualismus oder Pluralis- 
mus nicht durch eine ethnische Volksein- 
heit kompensiert werden kann, stellt 
schon im Eingangsvortrag Schlesinger in 
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Be st. Es kann 8 erden: ob nicht 
nn statt der deutschen gleich eine euro- 


res für seine Bekändiune der Staufer- 
E it macht, erst recht für die gesamte 
Folgezeit gilt, nämlich daß Deutschlands 
"Lösungen (oder später Nicht-Lösungen) 


werden, als zuträglich ist. 

Es muß weiter gefragt werden, ob die in 
der Reihe festgehaltene Identifizierung 
r deutschen Einheit mit dem Bismarck- 
' reich geschichtlich zutreffend damit be- 
ründet ist, daß Österreich sich seit Jahr- 
hunderten aus dem Reich herausent- 
ickelt habe; denn das Gleiche gilt bis 
1806 weitgehend auch für Preußen, und 
- dessen Rückwendung näch Deutschland 
im 19. Jahrhundert hat es weder ver- 
cht, die nationale Bewegung der alten 
ammlande, noch die reichische Tradi- 
ion der 1794 entfremdeten Rheinlande 
5 genügend aufzufangen und einzubeziehen, 
; Jedenfalls beschränkt Herzfeld in seinem 
 Schlußvortrag die Bejahung der Einheit 


schen Zusatz »soweit sie vom Willen der 
Eaton abhängig ist« (S. 183), salomonisch 
"angesichts des Tenors der Vortragsreihe 
2 und angesichts des sofort folgenden Hin- 
|  weises auf die neue welthistorische Situa- 
tion, die nach den bekannten Ausführun- 
gen L. Dehios gezeichnet ist, Wenn Th. 
Mann noch Anfang 1918 einen deutschen 
Krieg gegen die drei Westmächte allein 
weiterzuführen bereit war, so ist das 
 Ilusionäre einer solchen Stellungnahme 
ihm selbst schon bald, uns spätestens im 
Zweiten Weltkrieg, offenbar geworden, 
. Heute ist, wie Herzfeld abschließend rich- 
tig bemerkt, die Souveränität der über- 
kommenen Staatenwelt entscheidend be- 
grenzt (selbst bei den Größten durch die 
Bindung an ihr Blocksystem), der Wert 
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für die Zeitaufgaben isolierter behandelt 


Einheit um 2er Preis des Open dieser 
Freiheit undenkbar geworden und selbst 

das übergreifende Europa nur noch als 
Teil einer noch größeren atlantischen Ge- 
meinschaft möglich. E 
Aachen Albert Mirgeler 


DEUTSCHLANDS RECHTSLAGE 


Gerhart Scheuer: Die Rechtslage des 
geteilten Deutschland. 176 S., Alfred 7 
Metzner Verlag, 1960. 3 


Diese Arbeit unternimmt es, eine prak- 
tische Antwort auf die juristische Kern- 
frage der deutschen Verfassungswirk- 
lichkeit zu geben, auf die Frage, in wel- 

chenı völker- oder staatsrechtlichen Ver- 

hältnis die Bundesrepublick und die DDR 

zueinander stehen. Mit diesem Problem 
haben sich — nachdem schon 1948—1956 
ein. Dutzend deutscher rechtswissen- 
schaftlicher Dissertationen zum generel- 
len Fragenkomplex der Rechtslage 
Deutschlands Stellung genommen hatten !) 
— in letzer Zeit speziell drei Dissertatio- 
nen befaßt, während zwei weitere indi- 
rekt Erkenntnisse dazu beisteuerten, näm- 
lich die Arbeiten von Faust?) über das 
Potsdamer Abkommen und von Ham- 
merbacher ®) über die sehr ähnliche Si- 


1) Vgl. Die völkerrechtlichen Dissertationen an den 
westdeutschen Universitäten 1945—1957, Karlsruhe 
1958, S. 16—17. 


2) Fritz Faust, Das Potsdamer Abkommen und seine 
völkerrechtliche Bedeutung, 20i S., Frankfurt a.M. | 
1959 (Marburger Diss. von 1957, als solche ebenfalls 
gedruckt: Marburg 1957, 134 S.). 


3) Gerhart Hammerbacher, Die völkerrechtliche 
Stellung Vietnams. 109 S. Ein Beitrag zur Proble- 
matik der völkerrechtlichen Situation geteilter Staa- 
ten, Augsburg 1960 (H.1 der Schriftenreihe der 
Fürst-Franz-Joseph-von-Liechtenstein-Stiftung, Va- . 
duz), Diss. München, 1959. ; 


mehr a weniger nasend 
Die erste der genannten drei Dissertatio- 
nen, die ungedruckte Arbeit Vockes ®), 
. zeigte die Gefahren jeder politisierenden 
Theorie auf und versuchte eine Lösung 
ohne Idealisierung des Staatsbegriffs. Die 
zweite, in einem umfangreichen Buch 
vorliegende, Arbeit von Marschall v. 
Bieberstein ”) kommt praktisch zu einem 
. non liquet in der Frage der Staatlichkeit 
der DDR, betont aber den Vorrang der 
BRD, der gegenüber die Regierung der 
DDR nur eine lokale de facto-Regierung 
sei. 
Die dritte, mit Unterstützung des Bundes- 
ministeriums für gesamtdeutsche Fragen 
gedruckte Hamburger Dissertation Sch.s 
legt ausführlich die politische »Basis« der 
Verhältnisse in beiden Teilen Deutsch- 
lands dar, aus welcher sich als einzig 
richtiger »Überbau« die amtliche These 
. der kernstaatlichen Identität der BRD 
mit dem Deutschen Reich ergäbe. In die- 
sem Rahmen erweist es sich als vorteil- 
haft, daß Sch.s Dissertation von einem 
praktischen Fall ihren Ausgang nahm und 
daher vor allem bemüht ist, für die ju- 
ristische Alltags-Praxis anstelle eines 
non liquet eine sichere Lösung zu finden. 
Die Absicht des Verf. (S.5), die praktische 


4) Als letzte: Adolf Arndt, Der deutsche Staat als 
Rechtsproblem. 46 S., Berlin 1960 (H.3 der Schrif- 
tenreihe der Juristischen Gesellschaft e. V. Berlin). 


5) Als die beiden letzten: Wilfried Schaumann, 
- Schriften zur Rechtslage des zweigeteilten Staates, 
in: JZ 1961, S. 315—318; Ekkehart Stein, Ist die 
„Deutsche Demokratische Republik‘ ein Staat?, in: 
Arch. öff. R. Bd. 85, April 1961, S. 363—391. 
6) Klaus Vocke, Deutschlands Rechtslage im Spiegel 
der Lehre und der Praxis (Diss. Würzburg 1957, 
112 S.). Zusammengefaßt als Aufsatz ‚Politische 
Gefahren der Theorien über Deutschlands Rechts- 
lage‘‘, im Europa-Archiv, 1957, S. 10199—10215. 


7) Walther Frhr. Marschall von Bieberstein, Zum 
Problem der völkerrechtlchen Anerkennung der bei- 
den deutschen Regierungen. Ein Beitrag zur Dis- 
kussion über die Rechtslage Deutschlands. 232 S., 
Berlin 1959 (Bd.3 der Schriften zum öffentlichen 
Recht), ursprünglich Freiburger Diss. 1958. 
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in Amer he für ER Nicht 
_ juristen verständlichen und flüssigen 
Form darzustellen, darf durchaus als ge- 
lungen betrachtet Rn Sch. gibt einen 
sauberen Überblick über Begründung und. 


AR Auswirkung der Kernstaatstheorie. Da- 


bei arbeitet er zunächst klar den Unter- 
schied der heutigen Fragestellung zu der ER 
in der ersten Zeit nach 1945 heraus: Nicht 
mehr der damals leidenschaftlich disku- 
tierte Fortbestand des Reiches über die 
Kapitulation vom 8. 5. 1945 hinaus ist das 
Problem, sondern die mehr theoretische 
Frage, ob das im Westen allseitig als fort- 
bestehend anerkannte Reich auch die. 
Gründung von BRD und DDR im Jahre ; 
1949 überlebt habe und wie dieser Zu- u 
stand zu qualifizieren sei. 
In gewisser Weise nimmt Sch. allerdings 4 
sein Ergebnis — daß nämlich die DDR \ 
weder deutsch noch demokratisch sei Bi. Da 
bereits dadurch vorweg, daß er mit TE 
größter Sorgfalt darauf achtet von »DDR« = 
nur in Anführungszeichen zu sprechen, 


während er allerdings insofern inkon- & 


sequent ist, als er das Wort »frei«c inFDJ 
und FDGB nie in Paranthesen setzt. Die- 
ser Überfall auf den Leser, der in umge- f 
kehrter Form allen östlichen Schriften 
eignet, mag in diesem zur Erwägung füh- 
ren, daß durch solche sonst in wissen- 
schaftlichen Werken des Westens nicht _ 
übliche äußere Abwertung das Vertrauen 
in die Objektivität und die Folgerichtig- 
keit der Darlegungen des Verf. nicht un- 
bedingt verstärkt wird. Die Erkenntnis, 
daß Namen Schall und Rauch sind, und 
daß es nicht lohnt, davon viel Aufhebens 
zu machen, hat jedenfalls sonst in der 
Staatenpraxis generell dazu geführt, daß 
jedes im völkerrechtlichen Verkehr auf- 
tretende Subjekt mit dem Namen bezeich- 
net wird, mit dem es sich selber zu be- 
zeichnen beliebt — und sei er noch so 
überheblich (etwa »Allerchristlichster 
König«), oder der Wirklichkeit wider- 
sprechend (etwa »Paradies der Arbeiter 
und Bauern.). 
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I 
ae. 


Das eigentliche Problem der Arbeit ist 


die Frage, ob mit der DDR ein Staat ent- 


standen ist, der gegebenenfalls dann als 
Völkerrechtssubjekt auftreten kann. Die- 


se Frage ist, wie Sch. sehr richtig betont, 


keine Frage des Völkerrechts, denn dieses 
setzt das Entstandensein von Staaten be- 


reits voraus, sondern allein eine Frage 


des Staatsrechts (S. 74). »Staatsrecht« 
kann dabei nicht das jeweilige Verfas- 
sungsrecht eines Staates meinen, denn 
dies setzt ebenfalls den Staat bereits vor- 
aus, sondern nur die Wissenschaft vom 


‚Staat, die allgemeine Staatslehre, deren 


Gegenstand diejenigen soziologischen 


Verhältnisse sind, welche dann staatlich 
' geordnet werden können. Es handelt sich 


hier also weder um eine völkerrechtliche 


noch um eine verfassungsrechtliche, son- 


‘dern um eine — wie z.B. Marschall unter- 


.. streicht (a. a. O. S. 110) — rechtsphiloso- 
. ‘phische Frage. Die Antwort auf diese 
Frage wird‘ vom Ausgangspunkt des 


Fragenden bestimmt. 


"Sch. betont zunächst (S. 66) — und das ist 
begrüßenswert —, daß die oft vertretene 
Ira Ansicht, die demokratische Legitimation 
sei für das Bestehen eines Staates erfor- 


derlich, unrichtig sei: die Staatenpraxis 
habe auch Staaten, deren demokratische 
Regierung durch ein totalitäres Regime 
gestürzt wurde, stets weiter als Staaten 
anerkannt. Aber, fährt Sch. fort, das Ent- 
stehen eines neuen Staates (insbesondere 
durch Dismembration) sei nur durch einen 


- Akt des betroffenen Volkes möglich (S. 


65): durch einseitigen Akt einer fremden 


Macht könne kein Staat entstehen (S. 66). 


Für diese rechtsphilosophische Ansicht 
wird man vergeblich nach einer Begrün- 
dung suchen. Sch. hält ihre Richtigkeit 
anscheinend für evident. Die Anwendung 
dieser These ergibt dann für ihn: Da die 
Ostzonenbevölkerung weder 1949 noch 
später einen neuen Staat habe gründen 
wollen, da es keine freien Wahlen gäbe 
und die Gründung der DDR allein von 
der UdSSR diktiert worden sei, sei die 
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DDR. kein Staat, ee nur. ee, ice : 
Besatzungsmacht. Stellt man sich auf. den 
Ausganspunkt Sch.s, dann bleibt zu prü- 


fen, ob dies sein Ergebnis folgerichtig 
gewonnen wurde. Bei dieser Prüfung fällt 
zunächst auf, daß er eine Mitwirkung 
des Volkes bereits genügen läßt (S. 65): 
auch durch einzelne Machtgruppen des 
Staatsvolkes könne eine Staatsschöpfung 
erfolgen (S.66). Er gibt dann aber auch an, 
es sei unwahrscheinlich, daß die Ja-Stim- 
men der Wahl vom Mai 1949 (vorläufiges 
Ergebnis: 61,8%/o) »bei einer unparteilichen 
Auszählung auch nur den Anteil von 50 %o 
erreicht hätten« (S. 52). Aber selbst wenn 
statt 60% in Wirklichkeit nur 30%o Ja- 
Stimmen vorgelegen hätten, wäre das 
nicht eine Machtgruppe, die für die de- 
mokratische Legitimation ausreichte? 
Hierbei wäre zu bedenken: Es gab doch 
im Gebiet der heutigen DDR eine be- 
stimmte Zahl Kommunisten, dazu kom- 
men die Opportunisten und insbesondere 
frühere Anhänger des Nationalsozialis- 
mus, die zur Verdeckung ihrer Vergan- 
genheit und auch wegen der Gleichheit 
des Regimes der SED zuneisten. Und vor 
allem: Die große Masse der einfachen Be- 
völkerung folst zu allen Zeiten dem 
Grundsatz, daß auch eine schlechte Re- 
gierung immer noch besser sei als gar 
keine Regierung. Betrachtet man die rus- 
sische Besatzungsherrschaft mit den 
Vergewaltigungen, Plünderungen, Repa- 
rationen und der materiellen Verknap- 
pung aller Bedarfsgegenstände, dann er- 
wies sich demgegenüber eine deutsche 
kommunistische Resierung immer noch 
als besser — jedenfalls bestand eine ge- 
wisse Hoffnung auf Besserung der Le- 
benshaltung, während es schlimmer kaum 
noch kommen konnte. Dieser Faktor 
darf nicht völlig außer acht gelassen 
werden! Es hieße, sich Illusionen über 
die menschliche Wirklichkeit zu machen, 
wenn man dieses Duldungsmoment derart 
geringschätzt, wie Sch. mit dem kurzen 
Satz: »Ein bloßes Sichabfinden mit dem 
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Handeln fremder Staaten kann auch als 
_ konkludenter Willensakt eines Volkes 
nicht gewertet werden« (S. 67). 
Überdies würde der Wankelmut des Vol- 
kes noch weit mehr in Erscheinung ge- 
treten sein, wenn die Sowjets etwas mehr 
Geschick an den Tag gelegt hätten — 
_ etwa wie die Dänen in Südschleswig 
oder wie Frankreich an der Saar. Wie 
stünde es mit der demokratischen Legi- 
timation bei einem derart erkauften 
»Volkswillen«? Der sog. Wille des Volkes 
als eines der drei Merkmale des Staates 
erweist sich bei realistischer Betrachtung 
als eine leicht beeinflußbare und ins 
schwer Greifbare entschwindende Va- 
riable. Es fehlt hier jedenfalls an siche- 
ren Merkmalen. Schon daher ist es sehr 
zweifelhaft, ob man den Volkswillen 
überhaupt so generell wie Sch. als prak- 
tisches Merkmal der Staatsgründung be- 
trachten darf. Ä 
Die bisher genannten Zweifel betrafen 
nur die Folgerichtiskeit der These von 
der demokratischen Legitimation, nicht 
_ aber ihre Existenz. Das Vorhandensein 
einer solchen These ist identisch mit der 
Auffassung des Staates westlicher Prä- 
gung. Für die Begründung eines demo- 
kratischen Staates ist selbstverständlich 
der Volkswille entscheidend. Aber es gibt 
eben auch undemokratische Staaten. Nach 
deren Staatsphilosophie setzt die Ent- 
stehung eines Staates keinen spontanen 
Volksakt, erst recht keine Mehrheitsent- 
scheidung voraus. Nach dem Staatsrecht 
der UASSR,d.h. der legitimen Besatzungs- 
macht im Gebiet der DDR, ist der Staat 
Ausdruck der Klassenherrschaft und eine 
klassenbewußte marxistisch eingestellte 
Minderheit, sei sie auch noch so gering, 
kann danach selbstverständlich einen 
Staat begründen. Selbst wenn nur die in 
der UAdSSR ausgebildeten deutschen Kom- 
_ munisten, die 1945 mit der Roten Armee 
nach Mitteldeutschland kamen, 1949 die 
DDR gründen wollten, so wäre dies nach 
marxistischer Auffassung eine legitime 
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Staatsgründung. Daß die SED total von 


der KPdSU abhängig ist und sich in ihrer 
Politik nach deren Weisungen richtet, 


würde nach östlicher Auffassung an der Br 


Existenz der DDR nichts ändern. 

Aber auch nach westlicher Auffassung 
setzt der Begriff des Staates nicht not- 
wendig Souveränität und Selbstbestim- 


mung voraus. Wenn Sch. so stark betont, 


daß die DDR deshalb kein Staat sein 
könne, weil die SED nur ein Werkzeug 
‘der UASSR sei, und wenn E, Stein °) dies 


noch ausführlicherherausarbeitet,sowären - 


etwa aus 
Wirklichkeit Fälle zum Bedenken anzu- 
melden wie etwa folgende: War etwa 


Spaniens »Katholische Majestät« in ihrer 


Politik weniger abhängig vom Vatikan als 


die SED vom Kreml? Und entsprach etwa 
die Gründung des Danziger Staates 1920 Be 
dessen Volkswillen oder nicht ausschließ- 


der bunten geschichtlichen ® 


lich dem Diktat fremder Mächte? Oder | 
war etwa Österreich von 1918—1938 kein . 


Staat, weil die Alliierten entgegen dem 


Volkswillen die Vereinigung mit dem. 
waren die _ 


Reich verhinderten? Oder 
Gründungen germanischer Völker auf 


fremden Boden kein Staat, weil hier eine j 


Minderheit der unterworfenen Mehrheit 
ihren Willen aufzwang? An derartigen 
Beispielen wird klar, wie wenig selbst im 
Westen die These von der demokratischen 
Legitimation Gültigkeit hat. Das von Sch. 
zitierte »Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker« (S. 67,.Anm. 7, S. 75) ist entgegen 
einem weitverbreiteten Irrtum nach herr- 
schender Auffassung bisher leider noch 
ebensowenig verbindliches Völkerrecht, 


wie es die Merschenrechtserklärung der 


UN ist, die Sch. unbedenklich als positive 
Norm .des Völkerrechts ansieht (S. 150). 
Beides sind Prinzipien, auf deren An- 
erkennung sich das Völkerrecht allmäh- 
lich vielleicht zubewegt, aber es hieße 
einer gefährlichen Illusion verfallen, wenn 
man schon heute davon ausgeht, daß es 


8) s. Anm. 5. 
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De en 


Zusammenfassend läßt sich sagen: "Nach 
arxistischer Praxis und Rechtsphiloso- 


echtlichen Wirklichkeit ebenfalls nicht 
je weiteres von der demokratischen 
egitimation, von der Selbstbestimmung 
abhängig gemacht, sondern es wird mehr 
n der Theorie eihem entsprechenden 
Wunsche Ausdruck gegeben. Hat eine 
errschaftsordnung sich durchgesetzt — 
nd ruhe sie auch nur auf fremden Bajo- 
netten —, so ist eben effektiv ein »Staat« 
genanntes Gebilde entstanden. »Die An- 
‘sicht, daß auf deutschem Boden heute 
zwei Staaten existieren, gibt eine wohl- 
egründete und juristisch voll vertretbare 
Antwort auf die Frage nach der Rechts- 
age Deutschlands. Aber sie gibt nicht die 
einzige Antwort« (Marschall, S. 105). Nach 
‘Marschall ist diese andere Antwort eben 
‚die ‚genannte philosophisch-ideale These 
er demokratischen Legitimation, die 
ebenso richtig sei wie die Zweistaaten- 


Aber mit der Feststellung, daß die DDR 
_ ein Staat im Sinne des Staatsrechts ist, ist 
noch nichts darüber ausgesagt, ob sie auch 
im Sinne des völkerrechtlichen Staats- 
begriffs handlungsfähig ist. Der staats- 
- rechtliche und der völkerrechtliche Staats- 
begriff decken sich durchaus nicht. An 
folgenden drei praktischen Gestaltungs- 
Ö möglichkeiten mag erläutert werden, ob 
der Staat der DDR außerdem auch fähig 
ist, als Subjekt des Völkerrechts aufzu- 
treten: 
1. Eine Möglichkeit, bei welcher ein staats- 
rechtlicher Staat im völkerrechtlichen Ver- 
 kehr nicht auftreten kann, ist der Schutz- 
staat (englisch: »protected state«, franzö- 
sisch »protectorat«, während das britische 
 »protectorate« gerade keinen Staat vor- 
aussetzt). Dieser Begriff ist so weit, daß 
er von den fast selbständigen britischen 
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_Prote ee 
schwankt die Wissenschaft elwa 
Staate »Masgat and Uman«, ob er noch 
britischer Schutzstaat oder schon selib- 
ständig sei, und so schwankte man bei den 
französischen Protektoraten Laos und 
Annam-Tonkin, ob dort wegen der fast 
auf Null reduzierten eingeborenen Macht 
überhaupt noch von Staatlichkeit gespro- 
chen werden könne. 

Das normale Merkmal dieses Staatstypus 
ist ein Maximum an Beschränkung der 
außenpolitischen Handlungsfreiheit bei 
einem Minimum an Beschränkung inner- 
staatlicher Befugnisse. Angewendet auf 
die DDR ergibt sich: Formell ist ihre 
Handlungsfreiheit nach außen und innen 
nicht mehr beschränkt als die der BRD; 
beide Staaten sind theoretisch souverän, 


dürfen aber praktisch die wichtigsten Ent- 


scheidungen nicht treffen: Es ist ihnen 
unmöglich, selbst wenn sie es wollten, 
einem anderen Machtblock beizutreten 
und ihre Wirtschaftsverfassung zu ändern. 
In diesem Sinne sind beide Staaten in 
ihrer Souveränität stark eingeengt. Da 
der völkerrechtliche Schutzstaatbegriff 
aber eine formelle Souveränität genügen 
läßt, kann man hier nicht von einem 
»protectorat« sprechen. Die »ideologischen 
Protektorate«, d. h. die Satelliten eines 
Militär- und Wirtschaftsblocks, werden 
nach der gebräuchlichen Terminologie als 
souveräne Subjekte des Völkerrechts an- 
gesehen. 


2. Eine zweite Möglichkeit, daß ein staats- 


rechtlicher Staat völkerrechtlich als in- 
existent angesehen wird, ist beim Glied- 
staat eines Bundesstaates gegeben. Wenn 
der Bund dem Gliedstaat außenpolitsch 
geringe Befugnisse überläßt (z. B. Ab- 
kommen über Grenzverkehr oder Kultur- 
fragen), so übt dieser sie nicht als Völker- 
rechtssubjekt aus, sondern kraft Delegation 
seitens des allein völkerrechtlich befugsten 
Bundes. Der Sonderfall, daß die Ukraine 
und Weißrußland neben der SU als Völ- 


Te 


SR international zu 


erdreifachen. Die auswärtige Gewalt 


dieser beiden Gliedstaaten ist daher eben- 


falls nur als abgeleitete Gewalt des Bun- 
des zu betrachten. Wenn die DDR ein 
Staat innerhalb des fortbestehenden Deut- 
schen Reiches wäre (sog. Dachtheorie), 
dann dürfte sie völkerrechtlich nur inso- 
weit auftreten, als dies wegen der Hand- 
lungsunfähigkeit des Reiches auf dem Ge- 
biet der sowjetischen Besatzungszone nö- 
tig und von der legitimen Besatzungs- 
. macht gestattet wäre. Zu diesem Ergebnis 
kommt praktisch auch Sch., allerdings auf 
dem Umweg eines Bestreitens der Staat- 
lichkeit der DDR überhaupt. Ob die DDR 
aber irgendwie als Glied eines Quasi- 
Bundesstaates »Deutsches Reich« anzu- 
sehen ist, ist eine komplizierte Frage, die 
hier nicht gelöst werden kann. Jedenfalls 
gibt es hier die besondere Möglichkeit 
eines Staatsrechtssubjekts mit erhöhter 
völkerrechtlicher Handlungsfähigkeit. 

" 3. Eine dritte Möglichkeit einer Beschrän- 
kung der völkerrechtlichen Handlungs- 
fähigkeit der DDR ist schließlich durch 
die Institution der völkerrechtlichen An- 
erkennung gegeben. Wenn ein staats- 
rechtlicher Staat entstanden ist, so er- 
langt er Völkerrechtssubjektivität doch 
"nur gegenüber den -Staaten, die ihn an- 
erkennen, sei es de jure oder nur de facto. 
Die Anerkennung besagt nichts darüber, 
ob ein Staat im Sinne des Staatsrechts 
besteht (sie ist insoweit nicht konstitutiv), 
aber sie allein kann den Staat zum Völ- 
kerrechtssubjekt machen (ist insofern 
"mehr als bloß deklaratorisch). Da nun die 
DDR nur von den Staaten des Ostblocks 
anerkannt ist, besteht sie gegenüber der 
Mehrheit der Staaten völkerrechtlich 
nicht. 

Eine ganz andere Frage wäre, ob es zweck- 
mäßig wäre, die DDR, die großen Wert 
auf die Existenz als Staat der Völker- 
rechtsgemeinschaft legst und dafür einen 
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5 zuerkennen. Eine solche Anerkennung 
wäre allerdings die De-facto- oder gar De- 


geben und vor der Effektivität der Ge- 
walt kapitulieren? Diese Frage ist keine 
rechtliche mehr, sondern schon eine po- 
litische. Die Fakten anerkennen heißt: 
Anerkennen, daß Deutschland der Be- 
siegte des doch von ihm entfachten Zwei- 
ten Weltkrieges ist, und daß es nicht 
fähig war, dem Vordringen des Marxis- 
mus Einhalt zu gebieten. Die Abtrennung. y 
der Ostgebiete und der DDR, eben alles 
Unrecht, das Deutschland erleidet, kommt 
nicht von ungefähr. Es ist keine Strafe für 


eine Kollektivschuld, sondern es ist eben 


in der Geschichte ein Gesetz, daß — wie 
Toynbee es herausarbeitete — jede Her- & 
ausforderung von einer Antwort gefolgt S 
wird. Dieses Gesetz von »Challenge and N 
response« ist die wissenschaftliche For- 

mulierung des Satzes, daß die Welt- 

geschichte das Weltgericht sei und daß 
insbesondere jedes Volk die Regierung 
habe, die es verdiene. Die Anerkennung 
der objektiv vorhandenen Schwäche 


‚Deutschlands ist vielleicht sogar der kür- ; 


zeste Weg, um wieder zu erstarken — 50 
wie oft nur ein Schritt zurück die Kraft 
verleiht, einen Graben zu überspringen, 
nicht aber dessen ständiges Anstarren. 
Solange der Westen über seine eigenen 
Lebensgrundlagen unsicher ist, solange i 
ist.er geistig dem Marxismus unterlegen. 
Und solange geistig der Marxismus nicht 
durch ein realeres Erfassen der Wirklich- 
keit besiegt wird, ist man ihm dialektisch 
nicht gewachsen. 

Nicht im juristischen und auch nicht im 
politischen Bereich liegt die Wurzel jener 
Problematik, die äußerlich als Teilung 
Deutschlands auftritt, sondern im geistig- 
weltanschaulichen, ja noch tiefer, im reli- 
giös-metaphysischen: Denn — so sei hier 
behauptet — die Verengung und Erstar- 
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'scholastischem Dogmatismus war die Her- 
- ausforderung, die als Antwort die glei- 


der Kapitalismus und Marxismus, die 
Konfessionen des Materialismus, gebar. 
In dieser Schicht wird die Auseinander- 
setzung zwischen dem dialektischen Ma- 
terialismus des Ostens mit seiner Zwangs- 
wirtschaft und dem ethischen Materialis- 
; ‚mus des Westens mit seiner zügellosen 


Ebene gehoben, die es ermöglicht, die 
eigentliche Problematik zwischen echter 
. Religiosität und verweltlicher Pseudo- 
Religion zu erkennen. 


Hamburg Hellmuth Hecker 


EINE GESCHICHTE DER DEUTSCHEN 
INDUSTRIE 


Lutz Graf Schwerin von Krosigk: Die 
große Zeit des Feuers, Der Weg der 
deutschen Industrie, Bd. II und III. 701 
und 718 S., Rainer Wunderlich Verlag 
Hermann Leins, Tübingen 1958/1959. 


“Während über die Entwicklung der deut- 
” schen Industrie seit der Reichsgründung 
und ihre mannigfachen sozialen und poli- 
tischen Auswirkungen zahllose Spezial- 
untersuchungen und Einzeldarstellungen 
erschienen sind und fortgesetzt neu er- 
scheinen, besteht ein ausgesprochener 
Mangel an ebenso eindringlichen wie um- 
fassenden Gesamtdarstellungen. Zwar gibt 
es eine ganze Reihe guter Übersichtsdar- 
" stellungen und Abrisse der deutschen 
Wirtschaftsgeschichte im 19. und 20. Jahr- 
hundert; aber abgesehen davon, daß es 
sich hierbei lediglich um mehr oder we- 
niger knappe, wenngleich unentbehrliche, 
Überblicke handelt, gibt es kein Stan- 
“dardwerk für die Geschichte der deut- 
schen Industrie in den letzten 90 Jahren 
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rung der religiösen Welterfahrung zu 


cherweise untauglichen feindlichen Brü- 


‚Wirtschaft überhaupt erst auf eine andere 


nicht ausschlie a dem Industriali 
sierungsprozeß als solchem eingehend be 
faßt, 
Firmen und das Leben, die schöpferische 
Leistung der Erfinder, Unternehmer, Wirt- 
schaftsführer usw. ausführlich behandelt, 
die an diesem Prozeß in den einzelnen In- 
dustriezweigen führend teilnahmen oder 
auf ihn einen bedeutenden Einfluß aus-. 
übten. ; 

Diese empfindlich spürbare Lücke in der 
wirtschaftsgeschichtlichen Literatur zu 
schließen, ist die Absicht, die der Verf. 
mit seiner vom Verlag ausdrücklich als 
Standardwerk bezeichneten dreibändigen 
Industriegeschichte und speziell dem vor- 
liegenden 2. und 3. Band, welche die Zeit 
nach 1870 umfassen !), verfolgt; eine Ab- 
sicht, die eigentlich nur mit lebhafter Zu- 
stimmung begrüßt werden dürfte Den- 
noch drängt sich sofort die Frage auf, ob 
gerade Schw. v.Kr. über die für ihre Rea- 
lisierung nun einmal erforderlichen Vor- 
aussetzungen verfügt, da er auf dem Ge- 
biete einer wissenschaftlich ernstzuneh- 
menden Industriehistoriographie, gelinde 
gesagt, ein krasser Außenseiter ist; und 
Skepsis ist von vornherein um so mehr 
am Platze, als er sich nicht darauf be- 
schränken will, »den großen Entwick- 
lungslinien nachzugehen« und »einen voll- 
ständigen Überblick über die wichtigsten 
Unternehmen und ihren Anteil an der 
Geschichte zu geben«, sondern zugleich — 
was freilich im Wesen der Sache begrün- 
det ist — den allgemeinwirtschaftlichen, 
sozialen, politischen und geistigen Ereig- 
nis-, Struktur- und Problemzusammen- 
hang der industriellen Entwicklung an- 
gemessen berücksichtigen will. Ein derart 
weitgespanntes Vorhaben stellt zweifellos 
höchste Anforderungen an die Sachkennt- 
nis, das Problembewußtsein und die Fä- 
higkeit des Verf., ein außerordentlich um- 


1) Über den I, Band (1957) vgl. 
Sp. 509 ff. 


NPL III/1958, 
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sondern auch die Geschichte der 


Tangreiches. und vielschichtiges en : 
material sowohl systematisch zusammen- 
 zutragen und zu verarbeiten wie über- 


sichtlich und lesbar darzustellen. Des- 
ungeachtet stellen sich besonders dem 
Versuch, die »reine« Industriegeschichte 
mit der Firmengeschichte und der Unter- 


- nehmerbiographie fruchtbar zu verknüp- 


fen und auf diese Weise makroökonomi- 
sche, mikroökonomische und biographi- 
sche Aspekte zur Synthese zu bringen, 
schon insofern recht erhebliche sachliche 
Schwierigkeiten in den Weg, als an wis- 
senschaftlichen Maßstäben gemessen die 
meisten der bisher vorliegenden firmen- 
geschichtlichen Veröffentlichungen unzu- 
länglich sind ?) und die historisch-psycho- 
logische Erforschung des Unternehmer- 
verhaltens wie überhaupt die gesamte 
wirtschaftspsychologische Verhaltensfor- 
schung noch in den Anfängen steckt. 

Ausgehend von der anfechtbaren These, 
daß die Entwicklung der deutschen Indu- 
strie von der Reichsgründung bis zur 
Gegenwart einen geschlossenen Zeitraum 


“ bildet, gliedert Sch. v.Kr. die beiden vor- 


liegenden Bände in jeweils zwei Haupt- 
teile, in denen er 1. »die Verflochtenheit 
der Industrie mit dem geschichtlichen 
Werden der Nation« (II,S. 19—342), 2.»ihre 
tragenden Eckpfeiler und bewegenden 
Kräfte: Bergbau und Eisen, Elektrizität 


_ und Chemie« (S. 345—701), 3. die Entwick- 


lung der übrigen Industriezweige (III, S.21 
bis 479) und 4. die wirtschafts- und ge- 
sellschaftspolitische Situation und Proble- 
matik der. Gegenwart im Zeichen der 
„zweiten Umwälzung« (S.481—629) behan- 
delt oder genauer: zu behandeln sich vor- 
nimmt. Denn was in diesen Hauptteilen, 
deren thematische Abgrenzung noch eini- 
sermaßen einzuleuchten vermag, tatsäch- 


2) Vgl. Fritz Redlich, Anfänge und Entwicklung der 
Firmengeschichte und- Unternehmerbiographie. Das 
deutsche Geschäftsleben in der Geschichtsschrei- 
bung (1. Beiheft der ‚Tradition‘, Zs. f. Firmen- 
geschichte und Unternehmerbiographie), Baden- 
Baden 1959, S. 26 ff. 
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lich behandelt wird, hat — zumindest im 


‚1. und 4. Hauptteil — mit der Disposition 
oder einem sinnvollen Gedankengang 
wenig gemein. Der 1, Hauptteil beginnt 
mit einem Kapitel über Krisen und Kon- 
jJunkturen, die Gründerzeit, den »großen 
Krach« von 1873 und Bismarcks Wendung 


zur. Schutzzollpolitik 1878, um sich dann 


unvermittelt in einem langatmigen und in 
dieser Form völlig überflüssigen Bericht 
»steckengebliebenen Erfindungen« (U- 
Boot, Telegraph, Luftballon !) zuzuwen- 
den. Danach wird am Beispiel Oldenburgs 
und der Lederindustrie die Bedeutung des 
Standorts für die Entfaltung der Industrie 
erörtert und mit Rückblicken bis ins 17. 
Jahrhundert die Entwicklung der Indu- 
strie an der Saar und in Schlesien geschil- 
dert. Unter der mehr als fragwürdigen 
Überschrift 


der Sozialpolitik von Bismarck bis zur 
Gegenwart, daran anschließend eine Cha- 
rakteristik der Arbeiterführer Bebel, 
Liebknecht, Vollmar, Bernstein und Rosa 
Luxemburg, die eine Betrachtung des 
»Druckgefälles der Wirtschaft« ablöst, in 
der der Verf. sich mit dem »Schicksalsjahr 
1879«, der Kriegswirtschaft 1914/18, den 
wirtschaftlichen Folgen des 
Vertrages, der Inflation, der Weltwirt- 
schaftskrise und dem Problem der Steuern 
befaßt, Das nächste Kapitel beleuchtet die 
»Antwort der Kirche auf die sozialen For- 
derungen« von Kolping bis Naumann. 
Dann folgt ein »Querschnitt durch die 
ersten Jahre des neuen Jahrhunderts«,der 


zum größten Teil ein Querschnitt durch . 


die letzten Jahre und Jahrzehnte des alten 
ist, und den Abschluß-bilden je ein Kapitel 
über die Interessenverbände der Industrie 
und die Gewerkschafts- und Genossen- 
schaftsbewegung (einschließlich des Raiff- 
eisenverbandes) von den Anfängen bis zur 
Gegenwart. Um das Durcheinander per- 
fekt oder das beziehungslose Nach- und 
Nebeneinander der Kapitel vollends evi- 
dent zu machen, geht der Verf. erst im 
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»Das Joch der Wohlfahrt« 
folgt ein Überblick über die Geschichte 


m 
x 


Versailler - 


 schluß an einen Aufriß der politischenund 
wirtschaftlichen Lage Deutschlands nach 
dem Zweiten Weltkrieg, in selbständigen 
Kapiteln auf das zentrale Problem der 
Kartelle und den Kartellierungsprozeß 
bzw. die Konzentrationsbewegung in der 
"deutschen Industrie seit den 1890er Jah- 
ren, auf die Geschichte der großen Streiks 
seit 1872 und die Wandlungen im Unter- 
_ nehmertum seit dem späten 19. Jahrhun- 
‚dert sowie auf die Rolle der Unternehmer 
in der Politik ein. Ähnliche Ungereimt- 
heiten finden sich, obwohl aus naheliegen- 
den Gründen nicht gleich häufig, in den 
eiden übrigen Hauptteilen. 

Es muß darauf verzichtet werden, den In- 
halt der 43 Kapitel auch nur andeutungs- 
weise wiederzugeben, zumal fast jedes 
% Kapitel zu kritischen Bemerkungen reich- 
lich Anlaß gibt, Vergleichsweise noch am 
besten gelungen ist die Darstellung der 
Entwicklung der einzelnen Industrien, die 
rund 22 Kapitel umfaßt und vom Bergbau, 
der Eisen- und Stahlindustrie, der Elek- 
- tro- und chemischen Industrie, der Kraft- 
stoff-, Fahrzeug-, feinmechanischen und 
optischen Industrie über die Baustoff- 
NE-Metall-, Porzellan-, Glas-, Textil-, 
Papier-, Gummi-, Leder-, Spielwaren- 
und Lebensmittelindustrie bis zur Maschi- 
nen- und Schiffbauindustrie reicht. Der 
‚Verf. geht hier in jedem Kapitel meist so 
vor, daß er zunächst, oft im Vergleich mit 
. dem Ausland, die Rohstofflage, die Pro- 
“ duktions- und Absatzbedingungen, die 
technischen Verfahren und Unternehmens- 
- formen, -die Standortverhältnisse und 
Hauptverbreitungsgebiete kurz charakte- 
. risiert und anschließend am Leitfaden 
und im Spiegel der Geschichte der führen- 
den Firmen und des in diesem Zusam- 
menhang wichtigen Lebensganges hervor- 
_ ragender Wirtschaftsführer die Entwick- 
lung der einzelnen Industrien und Indu- 
- striezweige breit schildert, Der Schwer- 
punkt liegt dabei eindeutig auf der Wie- 
‚dergabe und Zusammenstellung von rei- 
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x Hauptteil, und zwar unmittelbar im An- 


ih und H 2 
wichtigsten Firmen aufgeführt, ihr Auf- 
stieg und ihre Ausdehnung beschrieben, 
soweit sie in der Steigerung der Produk- 
tion oder des Absatzes, in der Zunahme 
der Beschäftigtenzahl, der Erhöhung des 
Aktienkapitals, der Errichtung neuer 
Werke, der Fusion mit anderen Unter- 
nehmen, der Konzernbildung und ähnli- 
chen Vorgängen oder Angaben, dieWachs- 
tum und Erfolg anzeigen, greifbar sind. Es 
werden ebenfalls die Verluste und Schä- 
den erwähnt, die als Folge von Wirt- 
schaftskrisen sowie in und nach den bei- 
den Weltkriegen eintraten und zur Um- 
organisation der Firmen, zur Einführung 
neuer Fabrikationsmethoden und ähn- 
lichen Maßnahmen zwangen. Man erfährt 
die Namen der Männer, welche die bedeu- 
tendsten Unternehmen gründeten und lei- 
teten und den industriellen Fortschritt 
durch umwälzende Erfindungen, die Ent- 
wicklung neuer oder die Verbesserung 
alter Produktionsverfahren ermöglichten 
und vorantrieben, wird besonders aus- 
führlich und anschaulich über ihre Her- 
kunft, ihren Werdegang, ihre persönlichen 
Leistungen und charakteristischen Eigen- 
heiten unterrichtet und bekommt in einem 
eigenen Kapitel am Beispiel der Konzern- 
herren Hugo Stinnes, Friedrich Flick und 
Otto Wolff einen Eindruck von der auch 
noch im 20. Jahrhundert für »titanische 
und genialische Kraftnaturen« bestehen- 
den Möglichkeit, entgegen dem Zwang der 
Verhältnisse persönlich wirtschaftliche 
Macht zu erringen und zu organisieren. 

All das verdient ebenso Beachtung wie der 
Fleiß, mit dem der Verf. eine Unmenge 
von Einzelheiten zusammengetragen hat, 
ehrlichen Respekt. Gleichwohl vermag es 
nicht den Ansprüchen zu genügen, die an 
ein Standardwerk oder eine wissenschaft- 
liche Industriegeschichte gestellt werden 
müssen. Statt wirklich demWeg der deut- 
schen Industrie »in den großen Entwick- 
lungslinien nachzugehen«, verliert sich der 
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“ Verf., 


he t selten 
> einigkeiten, und en weitgehend 


' dem Leser überlassen, sich aus einer ver- 
. wirrenden Fülle von Details und für sich 


genommen vielleicht ganz nützlichen fir- 
mengeschichtlichen Abrissen und Kurz- 
biographien ein Gesamtbild von eben die- 
sem Weg zu machen. So gut wie nirgends 
dringt der Verf, durch die Oberfläche zum 
Kern der Sache vor und gibt er eine Ant- 
wort auf die Frage, warum sich die ein- 
zelnen Industrien so und nicht anders ent- 
wickelt haben. Wo er sich von der Be- 
trachtung des vordergründigen Gesche- 
hens löst und zu tiefergehenden Erörte- 
rungen ansetzt, tut er das durchweg nicht 
in Form sachkundiger historisch-sozial- 
ökonomischer Analysen und Interpreta- 
tionen, sondern in Form von geistvollen 
Reflexionen, kulturphilosophischen Über- 
legungen und einer ethisch-religiös be- 
gründeten Zeitkritik, die einem Essay alle 
Ehre machen könnten und beredtes Zeug- 
nis ablegen für die christliche Gesinnung 
und die eigenständige Urteilskraft des 
aber selbstverständlich wissen- 
schaftliche Untersuchungen und Erläute- 
rungen nicht zu ersetzen vermögen. Jeden- 
falls erfährt man nichts über die Grund- 
lagen, Methoden und Wirkungen der Ge- 
schäftspolitik der großen Unternehmen, 
nichts über ihre innere Struktur, nichts 
über die Verwendung der Gewinne, sehr 
wenig über ihre Stellung auf dem Absatz- 
markt und auf dem Zulieferermarkt, sehr 
wenig auch über Konkurrenzkämpfe zwi- 
schen den Unternehmen und die Inter- 
essengegensätze zwischen einzelnen Indu- 
strien, die immerhin für die unterschied- 
lichen Stellungnahmen beispielsweise zur 
Frage der Kartellierung nicht ganz un- 
wichtig sind. Überhaupt wird man fest- 
stellen müssen, daß eine zureichende Ein- 
ordnung der industriellen Entwicklung in 


den volks- und weltwirtschaftlichen Ge- 


samtzusammenhang nahezu völlig fehlt 
und der ganze Bereich der Wirtschafts- 
und Handelspolitik einschließlich der Ge- 
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a a Wirtschafts 


modernen Nationalökonomie, vor allem 


der Theorien über die Entwicklung der 


Industriewirtschaft, die der Verf. nicht 


für seine Zwecke fruchtbar zu machen &%; 


verstanden hat. 


Es kann danach nicht u daß 


auch die Berücksichtigung des Problem- 
kreises Wirtschaft und Gesellschaft recht 
unbefriedigend ist. Die sozialen Voraus- 


setzungen und Konsequenzen der Indu- 
strialisierung werden höchst oberflächlich 


berührt.- Weder die allgemeine Bevölke- 


rungsbewegung und die Wandlungen der 
Sozialstruktur noch die für den Ausbau 
des Ruhrgebietes so wichtige Ost—West- 
wanderung, weder die Arbeiterbewegung Ä = 


noch die materielle Lage der Arbeiter, 


weder die staatliche noch die betriebliche 


Sozialpolitik, weder die Spannungen, um 
nicht zu sagen der Widerspruch zwischen 


der sozial-ökonomischen und der politi- je 


schen Ordnung desKaiserreiches noch das 
Problem einer demokratischen Ordnung 


der industriellen Gesellschaft im allgemei- 


nen und der Betriebe im besonderen, we- 


der die Stellung des Unternehmers in der 


Gesellschaft noch die politische Rolle und 


Bedeutung der Unternehmer- und Arbeit- 


geberverbände finden eine angemessene 
Beachtung und Beurteilung. 

Gewiß darf man Sch. v. Kr. gerade in die- 
sen Punkten nicht überfordern. Doch was 
soll man davon halten, daß er in seinem 
Überblick über die Geschichte der Sozial- 


politik die Sozialpolitik in der Weimarer 


Republik mit wenigen Sätzen abtut, aber 
4 Seiten dem Problem des Sonntagsschut- 
zes widmet, daß er die politische Arbeiter- 
bewegung lediglich in der Charakteristik 
einiger Arbeiterführer bis 1918/19 berück- 
sichtigt, wobei Paul Singer als Damen- 
mäntelfabrikant, aber nicht als Vorsitzen- 
der der SPD vorgestellt wird und Eduard 
David als hervorragender Weinkenner er- 
scheint? Was soll man weiter davon hal- 
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rechts stark vernachlässigt worden ist. Das REES 
gleiche gilt hinsichtlich der Theorien der 


7 


RE 


"werk (»Die Akkumulation des Kapitals«) 
und ihre dort entwickelte neomarxistische 
Theorie des Kapitalismus nicht mehr zu 
x sagen weiß als: »eine ebenso tendenziöse 
wie stilistisch meisterhafte Darstellung 
AR" der Vorgeschichte. des Imperialismus«, 
aber eine ganze Seite darauf verwendest, 
ihre Liebe zur Natur, insbesondere zu 


man schließlich zu solchen Behauptungen 
sagen wie denen, die Industrie habe die 
- Tarifverträge allgemeinverbindlich ge- 
macht (II, S. 288), schwere Arbeitskämpfe 
seien der Weimarer Republik erspart ge- 
blieben (II, S. 305), die Industrie habe sich 


schen Kämpfen beteiligt, z. B. in den Aus- 
 einandersetzungen über den Zolltarif, sei 


tisch aktiv geworden (III, S. 556)? 
Zum Abschluß kann deshalb nur noch ein- 
mal betont werden, daß Sch. v. Kr.s Indu- 
striegeschichte die eingangserwähnteLük- 
kein unserer wirtschaftshistorischenLite- 
ratur nicht zu schließen vermag und sich 
. trotz begeisterter Rezensionen in der Ta- 
. gespresse auch schwerlich zum »Volksbuch 
der deutschen Industrie« eignen dürfte. 
Was übrigbleibt: eine Fülle kluger, an- 
regender Beobachtungen und eine für die 
. erste Orientierung recht brauchbare Zu- 
 sammenstellung von firmengeschichtlichen 
und biographischen Daten, ist sicher nicht 
wenig, reicht aber nicht aus, die vom 
Verf. und vom Verlag leichtfertig geweck- 
ten Erwartungen zu erfüllen, °) 


Heidelberg Horst Stuke 


3) Ungeachtet offensichtlicher Druckfehler enthal- 
ten beide Bände eine stattliche Anzahl von Irr- 
tümern, die sich bei einem so umfangreichen Werk 
. wohl kaum ganz vermeiden lassen, obgleich es Sch, 
 v.Kr. zugegebenermaßen an der nötigen Sorgfalt 
hat fehlen lassen, Um einige Beispiele zu nennen: 
Ein Arbeitskammergesetz ist, weder ‚in den näch- 
_ sten Jahren‘nach Posadowskys Rücktritt (II,S.180) 
noch später vom Reichstag verabschiedet worden. 
Trotz wiederholter Vorlagen (besonders nach 1915) 
gedieh es nicht über Entwürfe hinaus, so daß eine 


651 


daß er üb er Rosa Luxemburgs Haupt- 


"Maurice Duverger: De la Dictature 
211 S., Rene Julliard, Paris 1961. 


»In unseren Zeiten ist reine Politische 
Wissenschaft nicht möglich — wenn sie 
es jemals war. Man kann objektive Ana- 
lyse und Aktion nicht trennen. Die Men- 
schen, die Geschichte machen, müssen be- 
einfiußt werden, nicht die Spezialisten, 
die sie hinterher studieren. Und es ist bes- 


‚der wichtigsten Forderungen der Sozialdemokratie 
und überhaupt der modernen Arbeiterpolitik un- 
erfüllt blieb. Die KPD (Spartakusbund) wurde nicht 
von Rosa Luxemburg und KarlLiebknecht (II,S.213) - 
und auch nicht von Karl Radek (III,S.482) gegrün- 
det, sondern auf einer Reichskonferenz oppositio- ä 
neller linksradikaler Gruppen. Der Name des Haupt- ; 
manns, der Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 

vor ihrer Ermordung verhörte, schreibt sich übri- 

gens Pabst, nıcht Papst (II,S.220; III,S.678). Der 

sog. Gewerkschaftsstreit in der kath. Arbeiter- 
bewegung wurde 1919 nicht ‚völlig beigelegt“ 
(II,S.266),sondern flaute nach dem 1. Weltkrieg, als 

sich die Christlichen Gewerkschaften gegenüber den 
katholischen Arbeitervereinen der Berliner Rich- 
tung faktisch durchsetzten, ohne endgültige Ent- 
scheidung allmählich ab. Nicht der Streit zwischen 
den ‚Lokalisten‘ und den ‚„Zentralisten‘ in den 
Freien Gewerkschaften, der mit der Entscheidung 
des Halberstädter Gewerkschaftskongresses (1891) 
für die Zentralverbände im Grunde beendet war, 
„dauerte 23 Jahre‘ (II, S. 320), sondern die Ausein- 
andersetzung um die Frage, ob Berufsverbände oder 
Industrieverbände die Organisationsgrundlage der 
Freien Gewerkschafien bilden sollten. Der ADGB 
wurde 1919 gegründet, die für 1914 angegebenen 
Zahlen (II,S.323) beziehen sich deshalb auf die Ge- 
neralkommission der deutschen Gewerkschaften. 
Ergänzend sei darauf hingewiesen, daß die wirt- 
schaftsfriedlichen Gewerkschaften (ausschließlich 
der Eisenbahnervereine, die 1907 eine Mitglieder- 
zahl von annähernd 400 000 erreichten) vor 1914 
doppelt so stark waren wie 1932 (II,S.324). Der Verf. 
hätte nicht allein an dieser Stelle gut daran getan, 
außer dem „Großen Brockhaus‘ auch noch andere 
Lexika und einschlägige Handbücher zu Rate zu 
ziehen. Quellenbelege fehlen in der Darstellung be- 
dauerlicherweise völlig. Doch führt der Verf. wenig- 
stens am Schluß des 3. Bandes in einem vmfang- 
reichen Verzeichnis (S. 633—662) die von ihm be- 
nutzte Literatur auf. Vollständigkeit wird hier nie- 
mand erwarten wollen, dennoch erscheint es be- 
denklich, daß fremdsprachige Bücher (z.B. die ein- 
schlägigen Arbeiten von W. ©, Henderson) über- 
haupt nicht erwähnt werden. Der Registerteil ent- 
hält außerdem ein ausführliches Personen- und 
Firmen-., aber kein Sachverzeichnis, was bei einem 
so umfassenden Werk und der unsystematischen 
Darstellungsweise des Verf. als großer Mangel be- 
zeichnet werden muß. 
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denen 
' Essays zu beschränken, als zu spät Zur 
Feder zu greifen. In den Konzentrations- 
lagern wäre es nicht mehr von Nutzen, 
über die Diktatur zu schreiben.« Diese 
Sätze aus der Einleitung der vorliegen- 
den Studie bezeichnen klar ihren Zweck — 
und ihre Begrenzung —: der Journalist D. 
(er ist ständiger Mitarbeiter der führen- 
den Pariser Tageszeitung »Le Monde«) 
sucht seinen französischen Landsleuten 


im Frühjahr 1961 auf gedrängtem Raum 


das historisch-soziologische Material über 
die Ursachen und Wirkungen der Dik- 
tatur zu unterbreiten, mit dessen Hilfe 
sie sich besser den Bedrohungen und An- 
forderungen des Tages gewachsen zeigen 
sollen. Diesem aktuellen Vorhaben ent- 
spricht die Gliederung der einzelnen Ka- 
pitel, die ausgehend von allgemeinen Er- 
örterungen über die Entstehung und Ent- 
wicklung diktatorischer Herrschaft zur 
Untersuchung überleiten, inwiewe‘t im 
besonderen Falle des heutigen Frankreich 
diese Bedingungen einer Diktatur er- 
füllt sind. Der erhofften (und erzielten!) 
breiten Wirkung dienen ein übersicht- 
licher Aufbau, eine klare Gedankenfüh- 
rung und D.s bildhafte, einprägsame, 
geistreiche Formulierungen. 

Die Vielfalt seiner Beispiele, Ausblicke 
“ und Hinweise wird gerade für den aus- 
ländischen Leser einen besonderen Reiz 
ausmachen. D. behandelt so verschiedene 
Länder wie das heutige Spanien und das 
alte Rom, Ungarn nach dem ersten Welt- 
krieg, China unter Mao, das Italien der 
zwanziger und das Deutschland der drei- 
Biger Jahre, Cuba auf dem Wege von Ba- 
tista zu Fidel Castro. Er spricht — unter 
anderen — von Cortez und Cromwell, 
Pipin dem Jüngeren, Savonarola, Salan, 
Salazar, Marius und Sulla, Mussolini, 
Noury Said. D. erläutert den Inhalt der 
Legitimität, das Wesen des Poujadismus, 
den Verlauf des Kapp-Putsches, die Be- 
sründung der doppelten Investitur Napo- 
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EI y DEE? RE 1 at DENE Be IR 1, 
leons I. und die grundlegenden Verschie- 
denheiten der Einheitsparteien im XX. 


Jahrhundert. Man erfährt etwas vom 


Verhältnis der Konservativen zur Dikta- x 
tur, von den Revolutionstheorien Saint ‘ 
Justs, Lenins und Kemal Atatürks und 


den Zahlen der Opfer des Terrors 1792 — 


1795, des Juni-Aufstandes 1848 und der 


Pariser Commune 1871. Aus einer er- 


staunlichen Fülle kommentierten Mate- 
rials hat der Verf. seine Thesen, seine 
Hypothesen abgeleitet. Denn D. ist nicht 
nur Journalist, sondern in erster Linie 
Professor des Rechts und der Politischen 


Wissenschaften. Sein Buch berichtet nicht 


nur von der Fülle verschiedener Erschei- 


nungsformen der Diktatur, sondern dringt - je. 


zur Analyse ihrer historisch-gesellschaft- 
lichen Bedingtheiten vor und liefert so 
einen Beitrag zu einer 
Theorie der Macht. 


Wann entstehen Diktaturen? Der erste 
der beiden Teile des Buches heißt »Sozio- 
logie der Diktaturen«. Er teilt sich in 
drei Kapitel, deren erstes und zweites die 
Bedeutung der Krisen der Sozialstruk- 
tur (S. 21 ff.) und der Krisen der Legiti- 
mitätsvorstellungen einer Gesellschaft (S. 


44 ff.) für die Entstehung der Diktaturen 


beleuchten, während im dritten Kapitel 
(S. 76 £f.) von den sogenannten »techni- 
schen« Diktaturen die Rede ist. D. unter- 
scheidet zwischen soziologischen und 
technischen Diktaturen (S. 19). Die Vor- 


aussetzungen einer soziologischen Dikta- 


tur sind gegeben, wenn eine Krise der 
Sozialstruktur einer Gesellschaft und eine 
Krise des bis dahin in dieser Gesellschaft 
gültigen Begriffs legitimer Herrschaft, ein 
»Legitimitätsbruch«, zusammentreffen; 
die Ausführungen zu diesem zweiten 
Punkte sind besonders interessant. Neben 
strukturellen Krisen gibt es freilich such 
konjunkturelle Krisen einer “esell- 
schaft, hervorgerufen etwa durch einen 
Krieg oder eine Wirtschaftskrise. Auch 
diese Krisen können eine Diktatur im 
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allgemeinen 


Gefolge en die allerdings Heis s nach 


Kurzer Dauer scheitert. 
Technische Diktaturen (der Ausdruck 
scheint mir nicht glücklich gewählt) ent- 
‚sprechen dagegen in keiner Weise der 
Situation der von ihnen befallenen Län- 
‚der. Sie verdanken sozusagen einem Zu- 
en: fall, einem Unfall ihre Entstehung: der 
Besetzung des Landes durch fremde 


» . litärputsch. Besonders dieser letztge- 
‚nannten Beenung der as we 


‚Frankreich in diesem Frühjahr bedrohte 

(und noch bedroht), widmet D. aus nahe- 

ee liegenden Gründen eingehende Erörte- 
©. rungen. 

er zweite Teil behandelt den Inhalt, das 


== Programm, die Funktionsweise und das 
5 Ende der Diktaturen. Wenn D. diese 
zweite Hälfte seiner Studien »Dialektik 
der Diktaturen« überschreibt, so deutet 
ge 


x bereits dieser Titel an, was seine Über- 
_ legungen von landläufigen Pauschalur- 
teilen über die Diktatur abhebt: seine 
rs nuancierte Betrachtung sucht zu erhellen, 
worin sich die Diktaturen gerade vonein- 
"ander unterscheiden. So werden im ersten 
Kapitel des zweiten Teiles (S. 111 ff.) re- 
volutionäre Diktaturen (die die gesell- 

N “schaftliche Entwicklung und Umgestal- 
Be ‚tung voranzutreiben suchen) und r>aktio- 
näre Diktaturen (die sie so weit wie mög- 
- lich zu bremsen beabsichtigen) einander 
 gegenübergestellt. Der Verf. untersucht 
das dialektische Verhältnis zwischen 
h ihnen, ihre jeweilige Theorie, ihre ver- 
schiedenen politischen Praktiken und die 
»thermidorischen« Regime des Kompro- 
. misses, in die die aufeinanderfolgenden, 
entgegengesetzten Diktaturen oft ein- 
münden. Im Kapitel II, 3 (S. 175 ff.), das 
den Misch- und TÜbergangsformen der 


en 


Truppen, dem Kolonialismus, einem Mi-. 


“ mehr sich das wirtschaftliche Niveau hebt, 


Das ee ea Kapi- 
tel der Abhandlung ist das Kapitel II, 27 
(S. 139 ff). Hier erweitert D. seine Dar- 
stellung der Wechselbeziehungen von Re- 
volution und Reaktion um wirtschaftliche 
Überlegungen. Er beschreibt das Verhält- | 
nis von industrieller Entwicklung und 
Diktaturanfälligkeit eines Landes. Er ver- 
sucht, in Weiterentwicklung Marx‘scher 
Gedankengänge die Probleme der politi- 
schen Verfassung eines Landes an seinem 
Produktionsniveau abzulesen, an seinem 
jeweiligen Standort auf dem Wege von 
einer unterentwickelten zur Galbraith‘- 
schen Überflußgesellschaft, um die Wahr- 
scheinlichkeit und — revolutionäre oder 
reaktionäre — Richtung der jeweils dro- 
henden Diktatur zu ermitteln. Seine 
Untersuchung wird in zwei Hypothesen E 
zusammengefaßt (S. 162): 1. Mit der He- 
bung des industriellen Niveaus einer Ge- 
sellschaft vermindert sich in gleichem 
Maße das: Risiko einer Diktatur. 2. Je 


desto stärker neigt eine Diktatur dazu, 
einen reaktionären Charakter anzuneh- 
men. 

Den besonderen Wert dieser gedanken- 
reichen Schrift sehe ich in einer Schär- 
fung unseres Unterscheidungsvermögens 
und der Anregung zu vertieftem Nach- 
denken. Wir vergessen oft, daß freiheit- z 
lich-pluralistische Regierungssysteme bis- E 
her nur in industriell hoch entwickelten 3 
Staaten verwurzelt sind, und man über- 
sieht leicht, daß eine Diktatur in Latein- 
amerika oder im Vorderen Orient eine 
ganz andere Bedeutung haben kann (und 
damit eine andere Bewertung erfordert) 2 
als etwa eine Diktatur in Frankreich. j 


Ca Be A 


Paris Arnulf Baring 
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Abschreckung des sowjetrussischen ‚neuen 
Imperalismus‘ durchzusetzen, so muß die- a 
ses Vorgehen als ein Teil der politischen 


Kenneth W. Thompson: Political Rea- 


‚lism and the Crisis of World Politics, 
An American Approach to Foreign Po- 
liey. IX, 261 S., Princeton University 
Press, Princeton, New Jersey, 1960. 


Der Verf. ist Vize-Direktor für Sozial- 
wissenschaften an der Rockefeller-Stif- 
tung, sein Buch die Frucht einer De- 
kade des Studiums, Lehrens und Schrei- 
bens auf dem Gebiete der Außenpolitik. 
Unter politischem Realismus versteht er 
die Reaktion gegen eine Außenpolitik, 
die sich bisher durch legalistische und 
moralische Anschauungen - ausgezeichnet 
hat. Seine Aufgabe sieht er in einer Un- 
tersuchung über die Ursprünge dieser 
Entwicklung. 

Im ersten Teil seines Buches untersucht 
er unter der Überschrift: »Amerikanische 
Außenpolitik: Theoretiker und Prakti- 
ker« die hauptsächlichen Strömungen 
- der Auffassungen über auswärtige Poli- 
tik: Philosophen, Kolumnisten und poli- 
-tische Plänemacher, Liberalismus und 
Konservatismus in der amerikanischen 
Politik, und endlich Philosophen: schrift- 
liche und lebendige Theorien. Im zweiten 
Teil untersucht er unter der Überschrift: 
„Das Kernproblem der Außenpolitik« die 
Schranken des Prinzips der Außenpolitik: 
Zwang und das neue Gleichgewicht der 
Macht, das Problem des Isolationismus 
und der kollektiven Sicherheit und das 
amerikanische Dilemma. Teil II trägt als 
Überschrift: »Friede und politischer Rea- 
lismus«. Den Abschluß bildet ein Epilog. 
Dort stellt er vor allem fest, daß dem 
Realismus nichts anderes übrigbleibt, als 
»die einzelnen Probleme nach den ihnen 
eigenen Umständen zu untersuchen«, wo- 


für er eine Reihe konkreter Beispiele an- 


führt. »Falls es in einem gegebenen Mo- 
mente die Aufgabe der Staatsmänner ist, 
Elemente der Macht aufzubauen, um eine 
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Realität betrachtet werden. Falls an 
einem anderen Punkte die Elemente der 
Macht eine solche Größe und Intensität 
erreichen, daß die Anwendung von neuen 
Techniken zur Anpassung 
ist, 


selnder diplomatischer und wirtschaftli- 
cher Begegnungen zu diskutieren . . 


erforderlich 
so darf der Realist nicht davor 
zurückschrecken, über den Kurs wech- 


Diese Bedingungen stellen den Rahmen ERE 
her, innerhalb dessen die Staatsmänner, 


und wenn diese zurücktreten müssen, in- 


ternationale Denker ihr schweres undun- 


dankbares Werk tun müssen.« 


Th. geht somit grundsätzlich von der Auf- 


fassung aus, die Menschen und damit die 


aus Menschen gebildeten Staaten würden 


stets nach rein verstandesmäßigen Grün- 
den handeln. Diese rein 


gen zwischen Menschen und Staaten trägt 
jedoch nicht den Tatsachen des Lebens 
Rechnung. Da er in seinem Buche mehr- 
fach die außenpolitischen Ansichten von 
W. Lippmann angeführt hat, so seien 
dessen Ansichten über die Natur der zwi- 
schenstaatlichen Beziehungen kurz wie- 
dergegeben. In dem in 
Monthly«, Februar 1948, erschienenen 
Artikel »The Rivalry of Nations« schreibt 


der Letztere: „Wir haben aus dem Zeit- 


alter unserer Unschuld, vom 19. Jahrhun- 
dert, als wir isoliert gewesen sind, ... ein 
ideologisches Bild von der Welt übernom- 
men... Dieses Bild der Welt ist aber ein- 
gebildet und falsch... . Rivalitäten, Strei- 
tigkeiten und Konflikte zwischen Staaten 
und Gemeinschaften sind die normale 
Bedingung der Menschheit. Unsere Wei- 
gerung, den Kampf ums Dasein als den 
normalen Zustand der Menschen in inter- 
nationalen Angelegenheiten anzuerken- 
nen, hat zu wiederholten Fehlschlägen 
der amerikanischen Politik geführt 

Unsere Ideologen betrachten den Ge- 
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»The Atlantic 


intellektuelle 
Auffassung der gegenseitigen Beziehun- 


_ als ‚Machtpolitik‘. Und sie betrachten die 
Anerkennung von Einflußsphären als ein 
‚Beschwichtigungsmittel. Mangels eines 
N: Weltstaates und ausgenommen eine Welt, 
die durch eine Übermacht bedroht wird, 
muß es aber zwischen verschiedenen 
Mächten ein Gleichgewicht und eine An- 


Wir aber bestehen darauf, die Rivalitäten 
der Staaten als etwas zu betrachten, das 


bestehen kann.« 

In seinem Buche »Christianity, diplomacy 
and war« (1953), das Th. selbst mehrfach 
“zur Unterstützung seiner Ansichten zi- 
tiert, hat Butterfield ganz ähnlich ge- 
schrieben: »In erster Linie sind wir (die 
 Demokratien) unfähig, die Rolle zu ver- 
; stehen, die die Gewalt in der Entwick- 
lung und der Erhaltung der bestehenden 
Ordnung der Dinge spielt; und wir unter- 
lassen es, uns daran zu erinnern, daß 
’ Macht in Wirklichkeit über ein gewisses 
Ausmaß von Zweckmäßigkeit und Unver- 
 antwortlichkeit verfügt, da moralische 
' Entrüstung an sich keine Kugeln aufhält 
und daß es einen gewissen Sinn hat, wenn 
Gewalt immer nur durch eine noch stär- 

kere Gewalt verdrängt werden kann.« 
_ Max Huber, der zweimal zum Präsiden- 
ten..des Ständigen Internationalen Ge- 
_ richtshofes im Haag gewählt worden ist, 
_  ___ hatin seinem 1928 in Buchform unter dem 
Titel »Die soziologischen Grundlagen des 
 Völkerrechts« erschienenen Werke auf 
S. 4 geschrieben: »Das Problem der In- 
ternationalität zeigt die verschiedensten 
er Formen und Beziehungen; vor allem ist 
oo eein soziologisches, also in letzter Linie 
” psychologisches Problem, aber es ist auch 
ein biologisches.« Und er hat damals ab- 
® schließend gemeint: »Wenn wir auch 
nicht wissen können, welcher Wandlun- 
gen die menschliche Psyche in fernen 
Äonen fähig ist, so haben wir für alle 
übersehbaren Zeiten mit dem Kampf, 
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der Macht zu erreichen und zu erhalten 


; ” 

des hen führen kann, a 
einem feststehenden Prinzip allen sozia- 
len Geschehens zu rechnen«. Endlich sei 
darauf hingewiesen, daß Th. selbst -in 
seinem Artikel »A study of international 
polities« (Review of Politics, Oktober 
1952) das Handeln der Staaten als vom 
„Wirken einer elementaren biopsycholo- 
gischen Erscheinung« bezeichnet hat. 
Diese Feststellung soll jedoch den Wert 
der Ausführungen Th.s nicht im gerin- 
sten schmälern. Sie dient ausschließlich 
zur Klarstellung, daß man, wenn man das 
Verhalten von Staaten richtig einschätzen 
will, die nun einmal gegebenen biologi- 
schen, psychologischen und soziologischen 
Eigenheiten sowohl der Menschen als 
auch der Staaten entsprechend einschät- 
zen muß und nicht in den so häufig ge- 
machten Fehler verfallen darf, den 
Staaten, die Machtpolitik betreiben, dar- 
aus einen Vorwurf zu machen. Wie 
J. Burnham in »The Struggle for the 
Worid«, 1948, bemerkt hat: »Wenn je- 
mand Machtpolitik verurteilt, so ist es 
entweder, weil er nicht weiß, was Politik 
ist, oder weil er gegen die Machtpolitik 
eines anderen Einwände hat, während er 
gleichzeitig seine eigene Machtpolitik 
verhüllt.« 

Wenn der Leser des »Politischen Realis- 
mus« die hier gemachte Einschränkung 
berücksichtigt, so wird er darin eine un- 
erschöpfliche Quelle staatsmännischer 
Weisheit für das tatsächliche Verhalten 
der Staaten finden, wie Th. es richtig ge- 
schrieben hat: »Die Mitglieder des politi- 
schen Planungsstabes folgen, anders wie 
so viele Soziologen, einer mehr oder 
minder ausdrücklichen Auffassung der 
menschlichen Natur. Nach Holle (Civilisa- 
tion and Foreign Policy, 1955) ist ‚die Auf- 
fassung des Menschen, auf dem unsere Zi- 
vilisation beruht, ... die einer Bestie mit 
einer Seele, eine Kreatur neun Teile Tier 
und ein Teil göttlich, dessen Mission es 
ist, das animalische Element zu überwin- 
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en und seine 
it zu realisieren‘« (S. 60). Mit diesen 
Augen gesehen, eröffnet das Buch dem 
Leser Ausblicke in die Außenpolitik der 
Völker, die er in anderen Werken ähn- 
lichen Inhalts vergebens suchen dürfte. 


Wien Rudolf Blühdorn 


EIN HANDBUCH DER 
ABENDLÄNDISCHEN AUFKLÄRUNG 


Fritz Valjavee: Geschichte der abend- 
ländischen Aufklärung. 380 S., Verlag 
- Herold, Wien-München 1961. 


»Die Kultur der Gegenwart speist sich 
aus zahlreichen Quellen, aber ihre wich- 
tigste Voraussetzung ist jene geistige 
Strömung, die wir als Aufklärung be- 
zeichnen.« So lautet der erste Satz von 
Fritz Valjavecs Beitrag »Die Aufklärung« 
im neunten Band der von ihm heraus- 
gegebenen »Historiamundi«. Damit wurde 
‘das Thema der dort bereits angekündig- 
ten, nun aber vorliegenden Geschichte der 
abendländischen Aufklärung angeschla- 
gen, mit welcher V. die Aufmerksamkeit 
auf die noch heute nachwirkenden An- 
regungen des »philosophischen Zeitalters« 
ienken will. 

Das Thema der Aufklärung hat den im 
Jahre 1960 verstorbenen Leiter des Mün- 
chener Südost - Institutes zeitlebens be- 
schäftigt. Bereits im Titel seiner Disser- 
tation klang der Begriff der Aufklärung 
an, und nach V.s eigenen Worten sind 
seine Bücher über den Josephinismus und 
»Die Entstehung der politischen Strömun- 
gen in Deutschland 1670—1815« nur Vor- 
arbeiten für das nun erschienene Werk 
gewesen. Postum herausgegeben, wurde 
es von V.s langjährigem Mitarbeiter Felix 
von Schröder überarbeitet. Es ist ein 
Handbuch im besten Sinne, an dem nie- 
mand, der sich in Zukunft mit der Auf- 
klärung beschäftigen will, vorbeigehen 
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ten der Göttlich- 


"kann. Nicht allzu umfangreich, sucht es 
das Zeitalter der Aufklärung in seinem 


ganzen Umfang zu schildern. In vier Ka- 
piteln mit vielen Untertiteln werden die 
geschichtlichen Grundlagen, das Wesen, 
das Ende und die Fortdauer dieser Epoche 
aufgerissen. Die Aufklärung mit ihrer 
neuen Auffassung vom Wesen des Men- 


schen sieht V. bereits im alten China zum 
ersten Male verkörpert. Sie ist für ihn 


nicht nur im Sinne Kants ein geistiger 
Vorgang, der die Menschheit aus ihrer 
selbstverschuldeten Unmündigkeit her- 
aushob, sondern ein Zeitalter, das den 


Menschen überhaupt zum Mittelpunkt der 


sichtbaren Welt machte. So muß man V. 
verstehen, wenn er sagt: »Wäre der Be- 
griff Humanismus nicht schon für eine 
andere geistige Bewegung vergeben, so 


wäre er am geeignetsten, das Zeitalter 


als Ganzes zu kennzeichnen« (S. 11). 
Schon Friedrich Meinecke sprach von der 


»Reizwirkung der Aufklärung« und deu- 


tete damit an, daß auch er in ihr die ent- 
scheidende geistige Bewegung der neueren 
Zeit im Abendland sah. V. weist ihr die 
zentrale Stellung in der gesamten Geistes- 


geschichte des Abendlandes zu, meint, daß 


mit ihr »ein völlig neuer Abschnitt der 
Weltgeschichte« begonnen habe. Ob die 
Aufklärung tatsächlich — wie es bei V. 
heißt — das »geschichtsmächtigste Phä- 
nomen der abendländischen Geschichte« 
gewesen sei, mag dahingestellt bleiben. 
Tatsächlich aber hat sie, die das bürger- 
liche Zeitalter heraufführte, die Grund- 
lagen für eine einheitliche, weltumspan- 
nende Kultur geschaffen. Das weist V. an 
den verschiedensten Kulturgebieten in 
der Verflechtung aller Schichten nach. 

Die eigentliche Aufklärung als bewußt 
gewordener Vorgang entstand, als sich in 
der zweiten Hälfte des siebzehnten Jahr- 
hunderts im Abendland die rationalisti- 
schen und auf eine stärkere Verwelt- 
lichung hinzielenden Kräfte im kulturel- 
len und religiösen Leben miteinander ver- 
banden und eine einheitliche philoso- 
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den aus 
 herausgerissen und erhielten die völ- 


Zusammenhänge ausgedehnt, 


: phisch begründete Anschauung gewannen. 
Dennoch aber hat nach V. nicht die Philo- 
N sophie “die Aufklärung geschaffen. Das 


Philosophieren war erst die Folge der 
bestimmten weltanschaulichen Grund- 


haltung, die den Menschen als »Maß aller 
5 Dinge« sah. Im katholischen Bereich be- 


mühten sich die Aufklärer, die über- 


lieferten Glaubensformen von Mißbräu- 
chen und Entstellungen zu reinigen und 
den Katholizismus mit den geistigen, poli- 
tischen und gesellschaftlichen Forderun- 
. gen der Zeit in Einklang zu bringen. Der 
Protestantismus hat durch die Begeg- 
_ nung mit der Aufklärung viel an geistiger 


Beweglichkeit gewonnen, die Juden wur- 
ihrer geistigen Absonderung 


lige Gleichberechtigung. Sie verschmolzen 
sprachlich mit dem jeweiligen Staatsvolk. 
Der Einfluß der Aufklärung auf den ost- 


_  kirchlich byzantinischen Kulturbereich war 
zunächst weniger stark, eröffnete dann 


aber die geistige »Verwestlichung« jener 


Ze Völker. Das Freimaurertum erlebte seine 
große Blütezeit. Hinreichend bekannt sind 
die Auswirkungen der Aufklärung auf 


Wissenschaft und Dichtung. Das geltende 
Recht wurde verbessert, die Folter ab- 
geschafft, die Sprache gereinigt und ge- 
pflegt, die Gattung des Romans entwickelt, 


die Liebe zur Musik ins Bürgertum ge- 
© tragen. Die geschichtliche Betrachtungs- 


weise wurde auf die weltgeschichtlichen 
die An- 
fangsgründe zu den heute vielfachen ge- 
schichtlichen Einzelfächern wie Wirt- 
schafts-, Verfassungs- oder Kulturge- 
schichte wurden angelegt. 

Wie sehr aber noch unsere Gegenwart 
von den Auswirkungen der Aufklärung 
bestimmt ist, ja vielleicht an ihnen leidet, 


erweist V. unter anderem auch an den 


mannigfachen Beziehungen zwischen Auf- 
klärung und Sozialismus. Es ist nicht ohne 
Bedeutung, daß die Anfänge der sozia- 
listischen Lehren in das achtzehnte Jahr- 
hundert zurückreichen. Der unbedingte 
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Macht« sind ebenso te der. 


klärung wie die Meinung, daß alle gesell- B: 


schaftlichen, und wirtschaftlichen Fragen 3 


einer strengen Planung unterworfen wer- 


den können. Saint Simon, Auguste Comte 


und Owen fühlten sich als Propheten 
eines neuen Zeitalters und leiteten, wie 
V. es nennt, die »Wiedergeburt der Auf- 
klärung« ein. Durch die sozialistische Ar- 
beiterbewegung nahm die Abkehr von 
den Kirchen im neunzehnten und zwan- 
zigsten Jahrhundert einen immer größe- 


. ren Umfang an. Durch sie-erlangten die 


Ideen der Aufklärung nachträglich unter 


den Massen starke Geltung, wenn auch 
in vereinfachter und stark abgewandelter 
Form. > 

Als einer einheitlichen Kulturrichtung 
wurde der Aufklärung mit Beginn des 
neunzehnten Jahrhunderts ein Ende ge- 
setzt. Liberalismus und Sozialismus, de- 
ren Ideen das Gesicht unserer Zeit be- 
stimmen, aber zogen aus ihr ihre Wurzeln. 
V. kommt das Verdienst zu, sie in ihren 
ersten Fäden freigelegt zu haben. 


Bonn Norbert Matern 


NATIONALSOZIALISTISCHE 
BESATZUNGSPOLITIKR 


Alexander Hohenstein: Wartheländi- 
sches Tagebuch aus den Jahren 1941/42, 
= Quellen und Darstellungen zur Zeit- 
geschichte (Veröffentlichungen des In- 
stituts für Zeitgeschichte), Bd. 8. 320 S., 
Deutsche Verlags-Anstalt, Stuttgart 1961. 


Über die deutsche Besatzungspolitikx wäh- 
rend des Zweiten Weltkrieges gibt es be- 
reits eine ganze Reihe zeitgeschichtlicher 
Darstellungen, und auch das NS-Herr- 
schaftssystem in den besetzten polnischen 
und sowjetischen Gebieten war schon 
wiederholt Gegenstand wissenschaftlicher 
Untersuchungen. Was indessen noch weit- 
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einen treu Abdruck des nach 


licher Far für den zeitgeschicht- 
|  lich-politisch Interessierten, der nicht die 
‚ Möglichkeit besitzt, in den Instituten und 
Archiven ungedruckte Manuskripte zu 
‚ studieren —,sind unmittelbare Zeugnisse, 
die die tatsächlichen Vorgänge und ein- 
, zelnen Begebenheiten an bestimmten Stel- 
len des weiten und keineswegs einheitlich 
verwalteten deutsch-besetzten Ostraums 
‚einfangen und durch die das in den wis- 
senschaftlichen Darstellungen oft nur ab- 
strakt und statistisch erfaßte Geschehen 
erst Leben gewinnt. Nicht zuletzt besitzen 
solche konkreten Einzelquellen auch für 
die politische Bildung einen — gegenüber 
bloß resümierenden Gesamtüberblicken 
‚— wesentlich höheren Wert, bieten sie 
‚doch die Möglichkeit, von den geschilder- 
‚ten Vorgängen ausgehend, schrittweise zu 
politischen Einsichten und Urteilen vor- 
| zustoßen, ohne daß die Gefahr einer sche- 
matisierenden Schwarz-Weiß-Malerei ent- 
‚steht, wie es bei der Herleitung von 
abstrakt-wissenschaftlichen Erörterungen 
leicht der Fall sein kann. 

Unter diesen Aspekten gebührt dem In- 
stitut für Zeitgeschichte in München be- 
sonderer Dank für die Veröffentlichung 
‚des Tagebuchs eines deutschen Amtskom- 
"missars (Bürgermeisters), der von Januar 
1941 bis Mai 1942 einen Stadt- und Amts- 
'bezirk im östlichen »Warthegau« leitete, 
‚einen Bezirk also, der im Gegensatz zu 
ıden westlichen Teilen des Warthelandes 
‘nicht bis 1919 Reichsgebiet war, sondern 
zu Kongreßpolen gehörte. Orts- und Per- 
‚sonennamen, auch der des Verf. sind 
ıdurch Decknamen ersetzt, doch ist die 
‚Lokalisierung leicht zu erschließen. Über 
‘die Herkunft des Manuskripts und die bei 
(der Veröffentlichung angewandten me- 
‘thodischen Grundsätze gibt Sonja Noller 
'in einer ausführlichen Einleitung Aus- 
'kunft. Bis auf eine Kürzung der breit 
ausschmückenden Schilderungen einzelner, 
das allgemeine Interesse wenig berühren- 
‘der Begebenheiten handelt es sich um 
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dem Kriege aus den stenographischen 
Niederschriften ‘des Verf. hergestellten 
Manuskripts. 

Der Leser gewinnt aus diesem Tagebuch 
einen sehr anschaulichen, lebendigen Ein- 
druck von den Verhältnissen in diesem 


wartheländischen Bezirk von insgesamt 
etwa 60 000 Einwohnern — neben relativ 
wenigen volksdeutschen Bewohnern, den 
reichsdeutschen Beamten, Wirtschaftsfüh- 


rern usw., den aus den baltischen Ländern 
stammenden Umsiedlern und den in be- 


stimmten Stadtbezirken konzentrierten 


Juden in der Masse Polen. Hier wird 
deutlich, wie sich die verschiedenen Er- 
lasse der zentralen NS-Führung und der 


Posener Gauleitung in der Praxis aus- 
wirkten. Die innere Spannung, aus der 
heraus der Verf. seine Tagebuchnieder- 


schriften anfertigte und die sich dem 


Leser mitteilt, entstand aus der beson- 


deren Einstellung des Amtskommissars 
zu seiner Aufgabe, aus dem Widerstreit 


dieser Einstellung zu den Befehlen »von 


oben«. Obwohl Mitglied der NSDAP und 


in gewisser Weise dem »Ostrausch« ver- 


fallen, von einem deutschen Kultur- und 
Sendungsbewußtsein erfüllt, stimmte er 


doch nie den Herrschafts- und Unter-. 
drückungstheorien und -praktiken zu, wie 


sie in ganz besonderer Weise auch von 
dem wartheländischen Gauleiter Greiser 
vertreten wurden, und gerietinzunehmen- 
dem Maße in Konflikt mit seinen vor- 
gesetzten Stellen und wurde schließlich 
seines Postens enthoben. Der Anlaß hier- 
für war die Teilnahme polnischer An- 
gestellter an einer privaten deutschen 
Veranstaltung, die er nicht durch seinen 
Einspruch verhindert hatte — ein für den 
»Geist« des propagierten »Herrentums« 
bezeichnender Fall, wenn auch keines- 
wegs der eigentliche Grund für seine Ab- 
schiebung. 

Erschütternd sind die Aufzeichnungen be- 
sonders dort, wo der Verf. über das bru- 
tale Eingreifen der SS berichtet, die un- 
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"abhängig von allen übrigen Instanzen 


‘operierte und dem Verf. seine Ohnmacht 
in dem Bemühen demonstrierte, die offi- 
zielle Unterdrückungspolitik gegenüber 
Polen und Juden zu mildern, »freilich in 
den Grenzen, die uns und ihnen das Ge- 
setz erlaubt...« (S. 78). Als letztlich un- 
politischer Mensch bleibt der Verf. jedoch 
trotz aller bitteren Erfahrungen in seinen 
Einsichten gleichsam auf halbem Wege 
stehen, gelangt er nicht wirklich zu der 
_ Erkenntnis, daß es das NS-System ist, 
nicht das Versagen oder die Charakter- 
. schwäche einzelner Führer oder Unter- 
führer, die zu den für ihn schmerzlichen 
und quälenden Erlebnissen führten. Ge- 
rade in dieser Halbheit liest aber das 
zeitgeschichtlich Bedeutsame, in weitem 
‚Maße Typische. Insofern steht der Verf. 
für viele andere, die in ähnlicher Haltung 
‚an den ihnen vom NS-System befohlenen 
Plätzen willig-widerwillig ihre Aufgaben 
erfüllten, bis sie abgelöst wurden, um 
willfährigen und skrupelloseren Naturen 
das Feld zu räumen. 

Die romantische Verlockung »des Ostens«, 
. die auch nach seiner erzwungenen Rück- 
kehr ins »Altreich« bei ihm noch nicht 
verklungen war, kommt am besten in 
der Schlußbetrachtung des Verf. zum Aus- 
druck: »Nicht in den Landschaften und 
nicht im freundlichen Spiel der naiven 
Natur liegt der seltsame Reiz des Warthe- 
landes. Er liegt in der Art der Einstellung, 
die wir deutsche Menschen zu ihm haben... 
Es ist das Herausfordernde, das zum Zu- 
. packen reizende, das in der Ostluft liest. 
— Die kämpferische Atmosphäre, die das 
Leben inmitten fremden Volkstums un- 
willkürlich erzeugt. — Es liest in diesem 
Schritt für Schritt ertrotzenden Aufbau 
und herrischen Hüten des Errungenen 
vor drohenden Zugriffen... (Es ist) das 
prickelnde, berauschende Gefühl des Neu- 
lands... Die geschichtliche Sendung, der 
Odem völkischer Unsterblichkeit weitet 
das Herz und hält es wachsam« (S. 301). 
In diesem »Traum, Sehnsucht und Wirk- 
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liche, tiefe Pe die hinter den 
von den NS-Machthabern begangenen 
Verbrechen im Osten in der zeitgeschicht- 
lich-politischen Diskussion bisher viel- 
fach zurücktrat, aber für das vielschich- 


tige Verhältnis »der« Deutschen zum - 
»Osten« das Entscheidende ist. Eine 

gründliche Analyse dieses Tagebuchs 

bietet eine gute Einstiegsmöglichkeit 

hierfür. 


Darmstadt Ändreas Hillgruber 


JOHANNES POPITZ UND 
DIE WEIMARER REPUBLIK 


HildemarieDieckmann!JohannesPopitz, 
Entwicklung und Wirksamkeit in der 
Zeit der Weimarer Republik, = Studien 
zur europäischen Geschichte aus dem 
Friedrich-Meinecke-Institut Jer Freien 
Universität Berlin, Band IV. 157 S, 
Colloquium-Verlag, Berlin-Dahlem 1960. ä 


Persönlichkeit und politische Wirksamkeit 
von Johannes Popitz biographisch zu fas- 
sen und zur gelungenen Darstellung zu 
bringen, ist keine leichte Aufgabe. Sicher- 
lich war Popitz der führende Steuerex- 
perte der Weimarer Zeit, aber dennoch 4 
fehlte ihm jede Enge des reinen Experten- 
tums, Er war weder ein Mann der Restau- 
ration noch ein Mann der Republik, und 
überhaupt läßt sich seine unruhige, aber 
streng disziplinierte Persönlichkeit politi- 
schen Strömungen oder Parteien nicht 
leicht zuordnen, auch war er zu selbstän- 
dig und zu stolz, um zum ergebenen Ge- 
folgsmann von Ministern, Parteien oder 
politischen Ansichten zu werden, Aber 
Popitz, und deswegen verdient seine Per- 
sönlichkeit höchstes historisches Interesse, 
verkörperte in ausgeprägtester Weise die 
Haltung des hochgebildeten, kulturbewuß- 
ten und kulturerfüllten deutschen Bürger- 
tums, auch bleiben seine Gedanken 
typisch für den anspruchsvollen Staatsbe- 
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' dung und Leistung bewußte Juristen im 

‚ Staatsdienst entwickeln konnten. 

| Hildemarie Dieckmann hat sich nicht die 
Aufgabe gestellt, mit ihrem Buch, das aus 

‚einer Dissertation hervorging, eine voll- 
ständige Biographie über Popitz zu schrei- 
ben. Sie lenkt unseren Blick, der bislang 

‚ Popitz im Zusammenhang mit Jer Wider- 

‚ standsbewegung gegen Hitler sah, zurück 
auf seine Tätigkeit in der Weimarer Zeit 
und ergänzt in dieser Hinsicht Jie be- 
kannte Studie Hans Herzfelds. !) Als 


Hauptquellen benutzte sie Popitz‘ eigene. 


Veröffentlichungen, deren Umfang allein 
schon auf den oft übersehenen Sachver- 
‚ halt aufmerksam macht, welch wichtiges 
‚ Instrument die eigene Publizistik für den 
mit zentralen Fragen betrauten juristi- 
schen Experten bilden kann.?) Neben der 
Schilderung der brillanten Karriere von 
Popitz findet die Darstellung ihre Schwer- 
punkte einmal in der Würdigung des An- 
teils Popitz‘ an der Einführung der Um- 
‚satzsteuer unter Erzberger, wobei man 
allerdings eine Berücksichtigung der Ar- 
beiten von Bachem und Höfler und über- 
haupt eine etwas genauere Untersuchung 
der Vorgeschichte der Umsatzsteuer ge- 
wünscht hätte. ?) 
Danach wird Popitz‘ entscheidender Ein- 
Aluß auf die Steuergesetze von 1925 dar- 
gestellt, sein Bemühen um klare Begriffe 
des Steuerrechts und seine Forderungen, 


1) Hans Herzfeld, Johannes Popitz, Ein Beitrag 
zum Schicksal des deutschen Beamtentums, in: For- 
schungen zu Staat und Verfassung; Festschrift für 
Fritz Hartung, Berlin 1958, S. 345—365. 

2) Eine ähnliche programmatische publizistische 
Tätigkeit entfalteten z. B. Bill A. Drews oder Arnold 
Brecht. 


3) Vgl. Karl Bachem, Vorgeschichte, Geschichte 
und Politik der deutschen Zentrumspartei, 9 Bde. 
1927—1932, insbes. Bd. 9, S. 206—264: Die Finanz- 
politik des Zentrums seit 1890; Gabriele Höfler, 
Erzbergers Finanzreform und ihre Rückwirkung auf 
die bundesstaatliche Struktur des Reiches vor- 
wiegend am bayerischen Beispiel, Diss., Freiburg 
1955. Neuerdings auch Klaus Epstein, Matthias 
Erzberger and the dilemma of German democracy, 
Princeton 1959; vgl. NPL, IV/1959, Sp. 722 ff. 
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griff, den parteiunabhängige, ihrer Bil- 


die steuerlichen Belastungen gerecht an 
die veränderten wirtschaftlichen Verhält- 
nisse anzupassen, um dem wirtschaftlichen 
Wiederaufbau solide Grundlagen zu ge- 
ben. Der Gedanke, in die labile Struktur 
der Weimarer Republik durch die Gesetz- 
gebungen dauerhafte Elemente einzu- 
fügen, war ein Hauptanliegen des Staats- 
sekretärs. Andeutungsweise 
gleichzeitig das spannungsreiche Verhält- 
nis des nicht »parteigebundenen« Staats- 
sekretärs zu seinen häufig wechselnden 
parlamentarischen Ministern zur Darstel- 
lung, deren einer, v. Schlieben, seinem 
Staatssekretär freie Hand ließ, deren an- 
derer, Reinhold, aus der Wirtschaft kom- 
mend, ein eigenes Programm zu verwirk- 
lichen suchte. Auch die »geistige Führung« 
des Staatssekretärs in der Steuerkommis- 
sion wird angedeutet, ohne daß allerdings 
die Zusammensetzung der Steuerkommis- 
sion selbst, in der z. B. Brüning saß %), 
untersucht würde; denn es darf nicht ohne 
weiteres nach dem Beispiel etwa Müller- 
Fuldas aus der Vorweltkriegszeit ange- 
nommen werden, daß dasReichsparlament 
nicht in der Lage gewesen sei, der Sache 
gewachsene Experten hervorzubringen. 

Nachdem die Verf, geschildert hat, wie 
Popitz die Politik Reinholds, Köhlers und 
Hilferdings »mitmachte«, um dann mit der 
Regierung Müller und mit seinem Finanz- 
minister, dessen Ansichten er nicht teilte, 


zurückzutreten, berichtete sie im zweiten 


Teil des Buches, nach einem nicht ganz 
gelungenen Kapitel über das Institut des 
Staatssekretärs, über Popitz‘ Gedanken 
zum Finanzausgleich und zur Reichs- 
reform. 

Wie bei vielen anderen nicht parteigebun- 
denen Beamten verursachte auch für 
Popitz das Scheitern des Kabinetts Müller 
die negative Wendung in ihrer Einstel- 
lung zum parlamentarischen Parteien- 


4) vgl. Heinrich Brüning, Die Steuerreform von 
1925, in: Georg Schreiber, Politisches Jahrbuch 
1925, M.-Gladbach 1925, S. 294 ff. 
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u Die erublik chen ihrem Auftrag 
zur Gesetzgebung wegen Parteien, Inter-_ 
esseneinflüssen und Föderalismus nicht 


nachkommen zu können. Der "Gedanke, 
durch den »abgekürzten Gesetzgebungs- 


zu „weg« der Notverordnungen Sanierung und 
x Reform vorwärtszutreiben, gewann Ein- 
 _ fuß,. Popitz, nun frei von der Verpflich- 


tungen eines Staatsamts, entwickelte ohne 
Rücksicht auf Länder- und Parteiinteres- 
sen, selbst ohne Rücksicht auf traditionelle 
Reichsinteressen, seine Pläne zu Finanz- 
-  ausgleich und Reichsreform, deren erstere 
die Gemeinden scharf in den Mittelpunkt 


: - der Diskussion rückten und deren zweite 


. mehr und mehr aD Züge an- 
" nahmen. 

“In vieler Hinsicht kam Popitz, allerdings 

weniger aus Intellektualität als aus der 


we Verpflichtung sachlicher Überlegung in die 
Nähe von Carl Schmitt. Man kann es der 


Verf. nicht verübeln, daß sie diese Pro- 
 bleme ohne Unterstreichungen nur refe- 
rierend andeutet. Aber sie lassen den 


"Leser überlegen, ob nicht Popitz‘ Treue 


vor allem dem galt, was er sachlich für 
notwendig hielt, weniger hingegen den 
die Republik tragenden Personengruppen. 
Daß die politischen Parteien der Mitte in 
der modernen Massendemokratie einen 
stärkeren Schutz des Rechtsstaates bilde- 
ten, als das auf seine Exekutivfunktionen 
begrenzte und auch durch eine aufge- 
‚putschte öffentliche Meinung leicht zu be- 


einflussende und zu entmachtende Staats- 


- beamtentum, übersah er wie meisten sei- 


Hinweise 


O.W.Haseloff u. H. Stachowiak (Hrsg.): 
Kultur und Norm = Schriften zur 
wissenschaftlichen Weltorientierung, 
Bd. II. 143 S., Dr, Georg Lüttke Verlag, 
Berlin 1957. 


Über die hinreichend bekannte These 
von der „normativen Kraftides Faktischen« 
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den verpflichtenden Zwang juristi che 
Systematik. ; 


Soviel wir aus der vosenne Darstel- 


lung, und hierin liegt ihr großer Wert, 
über die Geschichte des Steuerwesens und 


.der Finanzverfassung erfahren, so wenig 


erfahren wir über das, was Popitz über 
die Menschen seiner Zeit dachte, Er be- 
gann seine Karriere zwischen Helfferich 


und Erzberger. Sie endete unter Müller, ° 


um unter v. Papen einen neuen verhäng- 
nisvollen Anfang zu nehmen, der zu Irr- 
tum, Widerstand und Tod führen sollte. 
Sicher fehlt es an Quellen, aber man darf 
vielleicht trotzdem schließen, daß es Po- 
pitz bei aller Weite und Tiefe seiner Bil- 
dung, bei all seiner Intelligenz und bei all 
seinem Verständnis für sachlogische Zu- 
sammenhänge doch an Verständnis für 
das Gewicht persönlicher Faktoren in der 
Politik und an Sinn für jene Zusammen- 
hänge fehlte, die logischen bzw. ästheti- 
schen Ordnungsprinzipien und Zielen 
nicht zugeordnet werden konnten. 

Die ArbeitH.Dieckmannsbringtunsein gut 
Stück weiter, und es ist zu hoffen, daß das 
von August Dresbach angekündigte Erin- 
nerungsbuch der Freunde des nach dem 
20. 7. 1944 ermordeten Johannes Popitz 
noch erscheinen wird. 5) 


Bonn Eberhard Pikart 


5) Hinweis bei August Dresbach, Menschliches’ an 
und über Popitz, in: „Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung“ v, 6. 9. 1958. 


schrieb Walter Jellinek in einem Gedenk- 
beitrag 1951 in der Juristen-Zeitung, sie 
sei „in doppelter Weise einer unzulässigen 
Kritik« unterzogen worden. G. Jellinek 
habe mit ihr nur eine »psychologische Tat- 
sache« beschrieben: »daß nämlich das tat- 
sächlich Seiende die Tendenz hat, als Sein- 
Sollendes empfunden zu werden.« 

Wie immer man zu dieser Deutung auch 
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falls mit aller Deutlichkeit, wie aktuell die 


Frage nach dem eigentlichen Gehalt jener 
‚ These und der von ihr und mit ihr ge- 


kennzeichneten Problematik noch immer 


| ist. Die Schrift vereinigt 15 Beiträge nam- 
‚ hafter Autoren, auf die im einzelnen ein- 
' zugehen naturgemäß nicht möglich ist. 


Ein »gemeinsamer Nenner« ist auch 
nicht überall sichtbar. Es wäre sicher 
ungerecht, ihn in der Feststellung St.s 
sehen zu wollen, daß die »sämtlichen Lö- 
sungsversuche des Wahrheitsproblems 
einen grandiosen Irrweg darstellen« (S.43). 


' Das Wahrheitsproblem stelle sich »einer 


empirisch-rational orientierten wissen- 
schaftlichen Philosophie als ein Pseudo- 


' problem dar« und stehe »als solches ‚auf 


einer Stufe mit Sätzen, deren Aussage- 


. gehalt durch Worte wie »Sein«, »Werden«, 


»Wesen« und »Geist« usw. bestimmt wer- 
den soll« (S. 44). 


Freilich: »in die Verzweiflung des Nihilis- - 
mus oder die Gleichgültigkeit der Wertin- 


Jifferenz« wollen sich die Herausgeber 
deshalb nicht begeben (so im gemeinsa- 
men Einführungsbeitrag »Zur gegenwär- 
tigen Gestalt des Normproblems« S. 12). 
Denn die »Normen helfen uns, im ganzen 
gesehen, unter dem Druck der Zwänge 
und Versuchungen, der kurzfristigen An- 
liegen und speziellen Bedürfnisse der ak- 
tuellen Situation die Hinordnung auf die 
überdauernden und allgemeinen Themen 
unseres Daseins zu sichern« (S. 13). Ihr 
Geltungsanspruch ist allerdings wiederum 
»stets nur bedingt berechtigt« (S. 12), was 
offenbar daran liegt, daß »der Bereich des 
Normativen« bisher »den Ideologen und 
Programmatikern allein« überlassen war. 
Die »Wissenschaft« müsse daher helfen, 
den »Weg frei zu machen zu wirklich- 
keitsgerechten und humanen Ordnungen 
des Zusammenlebens«. 

Angesichts solcher Aussagen wird man 
mit Recht von einer gewissen, nicht sehr 
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überzeugenden »Gläubigkeit« der Auto- $ 
ren in Bezug auf die Wirkkraft der »Wis- 


senschaft« sprechen können. Die Zweifel 
mehren sich, wenn man erkennt, daß das, 
was von St. als »wissenschaftliche«s Wis- 
senschaft anerkannt wird, jedenfalls alle 
diejenigen Disziplinen nicht mitumfassen 
soll, die sich als »Dogmatische Wissen- 
schaften« mit »normativen Systemen "be- 
schäftigen, ohne sich dabei wesentlich em- 
pirisch-rationaler Forschungsmethoden zu 
bedienen«. (S. 33 £.) Hierunter fallen »vor 
allem die Jurisprudenz und die Theolo- 
gie« (S. 39). Ob die Juristen und Theolo- 
gen mit den »Ideologen und Programma- 
tikern« identifiziert sein sollen, die bisher 
alles falsch gemacht haben, bleibt aller=- 


dings offen. 
Der Rez. hatte nicht den Eindruck, ob sol- 
cher »Wissenschaft« wesentlich besser. 


weltorientiert zu sein als vorher, Er _ 


möchte aber gerade deshalb nicht ver- 


säumen zu sagen, daß er aus manchen der 


hier nicht genannten Beiträge reichen Ge- 


winn gezogen und wertvolle Belehrung 


erfahren hat. 


Köln Gottfried Leder 


Rudolf Isay: Aus meinem Leben. VIII, 
184 S., Verlag Chemie G. m, b. H., Wein- 
heim (Bergstraße) 1959. 


Die Erinnerungen von Rudolf Isay (1886 
bis 1956) sind das Zeugnis einer mensch- 
lich großen Lebensleistung. Der erfolg- 
reiche Berliner Patentanwalt, der sich mit 
Publikationen zum Berg- und Kartellrecht 
einen Namen gemacht hat, emigriert zwei 
Wochen nach Erlaß der Nürnberger Ge- 
setze aus einem Deutschland, dessen Luft 
er »nicht mehr atmen« kann, Er gründet 
sich im nordbrasilianischen Urwald eine 
neue, mit imponierender Tatkraft und 
Zähigkeit erkämpfte Existenz als Kaffee- 
pflanzer. Erst 1951 kehrt der 65jährige in 
seine Heimat und — als Honorarprofessor 
an der Universität Bonn — seinen juristi- 
schen Beruf zurück. 
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Den Kapiteln über die Jahre des Exils 
(»Die Brasilianische Umgebung« und »Die 
Geschichte der Fazenda«) ist ein fast die 


Hälfte des Buches ausmachender Bericht 


»Deutsche Vergangenheit (1886 —- 1935)« 
vorangestellt, dem in mancherlei Hinsicht 
eine Sonderstellung unter der politischen 
Literatur unserer Tage gebührt. Es han- 
delt sich um ein sehr persönliches, für die 
fern der europäischen Szenerie aufge- 
wachsenen Enkel des Verf, geschriebenes 


Stück Zeitgeschichte, dessen Lektüre noch 


an Reiz gewinnt, wenn man sich dabei sin 
wenig in diese Nachgeborenen hineinver- 


setzt: Die Schilderungen eines Simplizissi- 


mus oder Schelmuffsky können ihnen 
Kaum fremder und phantastischer erschei- 
nen. Das liegt nicht an einer unangemes- 
senen Dramatisierung des historischen 
Vorwurfs, sondern beruht ganz im Gegen- 
teil auf dem ins Auge springenden (und 
Distanz schaffenden) Kontrast zwischen 
der Irrationalität der Ereignisse und der 
naiv-rationalen Nüchternheit, mit der sie 
registriert werden. Der gesunde Men- 
schenverstand ist für den mit viel Sinn 
für das Praktische begabten, aber das 
Nur-Zweckmäßige verachtenden Chroni- 
sten Richtschnur und Maßstab. Daraus 
mag sich auch sein bisweilen irritierender 
Hang zu souveräner Vereinfachung selbst 
der umstrittensten und kompliziertesten 
Vorgänge erklären, Man könne, so meınt 
I, etwa, »unbedenklich behaupten, daß der 
Weimarer Republik ein weit längeres 
Leben beschieden gewesen wäre, hätte 
sie nicht aus idealen. Gründen Titel 
und Orden abgeschafft. Von diesem 


Augenblick an konnte nicht bloß das Bür- 


gertum, sondern auch die Beamtenschaft 
unbesorgt auf die Regierung schimpfen« 
(S. 34). Der Fachhistoriker wird bei solchen 
und anderen Bemerkungen die Stirn run- 
zeln, und doch ist kaum zweifelhaft, Jaß 
gerade diese kunstlos-unbefangene, ja un- 
differenzierte Betrachtungsweise den 
Verf. befähigt hat, auf den Grund der 
Dinge zu stoßen und mit wenigen Strichen 
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ein im ganzen getreues Panorama seiner 


Zeit zu entwerfen. 
Auf den letzten Seiten des ches die un- E- 
mittelbar nach dem ersten Wiedersehen 
mit Deutschland im Jahre 1951 geschrie- 
ben wurden, kommt der trotz allem sehn- 
suchtsvoll nach der Heimat verlangende 
und an ihrem Schicksal anteilnehmende 
Emigrant zu Wort. Ohne Bitterkeit und 
mit der Unvoreingenommenheit des »küh- 
len Juristen« wird hier das »Gespenst der 
Vergangenheit« — Antisemitismus und 
Nationalsozialismus — beschworen. Die 
Antwort, die I. auf die Frage gibt, inwie- 
weit deutsches Bürgertum: und deutsche 
Intelligenz am Weg in das Unheil mıt- 
schuldig geworden sind, ist kennzeichnend 
für die bescheidene und jedem Pathos 
ferne Wesensart des Verf.: »Seit 1933 
haben auf den Kathedern der Universitä- 
ten und auf den Kanzeln der Kirchen viele 
geschwiegen, von denen man ein offenes 
Wort der Mißbilligung erwartete Kann 
man ihnen daraus einen Vorwurf machen? 
Daß sie nicht viel Hoffnung haben konn- 
ten, durch ihren Protest etwas zu ändern, 
ist sicher... Bestand trotzdem die Pflicht, 
Bekennermut aufzubringen? Hier werden 
die Meinungen auseinandergehen, Jeden- 
falls darf nur der den ersten Stein auf- 
heben, der... überzeugt ist, daß er selber 
in gleicher Lage unbekümmert um sein 
eigenes Schicksal und das Schicksal seiner 
Familie der Wahrheit die Ehre gegeben 
hätte. Ich persönlich hätte nicht den Mut, 
das mit völliger Sicherheit von mir zu 
behaupten« (S, 177 £.). Mit Nachdruck aber 
wendet sich I. gegen das »unwahrhaftige 
und gefährliches Bemühen, sich zur eige- 
nen Entlastung auf Unmenschlichkeiten 
der Siegermächte zu berufen, Für die Ein- 
sicht, daß dies »der erste Schritt zur Wie- 
derholung der Dinge (ist), die uns... so 
tief geschmerzt haben«, wirbt das hier be- 
sprochene Buch weniger mit Worten als 
durch den Geist, aus dem es geschrieben 
ist. - 


Freiburg i. Br. Hartmut Jäckel 
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